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PDS legt Gesetzentwurf zur 
Grundsicherung vor: 50 % 
des durchschnittlichen 
Einkommens als Minimum.

Auf breiter Front geht das deutsche Un­
ternehmertum gegen alle Rechte vor, die 
irgendwann einmal den lohnabhängig 
Beschäftigten in der BRD zugestanden 
wurden. Tarifbruch, Tarifflucht, Geset­
zesbruch — die Gewerkschaften'fuhren 
in dieser Woche eine Aktion Gegenwehr 
gegen diese Angriffe durch, im Bewußt­
sein, daß die wirtschaftliche Krise und 
die damit verbundene Schwächung der 
Lohnabhängigen auf dem Arbeitsmarkt 
den Kapitalisten auf allen Feldern weit­
gehende Angriffe erlaubt.

Die Streikbewegung gegen den Tarif- 
bruch im Osten, die betrieblichen 
Kämpfe gegen eine verbreitete Anrech­
nung von übertariflichen Zulagen — 
zumindest im Südwesten hat der Kapita­
listenverband seincSh Mitgliedsfirmen 
ein solches Vorgehen ausdrücklich 
empfohlen —, der Versuch, von Ge­
werkschaften, Betriebsräten und Beleg­
schaften die Aufkündigung von Tarifen 
und das Verlassen der Arbeitgeberver­
bände durch Firmen zu verhindern, die 
Abwehr des in manchen Branchen weit 
verbreiteten Einsatzes von Arbeitskräf­
ten aus dem Ausland in Sklavenhändler­
manier, die Kämpfe gegen Massenent­
lassungen und Betriebsstillegungen — 
all das sind bitter nötige Abwehrkämpfe, 
auf die die Gewerkschaften jetzt in der 
Öffentlichkeit hinweisen wollen.

Die Gewerkschaften machen deutlich, 
daß die Politik Partei ist: Die Bundesre- 
gverung droht m‘\t AussüegskXauseVn aus 
Tarifverträgen; die Regierung nimmt 
Stellung gegen die IG Metall, die ver­
sucht, die abgeschlossenen Verträge im 
Osten zu halten, die Regierung duldet 
und fördert illegale Beschäftigung.

Die Politik trägt aber noch in viel wei­
tergehendem Maße die Verantwortung 
dafür, daß sich die Kapitalisten in solch 
massivem Umfang gegen tarifliche und 
rechtliche Absicherungen von Lohnab­
hängigen vorzugehen trauen. Die jetzt 
mehr als ein Jahrzehnt andauernde Aus­
höhlung der Sozial Versicherungen, die 
Einschränkung ihrer Leistungen, die 
Einschränkung des Kreises derjenigen, 
die überhaupt einen Anspruch haben, 
hat zur Herausbildung einer in die Mil­
lionenzahl gehenden, gesellschaftlich 
spürbaren Schicht von Armen in der 
BRD geführt. Die Drohung „heute Ar­
beitsamt, morgen Sozialamt, übermor­
gen die Straße“ ist real und entfaltet ihre 
brutale Wirkung gegenüber gewerk­
schaftlicher Gegenwehr.

Viele der unbestritten nötigen Kämp­
fe, die jetzt die Gewerkschaften führen
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müssen, werden vielleicht verloren ge­
hen, weil das Bewußtsein für das ge­
meinsame Handeln von der Sorge um 
das eigene Schicksal überrannt wird. 
Eine politische Front gegen das Einrei­
ßen von Mindeststandards, wie sie die 
Tarife nun einmal sind, ist unabdingbar, 
sonst kann leicht sein, daß zwar manches 
Scharmützel gewonnen wird, aber der 
Kampf gegen das Kapital für die Ge­
werkschaften mit einer schweren Nie­
derlage endet.

Einen Ansatz für politische Gegen­
wehr kann dort gefunden werden, wo 
das Kapital seinen Hebel zur Schwä­
chung der Solidarität der Lohnabhängi­
gen angesetzt hatte: auf dem Feld der 
Sozialpolitik. Wir hatten schon mehr­
fach darüber berichtet, daß aus dem 
Kreis der Wohlfahrtsverbände Initiati­
ven für eine soziale Grundsicherung un­
ternommen wurden und daß die PDS 
einen entsprechenden Gesetzentwurf 
vorbereitet. Dieser Gesetzentwurf liegt 
inzwischen vor. Ein Überblick deutet 
an, daß er durchaus einen Bezugspunkt 
für die gewerkschaftlichen Bemühungen 
abgeben könnte.

Wichtig ist bei der sozialen Grundsi­
cherung, wie sie die PDS vorschlägt, der 
Bezug auf das bestehende System der 
Sozialversicherung. Damit unterschei­
det sich der Vorschlag auch deutlich von 
jenem Projekt aus der CDU-Mittel- 
standsvereinigung, in dem unter dem Ti­

15000 gegen 
Olympia in Berlin
Tagelang hatte die Pres­
se auf Geheiß des Senats 
vor einer Teilnahme an 
der Anti-Olympia-Demon­
stration gewarnt und eine 
gewalttätige Auseinan­
dersetzung heraufbe­
schworen. Daten von 
Olympiagegnern wurden 
durch den polizeilichen 
Staatsschutz gespei­
chert. Daß es nicht dazu 
gekommen ist, kann als 
Erfolg eines breiten 
Bündnisses verschieden­
ster linker Kräfte gewertet 
werden.— (har) 

Metall: Provokationen ohne Ende
Gesamtmetall mauert — sind weitere Verhandlungen sinnlos?
Nichts haben die führenden Personen in 
der Kölner Zentrale von Gesamtmetall 
ausgelassen, um eine mögliche Einigung 
in der laufenden Auseinandersetzung 
um die Stufentarifverträge für die ost­
deutsche Metall- und Elektroindustrie 
zu vereiteln. Im Tarifgebiet Sachsen bei­
spielsweise war nach den ersten Warn­
streiks in der Metall- und Elektroindu­
strie ein Kompromiß (zeitliche Strek- 
kung der Angleichungsstufen) fest un­
terschriftsreif ausgehandelt. Gesamtme- 
tall erwirkte den Rücktritt des Verhand­
lungsführers der Arbeitgeber und die 
nachträgliche Distanzierung des sächsi­
schen Arbeitgeberverbandes vom Kom­
promißergebnis. Gesamtmetall ist auch 
verantwortlich für die nachträgliche 
Kündigung des Stufentarifvertrages 
durch die Vertreter der Stahlindustrie.

Interessanterweise ist Zerrissenheit 
im Lager der Arbeitgeberverbände of­
fenbar geworden. Letzter Ausdruck die­
ser Entwicklung ist der Auftrag der ost­
deutschen Arbeitgeber an die Verhand­
lungskommission in Sachsen, doch noch

mit der dortigen IG Metall Verhandlun­
gen aufzunehmen mit dem Ziel eines Pi­
lotabschlusses. Dieser Auftrag wurde 
erteilt, nachdem die IG Metall am letzten 
Montag erwartungsgemäß die Anträge 
auf Durchführung von Urabstimmungen 
im Tarifgebiet Sachsen, Mecklenburg- 
Vorpommern sowie für die ostdeutsche 
Stahlindustrie befürwortet hatte. Ge­
spalten sind die ostdeutschen Arbeitge­
ber in Firmen, die als Ableger westdeut­
scher Großkonzeme den vereinbarten 
Tarif zahlen könnten, jedoch lediglich 
außertarifliche Zulagen anbieten, und 
kleineren und mittleren Firmen, für die 
die Zahlung der Tarife ebenso schwierig 
wäre, wie eine Woche Streik zu über­
stehen. Diese Firmen verweigern dem 
Verband auch mögliche Aussperrungen 
als Kampfmittel der Arbeitgeber. Sie 
könnten sie nicht lange genug durchhal­
ten, zumal es in den letzten Monaten 
Anzeichen für eine gewisse wirtschaftli­
che Stabilisierung gibt, die zu gefährden 
der ostdeutsche Mittelstand nicht bereit 
ist.

tel Grundsicherung die Abschaffung der 
Sozialversicherungen zugunsten einer 
dürftigen allgemeinen Sozialhilfe steht.

Die Grundgedanken des PDS-Ent­
wurfs, der hier nur skizziert werden 
kann, sind:

Der Gesetzentwurf geht aus von dem 
Recht auf Arbeit bzw. Arbeitsförderung 
und weiter, daß jede Stunde Arbeit ver­
sicherungspflichtig ist.

Schlußfolgerungen für einzelne Ge­
setze sind: Gesetz zur Festlegung von 
Mindestarbeitsbedingungen („im Inter­
esse der Schaffung gleicher Chancen der 
Arbeitnehmer auf dem Arbeitsmarkt 
und zum Schutz ihrer Arbeitskraft“); 
Arbeitszeitordnung mit Sieben-Stunden- 
Tag; Erweiterung der Möglichkeiten zur 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung 
von Tarifverträgen („zur Sicherung von 
Normalarbeitsverhältnissen“); Erweite­
rung des Kündigungsschutzes und ande­
re Maßnahmen, die die Rechtsstellung 
des Arbeitnehmers auf dem Arbeits­
markt gegenüber dem Kapital stärken 
sollen und die Formen der Erwerbsar­
beit außerhalb kapitalistischer Lohnver­
hältnisse begünstigen würden.

Anspruch auf Leistungen soll jeder 
haben, der arbeitslos ist und bereit ist, 
eine Beschäftigung aufzunehmen oder 
an Maßnahmen der Bundesanstalt für 
Arbeit teilzunehmen. Anspruch besteht 
ab dem 16. Lebensjahr bis zum Renten­
alter für die gesamte Dauer der Arbeits­

losigkeit. Anwartschaftszeiten sollen 
entfallen. Die Geldleistung soll 75 bis 
85 % des letzten Nettoentgelts, minde­
stens aber 50 % des durchschnittlichen 
Nettoeinkommens betragen. Damit wä­
re der materielle Druck, dem insbeson­
dere schlecht verdienende Lohnabhängi­
ge und Langzeitarbeitslose ausgesetzt 
sind, gemildert.

Eine entsprechende Einkommensre­
gelung soll für die Renten gelten, auch 
hier soll niemand unter 50 % des durch­
schnittlichen Nettoeinkommens fallen, 
unabhängig von seiner persönlichen 
Erwerbsbiographie.

Für Kinder und Jugendliche schließ­
lich fordert die PDS in ihrem Gesetzent­
wurf: Rechtsanspruch für jedes Kind auf 
Kindergeld, dessen Höhe nicht mehr 
nach Kinderzahl, sondern nach dem Al­
ter des Kindes gestaffelt wird (zwischen 
20 % des Durchschnittseinkommens bis 
sechs Jahre und 30 % für 12 bis löjähri- 
ge).

Für Jugendliche in Ausbildung (ob 
Schule oder beruflich) schließt sich ein 
Ausbildungsentgelt in Höhe von minde­
stens 40 % des Durchschnitts an.

Damit wäre die Sozialhilfe, die heute 
das Druckmittel ist, um Menschen die 
Armut in jeder Hinsicht drückend zu ge­
stalten, weitgehend überflüssig. Sie 
wäre beschränkt auf Fälle besonderer 
Notlagen, wie z. B. Flüchtlinge aus dem 
Ausland. — (alk)

Der IG Metall-Vorstand hat die Pro­
vokationen von Gesamtmetall zum An­
laß genommen, die Arbeitgeberverbän­
de in Frage zu stellen. Die IG Metall- 
Strategie lautet nunmehr: Wenn die Ver­
bände keine Verträge einzuhalten in der 
Lage sind, dann sind sie überflüssig. 
Jetzt wird mit den Firmen direkt verhan­
delt, und sie werden solange bestreikt, 
bis sie als Firma einen Tarifvertrag mit 
der IG Metall unterzeichnen. Diese Stra­
tegie ist einerseits verlockend, weil sie 
mit minimalem Einsatz der Streikkasse 
gute Ergebnisse verspricht. Anderer­
seits wäre damit der Flächentarifvertrag 
als bindende Mindestnorm dahin. Nur 
die großen Betriebe sind bestreikbar. 
Die Spanne der erreichbaren Lohner­
höhungen würde zwischen Null und 
26 % liegen. Null Prozent aber ist für die 
Belegschaften der kleineren, gewerk­
schaftlich schwach organisierten Betrie­
be unzumutbar. Die Verbindung von 
Tarifpolitik mit regionaler Wirtschafts­
förderung verlangt neue Konzepte, auch 
von der IG Metall. — (brr)

„Die Welt“ phantasiert vom 
„Hohlraum“ Osteuropa
Verteidigungsminister Rühe hat sich für 
eine Ausdehnung der NATO nach Osten 
ausgesprochen. Länder wie Ungarn, die 
Tschechische und die Slowakische Re­
publik sowie Polen sollten in die NATO 
aufgenommen werden. Der Vorstoß 
Rühes ist nicht mit der NATO abge­
stimmt. Die britische Regierung, die 
französische und die US-Regierung sei­
en gegen solche Vorstöße, Wömer als 
NATO-Generalsekretär halte sich zu­
rück, man befürchte, daß die russische 
Regierung „die Wände hochgeht“, 
wenn die NATO direkt an die russische 
Grenze vorrückt, behauptet die Zeitung 
Die Welt (16.4.93). Trotzdem sei Rühes 
Vorstoß richtig. Denn, so Welt-Kom­
mentator Herbert Kremp, diese Staaten 
„zwischen Elbe und Bug, Baltikum und 
Donau“ seien ein „strategischer Hohl­
raum“. So kann man Brandstiftung und 
Unterwerfung nach Osten auch zu ver­
harmlosen versuchen. Wie wär’s mit 
„Raum ohne Volk“ ? — (rül)

Beamtendemonstration 
gegen Abkopplung
Am 20.4. fand in Bonn das sogenannte 
Beteiligungsgespräch zwischen DGB 
und Bundesinnenminister statt, in wel­
chem es um das Besoldungs- und Ver­
sorgungsanpassungsgesetz 1993, also 
um die Übertragung des Tarifergebnis­
ses auf die Beamten ging. Seiters plant 
eine 4-monatige Verschiebung der An­
passung. Betroffen wären auch verrente- 
te Arbeiter und Angestellte über die Zu­
satzversorgung. Auch für 1994 ist die 
Abkoppelung bereits angekündigt. Wei­
ter planen die Länder die Wiedereinfüh­
rung der 40-Stunden-Woche für Beam­
te. Die DGB-Gewerkschaften im öffent­
lichen Dienst demonstrierten aus diesen 
Gründen am selben Tag in Bonn. — (har)

Für Ausbau des 
öffentlichen Nahverkehrs
Die Gewerkschaft ÖTV und der Ver­
band Deutscher Verkehrsunternehmen 
(VDV) haben in einem Brief an die Mi­
nisterpräsidenten der Länder einen Aus­
bau des Öffentlichen Nahverkehrs ge­
fordert. Die Mehreinnahmen aus der ge­
planten Autobahngebühr und der etwai­
gen Anhebung der Mineralölsteuer soll­
ten zumindest teilweise für Investitionen 
im öffentlichen Personennahverkehr 
eingesetzt werden, fordern ÖTV und 
VDV in ihrem Schreiben. Auch müßten 
die Bundesmittel von derzeit 6,3 Mrd. 
DM für den öffentlichen Personennah­
verkehr auch nach 1995 beibehalten 
werden. Das Risiko, daß Länder und 
Kommunen allein für den öffentlichen 
Nahverkehr aufkommen müßten und der 
Bund sich zurückziehe, „muß unbedingt 
ausgeschaltet werden“.
Quelle: Handelsblatt, 16. /17.4.93 — (rül)

Freilandversuche mit 
Gen-Kartoffeln genehmigt
Das Bundesgesundheitsamt hat Freiland­
versuche für gentechnisch manipulierte 
Nutzpflanzen erteilt. Dem „Berliner In­
stitut für Genbiologische Forschung“ 
wurde der Anbau von zwei Kartoffelsor­
ten in Northeim, Niedersachsen, geneh­
migt. Die Firma Planta (Einbeck) darf in 
Niederbayern und Niedersachsen gen­
manipulierte Zuckerrüben anbauen. Zu 
anderen Ackerflächen ist ein Sicher­

heitsabstand von 20 Metern vorge­
schrieben, in 1000 Metern Umfeld dür­
fen keine artverwandten Pflanzen wach­
sen. Die Ernte muß per Hand erfolgen, 
das Kraut der Pflanzen verbrannt oder 
kompostiert werden. Nach Ablauf des 
Versuchs sollen die Felder fünf Jahre 
lang unter Beobachtung bleiben. Der 
„Bund für Umwelt- und Naturschutz“ 
(BUND) hat die Genehmigungen kriti­
siert. So soll eine der getesteten Kartof­
feln zur Fertigung biologisch abbauba­
rer Verpackungen verarbeitet werden. 
Ökologische Verpackungen, so der 
BUND, ließen sich auch anders herstel­
len. Außerdem: „Ein Gen, das einmal 
freigesetzt wurde, läßt sich nicht wieder 
einfangen.“ — (rül)
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Aktuell in Bonn

Bonn-Stuttgart-Kaliningrad
Am 12.3. weihte Staatssekretär Waffen­
schmidt in Kaliningrad ein „Deutsch- 
Russisches-Haus“ ein. Dieses solle der 
„Zusammenarbeit zwischen Rußland­
deutschen im Gebiet Kaliningrad und 
der russischen Bevölkerung dienen“. 
Da derzeit lediglich ein paar hundert 
„Rußlanddeutsche“ in dem Gebiet le­
ben, wird die Begegnungsstätte eher da­
zu dienen, einen entsprechenden Zuzug 
(„aus dem asiatischen Raum“) zu initi­
ieren. Kurz zuvor gab Daimler-Benz be­
kannt, eine „Professur für Königsberg“ 
gestiftet zu haben. Das ganze Projekt, 
Kaliningrad erneut zu einem Königsberg 
zu transformieren, steht unter der 
Schirmherrschaft der Deutschen Bank.

Niederlande: Umfrage
Auf Anregung der deutschen Botschaft 
in Den Haag wurde unter niederländi­
schen Jugendlichen eine Umfrage über 
ihr Verhältnis -zur Bundesrepublik 
Deutschland durchgeführt. Vorausge­
gangen waren Umfragen unter Erwach­
senen, bei denen zu 80% ein z.T. ex­
trem schlechtes Bild von „den Deut­
schen“ konstatiert wurde. Nicht anders 
bei den befragten 1807 Jugendlichen 
zwischen 15 und 19 Jahren, von denen 
z.B. 71 % die Deutschen für „herrsch­
süchtig“ halten. Nun wird darüber räso­
niert, inwieweit „Radio und Fernse­
hen“, die „äußerst kritisch z.B. über 
Neonazi-Umtriebe in der BRD“ berich­
teten, verantwortlich für dieses Bild sei­
en. Völlig ungetrübt von eigenem Erle­
ben können die Umfrage-Ergebnisse 
nicht sein: Neben Österreich kommen 
auf kein anderes Land je 1000 Einwoh­
ner so viele deutsche Touristen.

Jäger 90 —2000
Der Jäger 90 ist nur für die Öffentlich­
keit tot. Allein 1993 zahlt Bonn für die 
Weiterentwicklung 520 Mio. Mark. Die 
Daimler-Tochter Dasa will jedoch mehr 
und droht mit dem Gerichtsvollzieher, 
wenn aus ihrer Sicht „offene Rechnun­
gen über 200 Mio.“ nicht umgehend be­
glichen würden. Laut Wirtschaftswoche 
wird Rühe „nicht darum herum kom­
men, vom Parlament mehrere 100 Mio. 
Mark zusätzlich“ für den Jäger 90 „zu 
erbitten.“ In jedem Fall soll bis über das 
Jahr 2000 für dessen Entwicklung be­
zahlt werden, d.h. das Kampfflugzeug 
wird auch gebaut werden.

Kein Schuldenerlaß für Ex-LPGs
Landwirtschaftsminister Borchert hat 
Schuldenstreichungen für Nachfolgeun­
ternehmen der früheren „Landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaf­
ten“ (LPGs) in der DDR abgelehnt. Die 
LPG-Nachfolgeunternehmen haben Alt- 
Schulden von 7,6 Mrd. DM. Von den 
ehemals 850000 Beschäftigten in der 
Landwirtschaft der früheren DDR sind 
heute nur noch ca. 220000 in 22000 
landwirtschaftlichen Betrieben übrigge­
blieben. Die Bestände dieser Betriebe 
bei Rindern sind seit 1989 um 50, bei 

Schweinen um 63 und bei Schafen um 74 
Prozent gefallen. Die Weigerung Bonns 
kommt daher, daß die Ost-Betriebe noch 
immer als Konkurrenz für West-Land­
wirte angesehen werden, die man entwe­
der ruinieren und zu nicht lebensfähigen 
Kleinstbetrieben zerstückeln oder wie­
der an die Ex-Junker übergeben will.

DIHT kritisiert Gentechnik-Gesetz
Der Deutsche Industrie- und Handelstag 
(DIHT) hat den Referentenentwurf der 
Regierung zur Änderung des Gentech­
nik-Gesetzes kritisiert. Die Regierung 
wolle nur die EG-Rechtsbestimmungen 
in BRD-Recht umsetzen, statt eine wirk­
liche Beschleunigung der Genehmi­
gungsverfahren bei gentechnischen For­
schungen und Produktionen anzustre­
ben. BRD-Konzerne müßten mit ihren 
„Hauptwettbewerbern auf dem Welt­
markt“ konkurrenzfähig werden. Im 
Gegensatz zum DIHT hat der „Deutsche 
Naturschutzring“ die Novelle kritisiert. 
Der „Schutz von Mensch, Tier und Na­
tur vor den Gefahren der Gentechnolo­
gie“ werde durch den Referentenent­
wurf aufs Spiel gesetzt.

BND will Kompetenzausweitung
Eine Ausweitung der gesetzlichen Kom­
petenzen von Bundesnachrichtendienst 
und Bundesamt für Verfassungsschutz 
hat der stellvertretende Vorsitzende der 
CDU / CSU-Bundestagsfraktion, Ger- 
ster, gefordert. Im einzelnen will Ger- 
ster für den BND die Aufgabe, der 
„Verbreitung von Massenvernichtungs­
waffen“ entgegenzutreten. Das Bundes­
amt für Verfassungsschutz müsse zudem 
„illegalen Technologietransfer“ über­
wachen. Beide Kompetenzen laufen auf 
eine fast schrankenlose Überwachung 
von Brief- und Fernmeldeverkehr durch 
BND und Verfassungsschutz hinaus.

1 Mrd. für Ex-Zwangsarbeiter
Mit der Zahlung von 1 Milliarde DM 
will die Bundesregierung sich und die 
BRD-Konzerne, die in der NS-Zeit so­
wjetische Zwangsarbeiter zu Tode 
schindeten, vor Entschädigungsforde­
rungen der überlebenden Zwangsarbei­
ter und/oder ihrer Angehörigen schüt­
zen. Am 16. April tauschten der Staats­
sekretär des Auswärtigen Amts, Jürgen 
Trumpf, und die Botschafter Rußlands, 
Weißrußlands und der Ukraine in Bonn 
Noten zur Schaffung von Stiftungen aus, 
denen Bonn 1 Mrd. DM zahlen will. 
Damit, so das Auswärtige Amt, seien 
„alle Probleme“ geregelt, „die sich aus 
der nationalsozialistischen Verfolgung 
ergeben“ — angesichts von Millionen 
sowjetischer Zwangsarbeiter, denen 
deutsche Konzerne nie eine Entschädi­
gung zahlten, eine Farce ohnegleichen.

Was kommt demnächst?
Am 23. April beraten die EG-Energie- 
und Umweltminister über eine EG-weite 
Energiesteuer. Am 29. April trifft der 
türkische ANAP-Oppositionsführer Yil­
maz zu einem Besuch in Bonn ein. Am 
18. Mai ist in Dänemark zweites Refe­
rendum über die Maastrichter Verträge. 
Vom 19. bis 22. Mai will Kohl die Tür­
kei zu einem Staatsbesuch bereisen.

Bundesrat stimmt „Solidarpakt“ zu 
Rundum unsoziale Weichenstellung
Der Bundesrat hat am 16. April das Fö­
derale Konsolidierungsprogramm
(FKP) im Rahmen des „Solidarpakts“ 
grundsätzlich gebilligt. Er erwartet, daß 
die Gesetzentwürfe zum Länderfinanz­
ausgleich (Erhöhung des Länderanteils 
an der Umsatzsteuer von 37 auf 44 Pro­
zent), zum Fonds „Deutsche Einheit“ 
(Aufstockung des Fonds um 14,4 Mrd. 
DM) und zum Investitionsförderungsge­
setz Aufbau Ost (Investitionshilfen des 
Bundes für die neuen Länder über einen 
Zeitraum von 15 Jahren von je 6,6 Mrd. 
DM) umgesetzt werden. Finanziert wer­
den soll der „Solidarpakt“ durch Wie­
dereinführung des Solidaritätszuschlags 
ab 1995 (hier bittet der Bundesrat die 
Bundesregierung um Prüfung einer so­
zialen Komponente), durch kleinere 
Änderungen bei Subventionen und Steu­
ern, durch Erhöhung der Nettokredit­
aufnahme und, was hier im Mittelpunkt 
Stehen soll, durch ein ganzes Paket von 
Kürzungsmaßnahmen.

Mit dem „Solidarpakt“ hat die Regie­
rungskoalition neue Weichen gestellt für 
die Struktur öffentlicher und selbstver­
walteter Haushalte sowie beim Umgang 
mit Tarifrechten. Hiermit werden Ein­
sparungen zentral verordnet und die 
Körperschaften in Zugzwang gebracht, 
die errechneten Sparbeträge rücksichts­
los herauszupressen.

Im Bundesrat hat die SPD die Mehr­
heit. Sie lehnte keine der Maßnahmen 
grundsätzlich ab, sondern brachte.an ei­
nigen Punkten Bedenken und Prüfungs­
aufträge vor. Die Kürzungsmaßnahmen:

Bereich Arbeitsverwaltung
Bereits in diesem Jahr sollen hier insge­
samt 950 Mio. DM eingespart werden, 
davon 810 Mio. durch die Bundesanstalt 
für Arbeit (BA). Schrittweise erhöhen 
sich diese Einsparsummen, so daß sie 
nach Plan 1996 3,35 Mrd. DM betragen. 
Die Wege: Mißbrauchsbekämpfung, 
Umstellung von halbjährlicher auf jähr­
liche Anpassung der Lohnersatzleistun­
gen in den neuen Ländern, Wegfall der 
BA-ZuschüsSe an Arbeitgeber für Ren­
tenversicherungs-Beiträge bei Kurzar­
beitergeldgewährung, Absenkung von 
Unterhalts- und Übergangsgeld bei 
Fortbildung und Umschulung. Die bei­
den letztgenannten Maßnahmen wurden 
von der SPD kritisiert. Der Bundesrat 
einigte sich auf die gemeinsame Bitte, ob 
das vereinbarte Kürzungsvolumen nicht 
durch andere Maßnahmen erreicht wer­
den könne. Der Forderung nach Abbau 
steuerlicher Subventionen erteilte Wai­
gel aber bereits eine Absage.

Bereich Sozialhilfe, Wohnungsgeld
Insgesamt 635 Mio. DM sollen die Ge­
meinden 1993 in diesem Bereich kürzen 
und dabei bis 1996 die Einsparsumme 
von 1,685 Mrd. DM erreichen. Die 
Maßnahmen lauten kurzgefaßt: Ände­
rungen bei den Regelsätzen, Alterszu­
schläge sollen künftig erst ab dem 65. 

Lebensjahr, fünf Jahre später als bisher, 
bezahlt werden, restriktive Handhabung 
einmaliger Leistungen, Verstärkung des 
Lohnabstandsgebots, Maßnahmen zur 
Vermeidung von Mißbrauch, Kosten­
dämpfung bei Einrichtungen, Erleichte­
rung der Arbeitsaufnahme von Alleiner­
ziehenden, Änderung der Mehrbedarfs­
zuschläge, Straffung der Verwaltung. 
Während in der Kanzlerrunde zwischen 
Bund, Ländern und SPD vereinbart wor­
den war, den Anstieg der Regelsätze auf 
zwei Prozent 1993 sowie auf drei Pro­
zent 1994 zu begrenzen, sprach sich die 
SPD nachträglich für eine Anpassung 
entsprechend dem Anstieg der Netto­
löhne aus. Im Bundesrat stimmte sie ei­
ner begrenzten Erhöhung der Regelsätze 
zu, lehnte Kürzungen aber ab: Die ge­
plante Neudefinition des Abstandsge­
bots zwischen Sozialhilfe und Lohnein­
kommen bei Haushaltsgemeinschaften 
mit vier und mehr Personen, die im Er­
gebnis zu einer Senkung der Regelsätze 
führen würde, soll die Bundesregierung 
noch einmal überprüfen. Außerdem 
setzte sie im Bundesrat die Empfehlung 
durch, die vorgesehenen Regelungen 
über einen Datenaustausch und Daten­
abgleich der Sozialversicherung mit un­
terschiedlichen Behörden einzuschrän­
ken.

600 Mio. DM jährlich würden frei, 
wenn Länder und Gemeinden ab 1994 
Asylbewerbern einen Teil der Sozialhil­
fe verweigern.

16 Mio. DM 1993 bis 70 Mio. 1996 
sollen bei Bund und Ländern durch Kür­
zung des Wohngelds hereinkommen.

Bereich Erziehungsgeld
Nach Plan soll das Erziehungsgeld be­
reits ab 1993 gekürzt werden, was 146 
Mio. DM brächte. Die Einsparungen in 
diesem Bereich würden dann 1996 660 
Mio. DM erreichen. Die Wege: Aktuali­
sierung der Einkommensberechnung, 
Einbeziehung des Einkommens nicht­
ehelicher Lebenspartner, Maßnahmen 
zur Überprüfung der Anspruchsberech­
tigung. Und: Das Bundeserziehungs­
geldgesetz soll in § 1 geändert werden. 
Danach kann Erziehungsgeld nur bean­
tragen, wer „im Besitz einer Aufent­
haltsberechtigung oder Aufenthaltser­
laubnis ist.“ Die SPD setzte im Bundes­
rat die Bitte um Prüfung durch, wie Aus­
länder mit Bleiberecht ihren Anspruch 
auf Erziehungsgeld behalten können.

Bereich Wehrsold und Ersatzdienst
166 Mio. DM 1993 bis 310 Mio. DM 
1996 sollen herauskommen durch Kür­
zung des Entlassungsgeldes für Wehr­
pflichtige auf 1800 DM, zusätzliche 
Einsparungen im Ersatzdienst und Kür­
zung bei Verpflegungsgeld.

Bereich Personal
Über einen sog. „Solidarbeitrag für Be­
amte“ werden 1993 und 1994 jeweils 
1,25 Mrd. Einnahmen erwartet. Dahin­

ter steckt der Wille, die Besoldung>er 
höhung für Beamte 1993 für vier Monat 
zu verschieben, diese auch auf die Pen­
sionen auszudehnen und außerdem noci 
die Erhöhung der Zusatzversorgung für 
ehemalige Angestellte und Arbeiter des 
öffentlichen Dienstes um die gleiche 
Zeit zu verschieben. Über die Beamten­
besoldung wird direkt in den Tarifbe­
reich eingegriffen. Ohne die vorge- 
schriebene rechtzeitige Beteiligung der 
Gewerkschaften wird einfach schon mal 
entschieden, die Beamten auch 1994 in 
die Pflicht zu nehmen.

In den Vereinbarungen ist außerdem 
festgelegt, daß Sonderzulagen gekürzt 
werden (bis 400 Mio. DM Einsparung). 
Länder und Gemeinden müssen „durch 
geeignete personal wirtschaftliche Maß­
nahmen sicherstellen“, daß, wie beim 
Bund, eine durchschnittliche Einspa­
rung von 1 Prozent pro Jahr erfolgt. Von 
den neuen Ländern wird der Einsatz des 
Eisernen Besens erwartet. Es heißt: 
„Die neuen Länder verpflichten sich, 
bis Ende 1994 ihre Personalbestände auf 
ein vergleichbares Niveau der alten Län­
der (unter Berücksichtigung strukturel­
ler Besonderheiten) zurückzufuhren.“ 
Die Verlängerung der Arbeitszeit für 
Beamte steht unter Punkt Sonstiges.

Die ÖTV ruft dagegen am 20. April 
zur Kundgebung in Bonn au f.

Weitere „Einsparungen“ sind vorge­
sehen im Bereich Verteidigung: 184 bis 
493 Mio. DM, Bereich Landwirtschaft: 
325 Mio. DM jährlich, Kokskohlenhil­
fe: 280 bis 450 Mio. DM 1995/1996. 
Das sind die größten Brocken.

Insgesamt werden durch alle o.g. 
Maßnahmen Einsparungen erwartet in 
Höhe von 4,212 Mrd. DM noch in die­
sem Jahr bis schließlich 12,075 Mrd. 
DM im Jahr 1996. Die Länder werden 
versuchen, durch Umbau ihres Finanz­
ausgleichs Mittel von den Gemeinden zu 
holen. Bayern und Nordrhein-Westfalen 
haben bereits beantragt, von den Kom­
munen mehr Gewerbcsteuerumlage 
(Landesanteil an der gemeindeeigenen 
Gewerbesteuer) einzuziehen. Gieichzei- 
tig sinkt der Anteil der Kommunen am 
Gesamtsteueraufkommen. Da die Kom­
munen jetzt am stärksten unter Druck 
stehen, will Waigel plötzlich ihren Rat 
einholen. Natürlich hofft er, daß sie die 
umfangreichen Kürzungspläne der Re­
gierungskoalition begrüßen, weil ihnen 
ja das Wasser bis zum Hals steht.

Es ist aber noch nicht entschieden, ob 
die Länder sich gegenüber den Kommu­
nen durchsetzen können. Scharfe Stel­
lungnahmen kommunaler Körperschaf­
ten zeigen, daß hier größere Auseinan­
dersetzungen anstehen.

Waigel droht deshalb: Was am verein­
barten Sparvolumen fehlt, wird ausge­
glichen. Das heißt: Wenn die Länder 
nicht parieren, erhalten sie auch nicht 
die 44 Prozent Umsatzsteuereinnahmen 
Quellen: Bundesratsdmcksachc 121/93, Hei- 
delsblatt, FR, SZ, Welt vom 17. /19.4. — (bat)

Die Nettokreditaufnahme der Kommunen in den Ost-Bundesländern ist derzeit dop­
pelt so hoch wie im Westen. Darauf hat das Institut der deutschen Wirtschaft in Köln 
hingewiesen. 1993 würden die Ost-Kommunen je Einwohner sich um 203 DM zusätz­
lich verschulden. Insgesamt macht das eine Neuverschuldung der Ost-Kommunen in 
diesem Jahr von 9 Milliarden DM. Weitere Ergebnisse des IdW: Die Zuweisungen von 
Bund und Ländern sind fast doppelt so hoch wie bei West-Kommunen, nur 18 Prozent 
der Einnahmen der Ost-Kommunen sind eigene Steuern und Gebühren, gegenüber 
53 Prozent im Westen. Die Gewerbekapitalsteuer etwa ist im Osten noch bis 1996 
ausgesetzt, um West-Konzerne „anzulocken“. (Foto: af/mz)

Verbot der Überstunden abgelehnt 
Regierung gegen Regelung im Gesetz
Verlängerung der Lebensarbeitszeit auf 
der einen Seite — Abbau bzw. Verbot 
von Überstunden auf der anderen Seite: 
zwei Positionen im Streit um die Ar­
beitsbedingungen und die Lösung der 
Arbeitslosigkeit. Diesmal wurde die 
Debatte ausgelöst durch einen Artikel 
des SPD-Sozialpolitikers Ottmar Schrei­
ner. Er soll einen neuen Entwurf seiner 
Partei für ein neues Arbeitszeitgesetz in 
Aussicht gestellt haben. Danach soll die 
grundsätzliche Tagesarbeitszeit acht 
Stunden betragen und maximal zwei 
Überstunden zulässig sein. Diese sollen 
innerhalb von drei Monaten als Freizeit 
ausgeglichen werden. Auch der von 
Bundesarbeitsminister Norbert Blüm 
(CDU) im September 1992 vorgelegte 
Entwurf geht von einem Acht-Stunden- 
Arbeitstag und maximal zwei zusätzli­
chen Stunden aus. Die Überstunden sol­
len jedoch innerhalb von vier Monaten 
ausgeglichen werden. In § 1 von Blüms 
Referentenentwurf heißt es: „Die werk­
tägliche Arbeitszeit der Arbeitnehmer 
darf 8 Stunden nicht überschreiten. Sie 
kann auf bis zu 10 Stunden nur verlän­
gert werden, wenn innerhalb von 4 Ka­
lendermonaten oder innerhalb von 16 

Wochen im Durchschnitt 8 Stunden 
werktäglich nicht überschritten wer­
den.“

Die Bundesregierung plant dagegen 
nach Angaben des stellvertretenden Re­
gierungssprechers Norbert Schäfer kei­
ne Gesetzesinitiative zum Abbau von 
Überstunden. Zwar meine die Regie­
rung, daß mehr Arbeit auch zu mehr Ar­
beitsplätzen fuhren sollte, jedoch gebe 
es Arbeitsabläufe, in denen Überstunden 
notwendig seien.

Der CDU-Wirtschaftsrat wies Pläne, 
Überstunden zu reduzieren und dadurch 
neue Arbeitsplätze zu schaffen, als „rein 
theoretische Rechnung“ zurück. Mit 
solchen Zahlenspielereien würden nur 
Illusionen wachgerufen, sagte der Bun­
desgeschäftsführer der Organisation, 
Rüdiger Voss.

Voss verwies darauf, daß große Un­
ternehmen bereits jetzt „Personal ver­
schlanken“. Kleine und mittlere Unter­
nehmen hätten bei der angespannten 
Auftragslage gar keine andere Möglich­
keit, als durch Überstunden den jeweili­
gen Marktbedürfnissen zu entsprechen.

Auch der Präsident der Nürnberger 
Bundesanstalt für Arbeit, Bernhard Ja­

goda, bezeichnete es als „Milchmäd 
chenrechnung“, durch eine Begrenzt*; 
von Überstunden eine Vielzahl necei 
Arbeitsplätze schaffen zu wollen, b 
einer hochindustriellcn Wirtschaft wer­
de man auf das Instrument Überstunde 
nicht ganz verzichten können.

Unterstützung fanden die SPD-Vx 
Stellungen hingegen beim Vorsitzen^- 
der IG Bau-Steine-Erden, Bruno Kcöe 
le. „Jede Überstunde erhöht dasUr£2 
risiko und den gesundheitlichen V:: 
schleiß“, sagte Kübele. Er fordert 
produktionsbedingte Überstunden 
Freizeit im Verhältnis 1: l äbzuge*-’ 
und nur die Zuschläge auszuzahlen.

Nach Angaben von Polizei-Geitri 
schafts-Chef Hermann Lutz schieben : 
den alten Ländern rund 240000 B.'?' 
sten zehn Millionen Überstunden 
sich her. Um diese abzubauen, 
60000 neue Polizisten eingestellt 
den. Auch nach Einschätzung der ÖF‘ 
bräuchte man 100000 neue Pflegt 
te, um Überstunden bei der Altes- 
Krankenpflege abzubauen.
Quellen: Hamburger Abendblsa. 15 '
AZO-Gesctzentwurf des *
riums vom 17.9.92 — (jub. AGD)
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Blitzkrieg gegen die Verfassung 
Läßt sich die SPD überrumpeln ?

Der ermordete Chris Hani

„Sein Tod ist ein gro­
ßer Schmerz für uns“
CrisHani, Generalsekretär der 
Kommunistischen Partei Südafrikas 
und Mitglied des Exekutivkomitees 
des Afrikanischen Nationalkongresses 
A NC, wurde am Ostersamstag in dem 
Johannesburger Vorort Boksburg 
von einem Mitglied der faschistischen 
Afrikaaner Weerstandsbeweeging 
(AWB) erschossen. Zu seinem Tode 
schrieb der namibische Genosse Gino 
für die Kommunistische Arbeiter­
zei t ung, die uns diesen A rtikel freund­
licherweise zur Verfügung stellte.
— (Redaktion)

Chris Hani ist tot. Es war nicht das erste 
Mal, daß das südafrikanische Regime 
versucht hat, ihn zu ermorden. Als er 
noch nicht legal in Südafrika leben konn­
te. hat z.B. der südafrikanische Geheim­
dienst sein Haus in Lesotho angegriffen 
und alles bombardiert.

Als ich ihn vor einem Jahr zum letzten 
Mal traf, habe ich ihn gefragt, wie er das 
macht, daß er immer allen Anschlägen 
entkommt. Er hat gesagt: Ich lebe immer 
mit dem Tod. Aber wenn ich mit mei­
nem Leben für die Befreiung bezahlen 
muß, dann muß das schon sein. — Er 
hatte keine Angst. Er war immer lustig 
und hat immer viel Spaß gemacht und 
immer gelacht.

Ich habe ihn natürlich sehr viel ge­
fragt. Was wir jetzt machen, wie wir den 
Kommunismus erreichen können, nach­
dem in Osteuropa und in der Sowjet­
union alles kaputtgegangen ist.

Er sagte, die Niederlage des Sozialis­
mus in Osteuropa bedeutet nicht das 
Ende des Kommunismus. Wir müssen 
neu anfangen und einen Weg finden.

Chris Hani hat den Rassismus und die 
Unterdrückung gehaßt. Für ihn war die 
Befreiung Südafrikas auch eine Hilfe für 
die anderen Völker.

Er hat zum Beispiel immer gesagt, 
jetzt werden Länder wie Angola oder 
Mozambique oder Namibia von den 
westlichen Ländern unter Druck gesetzt, 
damit sie nicht den sozialistischen Weg 
gehen können.

Das bedeutet viele Schwierigkeiten, 
und niemand wird uns unterstützen. 
Aber wenn Südafrika mal frei ist, das 
wird eine große Hilfe für die anderen 
Länder sein.

Viele Menschen haben Chris Hani 
sehr gern gehabt. Sein Lachen und seine 
Freundlichkeit, mit der er den Men­
schen, unabhängig von Hautfarbe und 
Religion, begegnete, haben ihn sehr po­
pulärgemacht.

Er lebte in Johannesburg mit seiner 
Frau und seinen Kindern in einem Stadt­
teil, wo es für einen schwarzen Men­
schen oder einen Menschen, der nicht 
Bure war, sehr schwer war zu leben. 
Aber auch seine Nachbarn waren traurig 
über seinen Tod und haben der Polizei 

geholfen, den Mörder zu finden. Für 
mich war Chris Hani genau wie eine 
Brücke, eine Brücke zwischen Men­
schen.

Jetzt wird gesagt, daß er von den 
Rechtsorganisationen umgebracht wur­
de. Vielleicht. Meine persönliche Mei­
nung ist, daß das ein dreckiger Trick des 
südafrikanischen Geheimdienstes ist.

Meine Meinung ist, daß sie Chris Hani 
ausschalten wollten, weil er eine Gefahr 
für sie war. Er wußte sehr viel über die
Regierung. Er kannte alle Tricks, wie 
die arbeiten. Und in den Verhandlungen 
hat er immer gesagt, so müssen wir das 
machen oder so müssen wir das machen, 
weil er die Tricks durchschaut hat.

Nicht nur ich, auch andere Leute bei 
uns haben immer gesagt, ohne Chris 
Hani wäre Südafrika im Kampf gegen 
die Apartheid noch lange nicht da, wo es 
jetzt ist.

Chris Hani hat immer gekämpft. Frü­
her, vor der Entbannung von ANC und 
Kommunistischer Partei, ist er immer 
heimlich nach Südafrika gefahren und 
hat die Leute organisiert. Er war ein 
kluger Mensch. Er war ja auch Stabs­
chef der ANC-Befreiungsarmee. Er hat 
immer gesagt: Ohne Waffen wird unser 
Kampf Südafrika nicht beeindrucken.

Als die südafrikanische Regierung 
dem ANC Verhandlungen und einen 
Friedensprozeß vorgeschlagen hat, 
wollten sie unbedingt, daß der ANC die 
Befreiungsarmee auflöst und die Waffen 
niederlegt. Aber Chris Hani war klug.

Er hat seine Hand überall gehabt, und 
er wußte sehr viel. Die Kommunisten 
haben ihn gern gebraucht. Und der ANC 
hat ihn gern gebraucht. Er hatte immer 
so viel Arbeit.

Für mich hatte das eine große Bedeu­
tung, daß er trotzdem Zeit für meine 
Fragen hatte. Das südafrikanische Re­
gime hat ihn so viel gehaßt. Er war für 
sie eine Gefahr. Er war der Chef der Be­
freiungsarmee. Er hatte seine Hand bei 
den Gewerkschaften. Er hatte seine 
Hand bei den jungen Genossen. Er wuß­
te, daß die Verhandlungen nur zu Ergeb­
nissen führen, wenn das Volk auf die 
Regierung drückt. Und schließlich — 
wenn in Südafrika allgemeine Wahlen 
durchgeführt werden und der ANC ge­
winnt die Wahlen, konnte es sein, daß 
Chris Hani in die Regierung gekommen 
wäre.

Z.B. Pic Botha, der Außenminister, 
hat immer gesagt, wir werden nie in 
einer Regierung mit Chris Hani zusam­
men sitzen. Nie!

Sie konnten das nicht verhindern, 
außer durch Mord. Sein Tod ist ein gro­
ßer Schmerz für alle friedliebenden 
Menschen und alle Revolutionäre auf 
der Welt. Ich fühle eine große Wunde, 
die lange Zeit brauchen wird, um zu hei­
len.
— (Gino aus Namibia)

Der vollständige Text des Urteils, 
mit dem das Bundesverfassungs­
gericht die Anträge der Bundestagsfrak: 

tionen von FDP und SPD abgewiesen 
hat, den AWACS-Einsatz durch eine 
einstweilige Verfügung zu unterbinden, 
ist auf Seite 10 dieser Zeitschrift doku­
mentiert. Das BVerfG hat im Streit um 
die Auslegung der Verfassung das letzte 
Wort. Wer das ergangene Urteil auf­
merksam liest, wird erkennen, daß das 
Gericht sein letztes Wort ausdrücklich 
nicht gesprochen hat. Im Zusammen­
hang mit dem soliden Gerücht, Karls­
ruhe wolle sich bis zur Entscheidung in 
der Hauptsache ca. ein Jahr Zeit lassen, 
wird daraus ein Tatbestand: Das Gericht 
verweigert dringlich Rechtsuchenden 
den notwendigen Spruch, um die Bun­
desregierung in auswärtigen Händeln 
von den Fesseln der Verfassung unge­
bunden wirken zu lassen.’

Das Gericht hofft, daß seine Unterlas­
sung nicht aufkommt. Würde eine geän­
derte Verfassung die bisherigen und die 
geplanten kriegerischen Umtriebe sank­
tionieren, hätte sich das Problem erle­
digt.

Was hindert die SPD, sich einer Ver­
fassungsänderung wenigsten für so lan­
ge zu verweigern, bis in der Hauptsache 
das Urteil ergangen ist? So lange überall 
nur davon gesprochen wird, was deut­
schen Soldaten bei so einem Einsatz zu­
stoßen kann und außer Acht bleibt, was
sie anderen bis hin zur Tötung im Staats­
auftrag antun, so lange gibt es es auch 
inhaltlich etwas nachzutragen.

Diese Lücke in der öffentlichen, poli­
tischen und vielleicht auch in der rechtli­
chen Argumentation bot nämlich den 
Verfassungericht das gesuchte Schlupf­
loch.

Kriegshetzer in voller Aktion
Entschließungsantrag der Abgeord­
neten Dr. Christian Schwarz-Schil­
ling, Stefan Schwarz und weiterer 
Abgeordneter der CDU/CSU-Frak- 
tion
Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
alle erforderlichen Maßnahmen einzu­
leiten, um gemeinsam mit unseren 
Bündnispartnern eine Durchsetzung der 
Völkerrechtsordnung in Bosnien-Herze­
gowina zu erzwingen und ein Übergrei­
fen der Kämpfe auf den Kosovo, Make­
donien und weitere Nachbargebiete 
wirksam zu verhindern.

Da die Friedensbemühungen der UN 
am Widerstand der serbischen Militär­
junta gescheitert sind und der grausame 
Völkermord in Bosnien-Herzegowina 
weitere Steigerungen erfahrt, hält es die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion für un­
verantwortlich, wenn die Staatenge­
meinschaft die serbischen Militärs wei­
ter gewähren läßt. Die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion fordert die Bundesregie­
rung und die Regierungen der Europäi­
schen Gemeinschaft auf, sofort im Zu­
sammenwirken mit unseren Bündnis­
partnern und der UN wirksame Be­
schlüsse zu fassen.

Folgende Maßnahmen werden für er­
forderlich gehalten:
1. Konsequente Isolierung Restjugo­

slawiens durch Abbruch der Kom­
munikationsmittel, Suspendierung 
aller internationalen Beziehungen, 
sowie eine wirksame Durchsetzung 
des bereits beschlossenen Embargos 
gegen Restjugoslawien.

2. Unverzügliche Aufhebung des Waf­
fenembargos gegen Bosnien-Herze­
gowina und Durchführung entspre­
chender Hilfeleistungen für das um 
sein Überleben kämpfende bosni­
sche Volk.

3. Erklärung der von serbischem Mili­
tär eingekesselten Städte und Gebie­
te zu „Humanitären Friedenszonen“ 
unter dem Schutz der UN. Sollten 
diese Gebiete nicht sofort und dauer­
haft für internationale Hilfsleistun­
gen geöffnet werden, müssen ent­
sprechende militärische Maßnah­
men ergriffen werden, um das An­
griffspotential der serbischen Armee 
auszuschalten und den weiteren 
Nachschub für die serbische Armee 
zu unterbinden. An den Einsatz von 
Bodentruppen ist dabei nicht ge­
dacht, sofern es sich nicht um den 
Schutz der am Boden befindlichen 
UN-Hilfe-Truppen (Blauhelme) und

Die Kritik, das Gericht habe die Ver­
pflichtung der BRD zu zuverlässiger 
Außenpolitik unangemessen hoch einge­
schätzt, mag zutreffen oder nicht. Sicher 
ist jedoch, daß dagegen nur abgewogen 
wird,, was auf die Soldaten an Gefahren 
beim AWACS-Einsatz zukommt. Die 
Gefahren, die durch das befohlene Tun 
der Truppe für andere entstehen, werden 
mit keinem Wort erörtert ‘

Die Verfassungsbestimmungen, nach 
denen die BRD sich den Einsatz von 
Streitkräften, nur für den offensichtli­
chen Fall der Selbstverteidigung bzw. 
im Fall der Selbstverteidigung des 
Bündnisses erlaubt hat, haben ihre Be­
gründung aber nicht in den Gefahren, 
die Angriffskriege für angreifende deut­
sche Truppen mit sich brachten, sondern 
in der Gefahr, die davon für andere, die 
Angegriffenen, ausgegangen ist. Eine 
Spur davon findet sich sogar im Text des 
feierlichen Gelöbnisses, im Soldateneid. 
Soldaten verpflichten sich darin, „... 
der BRD treu zu dienen und das Recht 
und die Freiheit des deutschen Volkes 
tapfer zu verteidigen.“ Für die DDR 
war diese Formel, die den Verteidi­
gungsauftrag nicht regional, sondern 
völkisch definiert, bestandsbedrohend. 
Und gegenüber Nachbarn, die sich For­
derungen von Vertriebenenverbänden 
ausgesetzt sehen oder deutschsprachige 
Minderheiten beherbergen, ist sie im­
mer noch gefährlich.

Aber kann behauptet werden, das 
Deutsche Volk habe ein Recht auf Flug­
verbot über Bosnien-Herzegowina? 
Oder wie soll sich eine Freiheit des deut­
schen Volkes in diesem Flugverbot aus­
drücken? Die Handlungen, die Soldaten 
in dieser Sache verrichten, verrichten sie 
außerhalb der Verpflichtung etwa des

einzelne Sonderaktionen handelt.
4. Weitere Friedensverhandlungen 

werden mit den Serben erst dann ge­
führt, wenn Waffenstillstand 
herrscht, alle Maßnahmen zu Punkt 
3 von den Serben erfüllt werden und 
keine Menschenrechtsverletzungen 
gegen die Bosnische Bevölkerung 
mehr unternommen werden.

Begründung:
1. Alle friedlichen Bemühungen der UN 
haben den Völkermord in Bosnien-Her­
zegowina nicht gestoppt.
2. Das serbische Militär benutzt die mo­
natelangen Verhandlungen der UN, um 
seine Kriegs- und Eroberungsziele mit 
unbeschreiblicher Gewalt und Brutalität 
gegen die Zivilbevölkerung durchzuset­
zen.
3. Die UN wird ständig daran gehindert, 
wenigstens ihren humanitären Auftrag 
zu erfüllen und die Qualen der Men­
schen zu lindern.
Als Ergebnis ist festzustellen, daß die 
Leiden der Zivilbevölkerung ein Aus­
maß erreicht haben, welches von der zi­
vilisierten Welt nicht länger hingenom­
men werden kann. Wertn die zivilisier­
ten Länder der Welt jetzt nicht handeln, 
machen wir uns mitschuldig an einem 
Völkermord auf europäischem Boden. 
Dies wird auch für die Sicherheit Euro­
pas zu unabsehbaren Konsequenzen füh­
ren. Bonn, 19.4.1993

Außenminister Kinkel, Presseerklä­
rung vom 18. April
Bundesaußenminister Dr. Klaus Kinkel 
hat sich gestern (17.4.) wegen der Ent­
wicklung im bosnischen Krieg und dem 
sich abzeichnenden Fall der Stadt Sre­
brenica mit der dänischen Präsident­
schaft der EG, anderen europäischen 
Amtskollegen und US-Außenminister 
Warren Christopher telefonisch und 
schriftlich in Verbindung gesetzt, um 
auf eine schnelle Entscheidung über die 
Verschärfung der Sanktionen gegen 
Restjugoslawien im Sicherheitsrat zu 
drängen.

Er erklärte dazu heute (18.4.) in 
Bonn:

„Die Ereignisse um Srebrenica haben 
auch dem Letzten brutal klar gemacht: 
serbische Militärs sind die Hauptverant­
wortlichen für diesen Krieg.

1 V2 Jahre lang haben EG und UNO 
sich um einen friedlichen Kompromiß 
bemüht: vergebens. Die serbischen Poli­
tiker wollen keinen Frieden. Sie haben 
die Völkergemeinschaft getäuscht und

Gelöbnistextes. Sie haben mithin keiner­
lei eigene Begründung für ihr Handeln 
mehr. Sie können nur noch die Pflicht 
zum Gehorsam als Grund anführen.

Die Handlungen, um die es beim 
AWACS-Einsatz geht, sind Aufgaben 
der Kontrolle und der Feuerleitung. Es 
geht darum, aus einer ungefährdeten 
Stellung heraus wirksames Feuer auf 
andere zu leiten, sie zu töten. Nicht etwa 
unter dem Rechtsfertigungsgrund der 
Verteidigung — er sei eingebildet oder 
zutreffend —, sondern weil eine Kabi­
nettsmehrheit es aus Gründen des inter­
nationalen Ansehens der BRD für ange­
brachthält.

Kommt es zu Militäreinsätzen unter 
Beteiligung der BRD und kommen bei 
diesen Einsätzen Menschen und Sachen 
zu Schaden, so würde die BRD doch 
zumindest schadensersatzpflichtig sein, 
wenn sich herausstellen würde, daß die­
se Taten zu Unrecht geschahen.

Die außerordentliche, rücksichtslose 
Geringschätzung (volks)fremden Le­
bens durch die Bundesregierung, der das 
BVerfG in seiner vorläufigen Güterab­
wägung folgt, würde sich im Hauptsa­
cheverfahren nicht durchhalten lassen. 
Für die kriegslustige Mehrheit in den 
drei Gewalten, der Regierung, dem Par­
lament und der Rechtsprechung, kommt 
es deswegen sehr darauf an, die Verfas­
sung rasch zu ändern, bevor die Sache 
sittlich, politisch und rechtlich umfas-
send durchleuchtet werden muß.

Die öffentliche Auseinandersetzung 
mit dieser Kriegspartei ist noch nicht 
verloren. Eine wichtige Bedingung da­
bei ist, ob die SPD sich diesen Verfas­
sungsänderungsplänen in Richtung Le­
galisierung des Angriffskriegs entge­
genstellt. — (maf, rül)

an der Nase herumgeführt. Sie haben er­
barmungslos grundlegende Menschen­
rechte mit Füßen getreten, um ihre poli­
tischen Ziele zu erreichen. Die interna­
tionalen Menschenrechtsorganisationen 
sehen eindeutig die Hauptverantwortung 
dafür bis zum Völkermord bei Serbien. 
Wir werden und wir müssen Mittel fin­
den, diese Verbrechen einmal zur Re­
chenschaft ziehen zu können.

Der Ruf nach militärischen Maßnah­
men, zumindest aus der Luft, wird immer 
lauter. Auch Lord Owen, der Europa- 
Beauftragte, hat sie gefordert. Wir 
Deutschen mit unseren verfassungs­
rechtlichen Problemen und unserer hi­
storischen Belastung sind die Letzten, 
die hier gute Ratschläge und Anregun­
gen zu geben haben. Bombardements 
aus der Luft würden den Krieg auf eine 
neue Eskalationsstufe heben. Die Risi­
ken würden größer und unkalkulierbar. 
Deshalb kann darüber nur der UN-Si-_ 
cherheitsrat entscheiden. Situation und 
Sicherheit der ÜNPROFOR-Soldaten 
müssen dabei vor allem berücksichtigt 
werden.

Ich begrüße sehr, daß der Sicherheits­
rat heute nacht die längst fällige Resolu­
tion zur Totalisolierung Serbien/Mon­
tenegros, auch und gerade auf Drängen 
der Europäer, verabschiedet hat. Ruß­
land hat sich der Stimme enthalten — die 
Maßnahmen sollen erst nach dem Refe­
rendum in Moskau in Kraft treten.

Rußland muß aber einsehen: wenn es 
in seiner schwierigen Umbruchsphase 
vom Westen Unterstützung und Solidari­
tät erwartet, dann muß es auch in einer 
schwierigen Phase Europa Solidarität 
zeigen.

Die lückenlose Durchsetzung der bis­
herigen Sanktionen und ihre Verschär­
fung zur Totalisolierung sind das tragen­
de Element der internationalen Krisen­
bewältigung. Ich darf daran erinnern, 
daß Deutschland bis heute das einzige 
Land ist, das mit der nationalen Verhän­
gung eines Transportboykotts seit De­
zember 1991 über die internationalen' 
Maßnahmen hinausgehende Maßnah­
menverhängthat.

• Und ich fordere auch jetzt, das Kon­
zept der Totalisolierung nicht zu verwäs­
sern. Ich habe mich immer als ein klares 
politisches Signal für den Abzug aller 
Diplomaten aus Belgrad eingesetzt. Da­
bei bleibe ich.

Jawohl, diese Maßnahmen haben sich 
bisher als nicht vollkommen erwiesen. 
Wir brauchen einen langen Atem. Aber 
sie werden, sie müssen nach menschli­
chem Ermessen Wirkung zeigen.“ 
Quelle: Auswärtiges Amt, 18. April 1993



Acht Änderungen an geltenden Ge­
setzen standen bei dem Referen­
dum vom 18./19. April in Italien zur Ab­

stimmung; im Mittelpunkt die Entschei­
dung über das Wahlrecht zum Senat, der 
zweiten Kammer des Parlaments, die auf 
regionaler Grundlage gewählt wird. Das 
Referendum forderte die Abschaffung 
des geltenden Verhältniswahlrechts und 
seine Ersetzung durch ein Mehrheits­
wahlsystem. Nach dem Stand der Aus­
zählung am Montagabend haben bei 
einer hohen Beteiligung von rund 77 % 
ca. 83 % mit Ja und ca. 17 % mit Nein 
gestimmt. Die gesamte aufgewühlte 
politische Auseinandersetzung hatte sich 
auf das Ja oder Nein in dieser Frage zu­
gespitzt.

Die Entscheidung über das Wahlrecht 
zum Senat steht stellvertretend für das 
Wahlrecht überhaupt. Fällt das Verhält­
niswahlrecht beim Senat, fällt es auch 
bei der Abgeordnetenkammer und mög­
licherweise bis hinunter auf kommunale 
Ebene. Damit können sich politische 
Mehrheiten gründlich verändern (wie 
gerade die Wahlen in Frankreich gezeigt 
haben).

Seine ungeheure Brisanz hat das Refe­
rendum wegen der schweren politischen 
Krise des Landes erhalten. Das Ansehen 
der zentralen politischen Institutionen 
und der traditionellen Parteien ist tief er­
schüttert. Die früheren Ministerpräsi­
denten Andreotti und Forlani (Christde­
mokratische Partei/DC) sowie Craxi 
(Sozialistische Partei/PSI) werden der 
mafiosen Betätigung bzw. der illegalen 
Parteienfinanzierung und Bestechung

Demonstration der Unternehmensrätebewegung mit 300000 Teilnehmern am 
27.2.1993 in Rom: gegen die Rationalisierungspolitik der Unternehmen mit massen­
haften Entlassungen; gegen die Haushaltspolitik der Regierung Amato mit tiefen Ein­
schnitten im Sozialsystem; für eine Reform der Gewerkschaften durch Mitglieder­
beteiligung und innerorganisatorische Demokratie.

Mehrheitswahlrecht: Zurück in die Zukunft? 
Hintergründe des Referendums in Italien

beschuldigt. Ähnliche Vorwürfe richten 
sich gegen eine Reihe ehemaliger Mini­
ster, rund 75 Parlamentsabgeordnete 
sowie mehrere tausend Unternehmer, 
Politiker und Verwaltungsbeamte aller 
staatlichen Ebenen.

Dabei sind die jetzt juristisch verfolg­
ten Erscheinungen nicht neu, sondern im 
Grund in der Konstruktion der Bezie­
hungen zwischen Staat und Wirtschaft 
seit Jahrzehnten angelegt und gefördert. 
Die neben den Konzernen im Privatbe­
sitz wie Fiat, Olivetti, Pirelli usw. sehr 
starke staatlich kontrollierte Wirtschaft 
steht in enger Beziehung zu den langjäh­
rigen Regierungsparteien. Jede dieser 
Parteien oder auch politische Strömung 
innerhalb der Parteien hat dort ihre je­
weiligen Einflußbereiche. Über den di­
rekt staatlichen Wirtschaftsbereich hin­
aus erstreckt sich aber die parteipoliti­
sche Einflußnahme auf Wirtschaft und 
Gesellschaft noch weit stärker durch ein 
äußerst umfangreiches und feinmaschi­
ges Netz öffentlicher Körperschaften, 
der öffentlichen Ämter (enti pubblici), 
die den Dienstleistungs- und Sozialbe­
reich regulieren und mit der gesamten 
Wirtschaft verknüpfen. Auch hier haben 
die (v.a. Regierungs-) Parteien ihre tra­
ditionellen Bastionen, über die sie zu­

gunsten ihrer Klientel öffentliche Auf­
träge, Beschäftigung und vielfältige Ein­
kommen gesteuert haben. Daß dieses 
System Korruption mit sich bringt, ist 
lange bekannt. Außerdem hat es große 
staatliche Haushaltsmittel gebunden und 
zu dem immensen Haushaltsdefizit bei­
getragen.

Daß dieses System gerade jetzt ins Vi­
sier der Staatsanwälte und in öffentli­
chen Verruf kommt, dürfte daher rüh­
ren, daß es selber in die Krise gekom­
men ist und nicht mehr die früheren Vor­
teile nach den verschiedenen Seiten ab­
wirft. Dazu tragen die konjunkturelle 
Krise z. B. auf dem Automobil markt und 
die durchgreifenden Rationalisierungs­
konzepte der Konzerne bei, die massen­
haft Personal abbauen, während die 
staatlichen Mittel zur Dämpfung dieser 
Entwicklung zurückgestutzt werden.

Eine entscheidende Rolle dürfte aber 
auch die Herstellung des EG-Binnen­
marktes spielen, die dieser traditionellen 
italienischen Spielart von Wirtschafts­
und Finanzpolitik keinen Spielraum 
mehr läßt. Der Verfall der Lira gegen­
über der D-Mark, die nach wie vor an­
dauernde Herausnahme der Lira aus 
dem europäischen Wechselkurssystem 
und die Forderungen aus der EG nach 
einer Änderung der italienischen Haus­
haltspolitik weg von Sozialausgaben zei­
gen diesen Druck aus der EG an.

Die herrschende Klasse Italiens, die 
im Industriellenverband Confindustria 
oder beim Gouverneur der Staatsbank 
eine Stimme hat, fordert den Umbau des 
italienischen Staats. Sie bedient sich da­
bei der Verbitterung, die die vielfältigen 
Bedrückungen aus der wirtschaftlichen 
Krise, der sozialen Spaltung des Landes 
und der brutalen Haushaltspolitik bei 
den arbeitenden Klassen auslöst.

Die Betreiber des Referendums haben 
nun die Abschaffung des Verhältnis­
wahlsystems erfolgreich zum Schlüssel 
der Lösung der politischen Krise erklärt. 
Zum Beispiel der Gründer der Referen­
dumsbewegung, Mario Segni, Sohn 
eines früheren italienischen Staatspräsi­
denten und viele Jahre Mitglied der 
Christdemokratischen Partei, aus der er 
vor wenigen Tagen publikumswirksam 
austrat. Er ist zum neuen Star der politi­
schen Bühne aufgestiegen, unterstützt 
von den Medien und einflußreichen ge­
sellschaftlichen Kräften. Die Strömung, 
die er repräsentiert, kann sich auch der 
Unterstützung aus EG und Internationa­
lem Währungsfonds sicher sein.

Auch in der BRD wird Segni inzwi­
schen wohlwollend vorgestellt. Die 
ZDF-Sendung „Bella Italia — Ein Stie­
fel voller Sorgen“ vom 14.4. hat ihn als 
den großen Hoffnungsträger präsentiert. 
Dort hatte er Gelegenheit, die Thesen 
vorzutragen, die so oder ähnlich von den 
Betreibern der Kampagne vertreten wer­

den: Die alten Parteien seien in der Kri­
se, organisiertes Verbrechen und Kor­
ruption breiteten sich aus, ein allgemei­
ner Aufruhr entstehe. Mit 16 Fraktionen 
sei das Parlament-handlungsunfähig und 
das Land unregierbar. Eine politische 
Stabilisierung sei nur über ein Mehr­
heitswahlrecht, ähnlich wie in Großbri­
tannien und Frankreich, möglich. Das 
Referendum solle diese historische 
Wende dem Parlament aufzwingen. Au­
ßerdem sei das Mehrheitswahlrecht ge­
eignet, die „politische Klasse“, das 
nicht länger tragbare Personal an den po­
litischen Schaltstellen, auszutauschen, 
indem in den Wahlkreisen eine Ent­
scheidung über diesen oder jenen Kandi­
daten möglich werde.

Wie ein künftiges Wahlgesetz für die 
Abgeordnetenkammer genau aussehen 
wird, ist mit dem Referendum nicht ent­
schieden (es wurde nur über das Wahl­
verfahren für den Senat abgestimmt). 
Die Vorstellungen reichen von stark 
ausgeprägtem Mehrheitscharakter, also 
Entscheidung der parlamentarischen 
Kräfteverhältnisse über die mit Stim­
menmehrheit in den einzelnen Wahl­
kreisen gewählten Kandidaten, bis hin 
zu proportionalen Korrekturen, die in 
gewissem Umfang auch die landeswei­
ten Gesamtergebnisse berücksichtigen 
sollen. Für die letztere Version tritt die 
Linksdemokratische Partei (PDS), die 
Mehrheit des früheren PCI, ein.

In der Verfassungsgeschichte Italiens 
wie der meisten anderen westlichen Län­
der hat sich die politische Reaktion meist 
um das Mehrheitswahlrecht gruppiert 
und ist die politische Arbeiterbewegung 
in der Regel für das Verhältniswahlrecht 
eingetreten. In Italien wurde das Ver­
hältniswahlrecht zunächst 1919 durch­
gesetzt, vom Faschismus wenige Jahre 
später revidiert und bei der Diskussion 
der Nachkriegsverfassung von allen am 
Widerstand gegen den Faschismus be­
teiligten Kräften in einer „reinen“ Form 
wiedereingefuhrt. Es hat dazu geführt, 
daß sich kleinere bürgerliche Parteien 
halten konnten, hat aber auch ermög­
licht, daß oppositionelle linke Gruppie­
rungen im Parlament vertreten waren. 
Ein Mehrheitswahlrecht soll die ver­
schiedenen Parteien auf zwei große poli­
tische Blöcke „rechte Mitte“ und „linke 
Mitte“ reduzieren, die die übrigen Par­
teien mehr oder weniger aufsaugen bzw. 
an sich zwingen.

Tatsächlich dürfte ein Mehrheitswahl­
system die Jn einer schweren Krise 
steckenden Parteien neu sortieren. Bei 
den Christdemokraten kann cs zu einer 
Spaltung kommen. Schon seit Jahren 
gibt es Pläne, die drei Parteien in der So­
zialistischen Internationale (Linksdemo- 
kraten/PDS, Sozialisten/PSI, Sozialde- 
mokraten/PSDI) zusammenzu führen.

Ein Zweiparteiensystem ist aber un­

wahrscheinlich. und eine tatsächliche 
Lösung der Krisen auf diesem Weg ig 
nicht möglich. Zu erwarten ist. daß sich 
im Norden die separatistische Lep 
Nord durchsetzen würde, die schon heu- 
te dort vielfach die stärkste Partei ist,iß 
Süden die Christdemokraten und in eini­
gen Teilbereichen des Zentrums, wo tra­
ditionell links gewählt wurde (Emilu 
Romagna, Toskana, Umbrien), die um 
die Linksdemokraten gruppierten Kräf­
te. Vermutlich würden dadurch auch die 
Bestrebungen der Lega Nord, das Land 
in drei „Makroregionen“ zu teilen und 
damit faktisch aufzulösen, nicht be­
kämpft, sondern gefordert. Die vielfach 
beschworene „Erneuerung“ bringt ein 
Mehrheitswahlrecht nicht. Mit einer 
wirklichen politischen Reform mit mehr 
Rechten hat Segni nichts am Hut. Eher 
werden sich die herrschenden sozialen 
Kräfte fester etablieren.

Für ein Nein aufgetreten sind Rifon- 
dazione Comunista, Rete (eine linkska­
tholische Abspaltung von der DC um 
den früheren Bürgermeister von Paler­
mo, Leoluca Orlando). Grüne und der 
faschistische MSI. Die Faschisten ver­
suchen aber vor allem, aus der politi­
schen Krise Kapital für die Ausschaltung 
des Parlamentarismus selber zu schla­
gen. Die MSI-Abgeordneten haben am
1. April einen Aufmarsch von mehreren 
hundert Leuten ihrer Jugendorganisa­
tion vor dem Parlament angeführt, mit 
dem eine Stunde lang die Eingänge 
blockiert und Abgeordnete anderer 
Fraktionen attackiert wurden.

Die linken Gegner der Referendums­
kampagne argumentierten, daß die Ein­
führung des Mehrheitswahl rechts eine 
Einschränkung demokratischer Rechte 
und Schwächung oppositioneller Kräfte 
bedeutet, die traditionell regierenden 
rechten Kräfte eher stabilisieren als ab­
lösen hilft und deshalb auch eine soziale 
und politische Reform eher hindert als 
fordert. Rifondazione Comunista hat bei 
den verschiedenen großen Aktionen so­
zialen Widerstands der letzten Monate 
soziale und politische Forderungen ver­
knüpft und eigene Vorstellungen einer 
institutionellen Reform propagiert (Ein­
kammersystem, Verlagerung der Ge­
setzgebung stärker zu den Regionen). 
Keine Rolle spielte in der Verfassungs­
diskussion der Opposition aber die 
Durchsetzung des allgemeinen Stimm­
rechts unter den Bedingungen der Zu­
wanderung, also das Ausländerwahl­
recht. Das dürfte ein Grund gewesen 
sein, warum die Abgrenzung zwischen 
Antifaschismus und Faschismus keine 
große Rolle spielte und die Betreiber des 
Referendums den verqueren Gegensatz 
von „Ja-Front“ (angeblich für die Ver­
änderung) und „Nein-Front“ (angeblich 
für das Bestehende) konstruieren konn­
ten. — (rok)

Die türkische Regierung hat auf den 
von der PKK am 17. März verkün­
deten Waffenstillstand und auf die For­

derung nach einer politischen Lösung 
bis heute nicht geantwortet. Reagiert 
haben die Gewerkschaften in der Tür­
kei. Kemal Daysal, Vorstandsmitglied 
des Gewerkschaftverbandes DISK, er­
klärte: „Wir, die DISK, ... sind ... zu 
einer positiven Bewertung gekommen 
... Es wollen wirklich alle Menschen, 
ob im Südosten oder im Westen unseres 
Landes, unser ganzes Volkes, ob Kur­
den, Türken, Lasen oder Cerkesen, daß 
die Probleme des Südostens endlich auf 
gerechte Weise gelöst werden ... Der 
Staat und die Regierung müssen diesen 
Aufruf als eine Gelegenheit betrachten 
... Ich betrachte das nicht nur als ein 
Problem der Kurden. Die Vorfälle dort 
stehen auch mit der Frage der Demokra­
tisierung der Türkei im Zusammenhang. 
In einem Teil des Landes herrscht Aus­
nahmezustand und im anderen Teil soll 
Frieden, Demokratie und Brüderlichkeit 
herrschen. Das ist nicht möglich. Aus 
diesem Grund ist die kurdische Frage 
auch eine türkische Frage. Die Türken 
und Kurden müssen sich die Hände rei­
chen und das Problem auf gerechte Wei­
se lösen.“

Auch der Generalsekretär des Ge­
werkschaftsverbandes Türk-I§, Bayram 
Meral, hat den Waffenstillstand be­
grüßt. Songül Beydilli, Vorstandsmit­
glied der Gewerkschaftsplattform der im 
öffentlichen Dienst Beschäftigten, un­
terstützte die Forderung der PKK direkt:

PKK verlängert Waffenstillstand 
Kurdische Einheit kommt voran
„Trotz des Waffenstillstands seitens der 
PKK gehen die Massaker des türkischen 
Staates weiter. Die Regierung, die sagt, 
sie würde die kurdische Realität aner-' 
kennen, hat dem kurdischen Volk nach 
dem Waffenstillstand kein einziges 
Recht zuerkannt. Sie gibt noch nicht ein­
mal eine Erklärung zum Beispiel zu dem 
Thema Autonomie ab. Die Regierung 
sagt nur, sie sollen sich ergeben und be­
reuen. Es ist unklar, wie das nach dem 
Waffenstillstand weitergehen wird .. . 
Wir als Gewerkschaft verteidigen das 
Recht des kurdischen Volkes auf Selbst­
bestimmung. Deshalb müssen die Werk­
tätigen anderer Nationen den Kampf der 
Werktätigen der kurdischen Nation un­
terstützen und sich mit ihnen solidarisie­
ren. Die Wahrheit, daß ein Volk, das 
andere unterdrückt, nicht frei sein kann, 
darf nicht vergessen werden. Für uns ist 
der gemeinsame Kampf der Werktätigen 
ganz grundlegend. Das türkische Volk 
und seine Werktätigen haben nichts von 
dem gegen das kurdische Volk betriebe­
nen Terror und seiner Unterdrückung, 
außer, daß sie die Rechnung für den 
Krieg zahlen müssen, der auch sie ver­
armt.“

Am 15. April gab PKK-Generalsekre­

tär Öcalan in Bar Elias im Libanon eine 
Verlängerung des Waffenstillstands be­
kannt. Öcalan erklärte: „Wir befürwor­
ten die Vertiefung der angefangenen 
Phase. Unter bestimmten Voraussetzun­
gen sind wir für eine unbefristete Ver­
längerung des Waffenstillstand bis zu 
einer weiteren Erklärung.“

An der zweiten Pressekonferenz des 
Generalsekretärs der PKK zum Waffen­
stillstand nahmen der Generalsekretär 
der Sozialistischen Partei Kurdistans 
(PSK), Kemal Burkay, Celal Talabani, 
Führer der Patriotischen Union Kurdi­
stans (PUK), der Generalsekretär der 
Demokratischen Partei Kurdistans-Hev- 
girtin (Hevgirtin-PDK), Hemres Reso, 
sowie der Generalsekretär der Partei der 
Arbeit des Volkes (HEP), Ahmet Türk, 
teil.

In der Eröffnungsrede auf der Presse­
konferenz erklärte Öcalan: „Das kurdi­
sche Volk macht gerade die historisch 
schwerste Phase durch. Wir sind massi­
ven Repressionen ausgesetzt. Während 
dieser Zeit haben wir keinen einzigen 
Schuß abgefeuert. Mit diesem Schritt 
haben wir versucht, eine Möglichkeit zu 
schaffen, den Weg für die Gleichheit 
und Freiheit zu öffnen. Wir haben zum 

bewaffneten Kampf als Mittel gegriffen, 
weil es in der Vergangenheit keine ande­
re Alternative gab. Und aus unseren Er­
folgen haben sich auf dieser Basis neue 
Ergebnisse geformt. Es ist eine gemein­
same Frage der Kurden und Türken. Die 
Dimension des Befreiungskampfes 
zwingt heute die Anerkennung der kur­
dischen Identität auf. Die Phase, in der 
sich der Befreiungskampf befindet, die 
Erwartungen und der Druck der tür­
kisch-kurdischen Öffentlichkeit und 
schließlich unsere legitimsten Rechte 
verlangen einen friedlichen Lösungs­
weg.“ Öcalan betonte, daß während der 
Waffenstillstandsphase kein einziger 
Soldat auch nur eine Kugel abbekam: 
„Nicht einen einzigen Soldaten haben 
wir erschossen. Ungeachtet dessen ha­
ben Spezialkrieg-Einheiten den Krieg 
weitergeführt und 41 Personen, darunter 
30 Freiheitskämpfer, ermordet.“ Er er­
klärte weiter:

„1. Als erstes sollte festgestcllt wer­
den, daß dies nicht einseitig geschehen 
kann.

2. Die Vernichtungs-Operationen 
müssen beendet werden.

3. Die ungeklärten Mordfalle müssen 
aufhören.

4. Es muß eine Generalamnestie erlas­
sen werden. Wir sehen uns zwar nicht 
als schuldig an, dennoch ist die bespro­
chene Amnestie wichtig.

5. Einige Rechte der Kurden müssen 
garantiert werden. So sollten z.B. kur­
dische Radio- und TV-Sender Zeitun­
gen und Bücher erlaubt sein. Wir wollen 
vor allem, daß die Sprache frei gespro­
chen wird.

6. Das Volk soll sich ohne crneuic 
Eingriffe seitens des Staates in seinen 
Heimatdörfern wiederansiedcln kön­
nen“

Öcalan erklärte gleichzeitig: „Wenn 
die Dorfschützer ihre Waffen niederle­
gen, werden wir für sie eine Amnestie 
erlassen. Ein weiterer, wichtiger 
Schritt, der getan werden muß. ist dk 
gesetzliche Anerkennung der kurdi­
schen Identität und die entsprechende 
Verankerung in der Verfassung.“

Im letzten Abschnitt seiner Rede be­
tonte der Generalsekretär der PKK 
nochmals die Bemühungen der PKK 
den Frieden. Er erklärte: „Die Konten 
waren den Türken über lange Zeil unter­
tan. Wir sollten unsere Beziehungen^ 
freundschaftlicher Basis aufbauen, io 
Laufe der Geschichte erlitten wirderei 
diese .Partnerschaft und Brüderikhkr.: 
großen Schaden. Wir wollen ein glcc> 
berechtigtes Leben, wie in einer kzx- 
radschaftlichen Freundschaft, führen 
Wir wollen auf keinen Falle eine Tren­
nung. sondern ein freiheitliche* 
gleichberechtigtes Nebeneinander- * 
Quelle: Kurdisain-Riindbncf Nr.9.93- !r’
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Unita erscheint Internationale Umschau Türkei Spekuliert
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ auf 01 aus Baku

zu UN-Gesprächen
An der dritten Verhandlungsrunde, die 
die UN-Beauftragten zur Überwachung 
ttes VAkdenspvcYLesses am VI.
April in Abidjan anberaumt hatten, 
nahm endlich auch die Unita teil, nach­
dem sie bei zwei früheren Terminen 
zwar ihre Teilnahme zugesagt hatte, 
dann aber nicht erschienen war.

Am 16. April veröffentlichten die an­
golanische Regierung und die Unita in 
Abidjan eine gemeinsame Erklärung. 
Diese Erklärung soll eine Grundlage für 
einen Waffenstillstand bieten. Nach die­
ser ersten Einigung, die allerdings noch 
nicht endgültig ist. hat die angolanische 
Regierung der Unita Beteiligung an der 
Regierung auf Ebene der Kommunen, 
der Provinzen und im Land angeboten. 
Die Unita soll wichtige Posten auf allen 
Regierungsebenen erhalten. Der Ver­
handlungsführer der Unita erklärte, dar­
unter verstünde seine Organisation min­
destens den Ministerpräsidenten sowie 
die Minister für Verteidigung, für Aus­
wärtiges, für Inneres und für Verwal­
tung. Aus dieser unverfrorenen Erklä­
rung — immerhin hatte die Unita die 
Parlamentswahlen gegen die MPLA 
deutlich verloren — ist ersichtlich, daß 
die Unita zwar auf der einen Seite an 
Verhandlungen interessiert ist, aber 
noch lange nicht an einem Waffenstill­

Ausweitung des Krieges 
auf Mazedonien?
Nach einigem diplomatischem und pro­
pagandistischem Hin und Her hat nun 
die UNO die „ehemalige jugoslawische 
Republik Mazedonien“ unter genau die­
sem Namen als unabhängige Nation an­
erkannt. Diesem Akt ging ein jahrelan­
ger Streit mit Griechenland voraus, der 
durch die UNO-Entscheidung noch kei­
neswegs gelöst ist. Griechenland wirft 
dem Land, \n dem von den zwei Millio­
nen Einwohnern ein Drittel arbeitslos ist 
und 15000 Menschen unter Waffen ste­
hen, Großmachtstreben vor. Als Beweis 
führt die griechische Regierung die Poli­
tik der bei den letzten Wahlen als stärk­
ste Kraft hervorgegangenen VRMO (In­
nere Mazedonische Revolutionäre Orga­
nisation/Demokratische Partei für die 
makedonische Einheit) an.

Die VRMO stellt mit 37 der 120 Ab­
geordneten die stärkste Fraktion im ma­
zedonischen Parlament, ist aber nicht in 
der Regierung, weil ein Bündnis ver­
schiedener linker Gruppierungen eine 
knappe Mehrheit zusammenbrachte. 
Das Programm der VRMO ist expansio­
nistisch. Für sie umfaßt Mazedonien 
noch die gleichnamige griechische Pro­
vinz und hat als Hauptstadt das griechi­
sche Thessaloniki. Die militärische Stär­
ke des mazedonischen Staates ist im

Als eine gewaltige Zustimmung für die 
Revolution und den Sozialismus und 
gegen den Imperialismus wertete Fidel 
Castro das jüngste Wahlergebnis — und 
das in einer Zeit der tiefsten Wirtschafts­
krise. Schlechtere Bedingungen für die 
Wahlen hätte es gar nicht geben können.

Am 24. Februar 1993 wurde die Hälf­
te der 589 Mitglieder der Nationalver­
sammlung direkt gewählt, die erste Di­
rektwahl in Kuba seit 1959. Die Kandi­
daten waren nach dem neuen Wahlge­
setz vom Oktober 1992 in den Wohnge­
bieten von den dortigen Bewohnern auf­
gestellt worden, womit potentiell jeder 
Kubaner zur Wahl stand. 457 der 589 
Kandidaten haben einen Hochschulab­
schluß. Die restlichen 50% der Depu­
tierten wurden von Wahlkommissionen, 
bestehend aus Vertretern des Arbeiter­
und Bauernverbands, der Frauenbewe­
gung. der Jugend- und Studentenorgani­
sation, nominiert und dann von den 
Kommunalparlamenten gebilligt. Die 
Kommunistische Partei hat kein Vor­
schlagsrecht. Es gehören ihr aber rund 
70% der Mitglieder der Nationalver­
sammlung an, und trotzdem kann nicht 
von einer „Einheitsliste der Kommuni­

75 % der Abgeordneten 
neu im Parlament

stand. Offensichtlich versucht sie, noch 
weitere militärische Erfolge in Angola 
zuemngen.

Vereinbart wurde außerdem, die Di­
rektwahlen für den Präsidenten zu wie­
derholen, wenn das Land wieder sicher 
sei. Parlamentswahlen sollen nicht vor 
Ende der Legislaturperiode in drei Jah­
ren durchgeführt werden.

Die Unita fordert nun für die Überwa­
chung des Friedensprozesses im Land 
eine UN-Friedensstreitmacht. Die müß­
te aber, so hat bereits die angolanische 
Regierung vor Monaten erklärt, wenn 
sie wirksam sein soll, mehr als 20000 
Mann stark sein.

Im Land ist die militärische Lage un­
klar. Zwar hat die Unita mit Huambo 
nun die zweitgrößte Stadt des Landes 
wohl tatsächlich erobert, nachdem eine 
dreimonatige Schlacht um die Stadt mit 
Regierungstruppen getobt hatte — in an­
deren Regionen gibt die Regierung je­
doch militärische Erfolge an. Die von 
der Unita besetzten Ölförderregionen im 
Norden des Landes sollen wieder in der 
Hand der Regierung sein. Im gesamten 
Land herrscht auf Grund des Bürger­
krieges eine große Hungersnot, die land­
wirtschaftliche Produktion steht still.
Qucllenhinweis: FAZ, 19.4.93; West Africa, 
12.4.93 — (uld)

Vergleich mit den umgebenden Staaten 
vemachlässigbar gering. Von Mazedo­
nien wird nicht der Krieg ausgehen, aber 
um Mazedonien. Außer an Serbien und 
Griechenland grenzt Mazedonien an Al­
banien und Bulgarien. Die starke albani­
sche Minderheit versucht, sich mit den 
Albanern im Kosovo verstärkt nach Al­
banien auszurichten und bekommt von 
dort Unterstützung. Und auch für das 
türkische Expansionsstreben ist Maze­
donien ein wichtiger Baustein. Zusam­
men mit Bulgarien und Albanien bildet 
Mazedonien einen türkisch dominierten 
Halbkreis, der die griechischen Interes­
sen auf dem Balkan bedroht. Das Drei­
eck griechisches Thrakien, bulgarische 
Südostprovinzen und europäische Tür­
kei ist heute das am stärksten bewaffnete 
Gebiet Europas. Ein Funke kann hier 
den Steppenbrand auslösen. Rückblik- 
kend erweist.sich, daß die Gründung des 
mazedonischen Staates durch Tito-Jugo­
slawien ein Faktor der Stabilität für die 
Region bedeutete, zumindest solange 
dieser Staat innerhalb des starken sozia­
listischen jugoslawischen Staatenver­
bandes existierte. Ähnlich wie im Fall 
Bosnien konnten die widerstreitenden 
Interessen durch diese Pufferstaaten zu­
rückgehalten werden. (hav) 

stischen Partei“ gesprochen werden, 
wie es die Presse hierzulande tat.

Fast jeder (99,62 %) Wahlberechtigte 
ging zur Wahl. 92,97% gültige Stim­
men wurden abgegeben. Etwa 7 % wer­
den daher als Gegenstimmen gewertet. 
Ca. 5 % stimmten nicht für die Gesamt­
liste. In Havanna, wo die Versorgungs­
lage am gravierendsten ist, gab es 
14,3 % ungültige Wahlzettel. Jeder Kan­
didat mußte mindestens 50 % der Stim­
men erreichen, um in die Nationalver­
sammlung einzuziehen. Die kubanische 
Regierung hatte dafür geworben, für die 
gesamte Liste zu stimmen, damit die 
teils gänzlich unbekannten Kandidaten 
eine Chance haben.

Die Wahlen führten zu einer großen 
personellen Umwälzung der Parlamen­
tarier. 75 % der 1900 Mitglieder der Na­
tional- und Provinz Versammlungen sind 
neu in ihrem Amt.

Die antikubanischen Medien in Miami 
hatten propagandistisch massiven Ein­
fluß auf die Wahl genommen und zur 
Wahlenthaltung bzw. für ein Nein mobi­
lisiert. Sie prophezeiten 52,4 % Gegen­
stimmen.
Gmnma, 7.3., 14.3., 16.3., 21.3.1993 - (frr)

Streikposten vor Timex Electronics in Dundee/Schottland. Seit 17. Februar kämpfen 
dort 340 Arbeiter gegen ihre Kündigung. Vorausgegangen war ein Streik, dem Ende
Januar 90% der Gewerkschaftsmitglieder zustimmten, weil die Geschäftsleitung die * zurückziehen, werden sie zum Rückzug 
Zusage nach zwölf Wochen Lohnfortzahlung während einer Beurlaubung nicht ein­
hielt. Als sie die Arbeit wiederaufnehmen wollten, wurde ihnen gekündigt. Seitdem 
werden täglich 200 Streikbrecher mit Bussen in den Betrieb gebracht. Die Timex- 
Arbeiter haben große Unterstützung in Schottland und England. Am Ostermontag 
demonstrierten 7000 nach Dundee. Quelle: Klassekampen/N, 14.4.1993— (ccs)

Eisenbahnerstreik in 
Großbritannien geht weiter
Zum zweiten Mal innerhalb von zwei
Wochen streikten am Freitag, den 16. 
April, die britischen Eisenbahner. Die 
Gewerkschaften riefen zu dem 24stündi- 
gen Streik auf, um drohende Entlassun­
gen im Vorfeld der geplanten Eisen­
bahnprivatisierung zu verhindern. Die 
Eisenbahnergewerkschaft fordert außer­
dem, daß bestimmte Dienstleistungen 
der Bahn nicht an Privatfirmen vergeben 
werden dürfen. — (alk)

Mercedes Benz baut 
Montagewerk in den USA
Nach BMW will auch die Mercedes 
Benz AG für PKW ein Montagewerk in 
den USA eröffnen. Ende 1997 sollen 
rund 1500 Beschäftigte jährlich etwa 
60000 Fahrzeuge zusammenbauen — 
Mercedes verkaufte 1992 rund 63000 
PKW. Neben der Umgehung eventueller 
Handelsschranken, betonte die Unter­
nehmensleitung, sei die USA nicht zu­
letzt im Hinblick auf die Lohnkosten ein 
günstiger Produktionsstandort. Es gibt 
starke Hinweise, daß Mercedes ähnlich 
wie BMW dabei daran denkt, einen ge­
werkschaftsfreien Betrieb durchzuset­
zen. So heißt es in der Neuen Zürcher 
Zeitung, das Unternehmen werde sich 
beim Standort vermutlich für North Ca­
rolina oder South Carolina entscheiden: 
„Die beiden US-Staaten weisen eine re­
lativ geringe gewerkschaftliche Organi­
sationsdichte auf.“ Auch BMW hat sein 
Montagewerk in South Carolina ange­
siedelt, stößt aber auf den erbitterten 
Widerstand der Gewerkschaften, weil 
die Firma Löhne weit unter Tarif durch­
setzen will.— (alk)

Neuwahlen in 
Spanien
Die regierenden spanischen Sozialisten 
stehen unter Druck: Die Rechten haben 
einen Finanzierungsskandal aufgedeckt, 
und es gelingt ihnen zunehmend, den 
Eindruck zu erwecken, die Regierung 
Gonzälez sei verbraucht. Dieser war nun 
gezwungen, die regulär für Herbst an­
stehenden Parlamentswahlen auf den 6. 
Juni vorzuziehen. Ein wichtiger Hinter­
grund ist allerdings der nach wie vor an­
dauernde Streit um das Streikgesetz. Die 
sozialistische Partei (PSOE) kam durch 
die großen gewerkschaftlichen Gegen­
aktionen unter Druck und handelte au­
ßerhalb des Parlaments mit den Gewerk­
schaften einen neuen Entwurf aus, der 
einige der schärfsten Maßnahmen — das 
Gesetz sah Streikverbot in wichtigen Be­
reichen, Zwangsschlichtung u.ä. vor — 
wieder fallen ließ. Das brachte den Ka­
pitalistenverband auf, der über den 
Wirtschaftsminister intervenierten, 
auch der Ministerpräsident Gonzälez 
hielt an der alten Fassung fest. Nun hätte 
im Parlament die Verabschiedung des — 
von der PSOE entschärften — Streikge­
setzes angestanden, eine Niederlage 
Gonzälez stand so gut wie fest. Durch 
die Vorverlegung der Wahlen hat er das 
nun vorläufig verhindert — und falls die 
Sozialisten die Wahl verlieren oder zu 
einer Koalition gezwungen sind, viel­
leicht sogar endgültig. — (alk)

Pasqua gibt der Polizei 
Rückendeckung
Kaum war der neue Innenminister im
Amt, schon demonstrierte er, was mit 
seinem Versprechen „die Franzosen 
wollen mehr Sicherheit“ verbunden ist: 
Innerhalb einer Woche wurden drei Ju­
gendliche von der Polizei getötet. Ein 
17jähriger, aus Zaire stammender, wur­
de während eines Verhörs in Paris von 
einem Inspektor in den Kopf geschos­
sen, obwohl die Vorschrift besagt, daß 
die Waffe während eines Verhörs unter 
Verschluß zu halten ist. Ein 18jähriger, 
der Autoreifen stahl, war von einem Po­
lizisten in Chambäry erschossen wor­
den, als ihm Handschellen angelegt wer­
den sollten. Und in Wattrelos (Departe­
ment Nord) feuerte ein betrunkener Po- 

,lizist auf einen 17jährigen Nordafrika­
ner, der bereits auf dem Boden lag. 
Zahlreiche Kommentatoren bringen die­
se gehäuften Vorfälle in Verbindung mit 
der Linie des neuen Innenministers, wo­
durch sich Polizisten bei Exzessen ge­
deckt fühlen. Pasqua erklärte, daß die 
Polizei die Bürger zu schützen hätte und 
warnte vor Unruhestiftern, die die Ent­
rüstung von Jugendlichen für Gewaltak­
te ausnützten. Pasqua, der bereits 1986 
Innenminister war, hatte damals zum 
Kampf gegen den Terrorismus aufgeru­
fen und versprochen, die Polizei bei 
Zwischenfällen zu decken. Verschiede­
ne antirassistische Organisationen führ­
ten Protestaktionen gegen die Tötung 
der Jugendlichen durch. In der Frage­
stunde des Parlaments griff Innenmini­
ster Pasqua die angeblich zu laxe Rechts­
praxis der Sozialisten an. Die Arbeit der 
Polizei sei erschwert worden durch Ein­
schränkung der Ausweiskontrollen, die 
komplizierten Abschiebungen, die Re­
form der Strafprozeßordnung sowie die 
Verschonung minderjähriger Straftäter. 
Für Anfang Mai kündigte Pasqua erste 
Maßnahmen gegen illegale Ausländer 
und zur Verbesserung der polizeilichen 
Arbeitsbedingungen an. — (alk)

Mit einem Schuldspruch gegen den Einsatzleiter und den Polizisten, der am meisten 
geprügelt hatte, endete in Los Angeles das zweite Verfahren gegen vier weiße Polizi­
sten, die im März 1991 den Schwarzen Rodney King bei einer Verkehrskontrolle bru­
tal zusammengeschlagen hatten. Im ersten Verfahren hatte eine überwiegend weiße 
Jury die Polizisten freigesprochen, daraufhin hatten Tausende von Schwarzen in Los 
Angeles und anderen US-Städten mit heftigen Protesten reagiert (Bild: Demonstra­
tion am 30. April in Los Angeles). Zur Niederschlagung erneuter Unruhen im Falle 
eines Freispruchs hatte die Polizei von Los Angeles 6500 Beamte in Alarmbereit­
schaftversetzt.— (rül)

Nationalistische Stimmung im türki­
schen Parlament: Die Mutterlandspartei 
fordert, sofort Waffen und Instruktions­
offiziere nach Baku zu schicken. Die 
fundamentalistische Refah-Partei for­
dert die Verlegung eures türkischen Ba­
taillons nach Nachitschewan, einer aser­
baidschanischen Enklave an der türki­
schen Grenze. Auch die sozialdemo­
kratische Partei SHP erklärte durch Inö- 
nü, daß die Türkei dem „Bruderland“ 
Aserbaidschan gegen das „aggressive 
Armenien“ beistehen müsse. Das türki­
sche Außenministerium bestätigte in­
zwischen, daß die Türkei Waffen an 
Aserbeidschan liefert, das sich in militä­
rischen Auseinandersetzungen mit Ar­
menien befindet. Die Zeitung Hürriyet 
berichtete aus Baku, daß Raketen, Rake­
tenwerfer und Munition bereits einge­
troffen wären. Der —• nach dieser Reise 
an einem Herzanfall verstorbene — tür­
kische Ministerpräsident Özal erklärte 
in der aserbaidschanischen Hauptstadt 
Baku: „Wenn sich die Armenier nicht

gezwungen werden.“ Auch wenn damit 
kein direktes militärisches Eingreifen 
durch die Türkische Republik droht — 
immerhin befindet sich Armenien mit 
Rußland im militärischen Beistandspakt 
der GUS-Staaten —, verschärft und ver­
längert damit die Türkische Republik 
den Krieg zwischen Aserbeidschan und 
Armenien. Die türkischen Interessen 
bestehen in den Erdölfeldern in Aser­
baidschan: Vor einem Monat unter-
zeichneten die Türkei und Aserbaid­
schan ein Abkommen über den Bau einer 
1060 Kilometer langen Pipeline von 
Baku nach Ceyhan im Golf von Iskende­
run am Mittelmeer. In drei Jahren sollen 
jährlich 25 Millionen Tonnen aserbaid­
schanischen Erdöls über die Türkei ex­
portiert werden. Der Iran, selbst Ölpro­
duzent, bot nun in Konkurrenz zur Tür­
kei Aserbaidschan ebenfalls den Bau 
einer Erdölpipeline und ideologische 
Unterstützung an. — (alk)

Kroatien: Kriegsverbrecher 
wurde rehabilitiert
Die jüdische Gemeinde der kroatischen 
Hauptstadt Zagreb hat in einem Brief an’ 
die Stadtverwaltung ihre Beunruhigung 
über „Versuche der Rehabilitierung“ 
der faschistischen Ustascha-Ideologie 
zum Ausdruck gebracht. Anlaß war der 
Plan der Stadtverwaltung, eine Straße 
nach dem kroatischen Politiker Mile 
Budak zu benennen. Mile Budak war am 
Ende des Zweiten Weltkriegs zahlrei­
cher Kriegsverbrechen schuldig gespro­
chen und hingerichtet worden. In der 
Zeit des Ustascha-Faschismus, 1941 mit 
direkter Unterstützung Hitlers und Mus­
solinis in Kroatien installiert, war Budak 
der zweite Mann Kroatiens nach dem 
faschistischen Ustascha-,, Führer“ Ante 
Pavelic. Er zeichnete u.a. persönlich 
verantwortlich für ein „Gesetz zum 
Schutz der nationalen und arischen Kul­
tur des kroatischen Volkes“, das nach 
Nazi-Vorbild die Juden aus dem gesell­
schaftlichen und politischen Leben des 
Landes ausschloß und als Grundlage für 
ihre bestialische Verfolgung und Ermor­
dung diente. Die jüdische Gemeinde 
macht diesen Mann deshalb für den 
Mord an mehr als 31000 kroatischen 
Juden verantwortlich.
Quelle: t/Z, 16.4.1993- (rül)
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37,5-Stundenwoche 
in der Chemieindustrie
Hannover. Die Arbeitszeitverkürzung 
in der chemischen Industrie von 39 auf 
37,5 Stunden ab 1. April ist bei der Fir­
ma WANO Schwarzpulver Kunigunde, 
Zweigniederlassung der WASAG Che­
mie Sythen GmbH, durch Betriebsver­
einbarung für die etwa 100 Arbeiter und 
Angestellten so umgesetzt worden:

1. Es bleibt bei der 39-Stunden-Wo- 
che durch Arbeitszeitverkürzung auf 7 
Stunden am Freitag sowohl für die’Früh- 
und Mittagschicht als auch für die Nor­
malschicht (regelmäßige Nachtschicht­
arbeit als auch Arbeit am Samstag und 
Sonntag gibt es nicht).

2. Die „neue“ Arbeitszeitverkürzung 
von 1,5 Stunden pro Woche wird gesam­
melt und zu vollen Tagen Freizeitaus­
gleich zusammengezogen. Abzüglich 
Urlaub, Feiertagen und einer Pauschale 
für „sonstige Fehlzeiten“ (Krankheit, 
Kur, Bildungsurlaub usw. sind dies acht 
Tage pro Jahr, das heißt in 1993 (ab
1.4.) sechs Tage. Diese Tage werden in 
1993 auf den Freitag nach Himmelfahrt 
sowie auf die Tage zwischen Weihnach­
ten und Neujahr gelegt, wobei der 
24.12. und der 31.12. als ein Tag ge­
rechnet werden.

Dadurch stehen den Arbeitern und 
Angestellten, die sich zuvor in einer 
Umfrage des Betriebsrats mit übergro­
ßer Mehrheit für diese Lösung entschie­

„Brücke, kalt, möbliert. 
— Preis?“
Hamburg. „Ich traf Jutta am 15.2.1991 
bei der Heilsarmee, Talstraße. Jutta ist 
54 Jahre alt, geschieden und hat keine 
Kinder. Sie ist ... in einem Heim groß 
geworden. Jutta hat vier Geschwister. 
Einen Schulabschluß sowie eine Berufs­
ausbildung hat Jutta nicht. Seit einem 
Jahr ist Jutta arbeitslos und erhält um die 
300 DM Sozialunterstützung. Die Diffe­
renz zu 457 DM wird ihr abgezogen, da 
sie im Heim untergebracht ist. Sie hat 
ca. 5000 DM Schulden. Jutta hatte noch 
nie eine eigene Wohnung ... Zur Zeit 
ist sie im Frauenwohnheim Uferstraße 
untergebracht. Zeitweise, insgesamt ca. 
2 Monate, hat sie auch schon einmal in 
einem Abbruchhaus innerhalb einer 
Gruppe ,Platte* gemacht. Jutta ist alko­
holkrank, schwerbehindert, leidet unter 
Verschleißerscheinungen und Kreislauf­
störungen. Sie sagt, sie könne sich nicht 
in die Gesellschaft einfügen, habe kein 
Selbstvertrauen ... Ihrer Meinung nach 
sollte es viel mehr Einrichtungen für 
Obdachlose geben. Z. B. hält sie die Un­
terbringung in Containern für Obdach­
lose für geeignet. Ihren Tagesablauf ver­
bringt sie mit Behörden- und Arztbesu­
chen. Außerdem ist sie Helferin in ihrer 
Notunterkunft, dem Frauenwohnheim 
in der Uferstraße. Ihre Perspektive: ,Ein 
neues Leben anfangen, arbeiten .. .*“

So liest sich eine von zehn Fallstudien, 
die allesamt die Notlagen der obdachlo­
sen Menschen — ohne Arbeit, ohne 
Wohnung, ohne Perspektive und oft 
ohne Hoffnung — konkret, an Einzel­
schicksalen veranschaulichen. Die Fall­
studien sind Bestandteil einer 130seiti- 
gen Untersuchung zur Situation Ob­
dachloser in Hamburg, herausgegeben 
vom Diakonischen Werk.

Die Untersuchung geht davon aus, 
daß .in Hamburg 2000-3000 Menschen 
„Platte“ machen, d.h. ohne irgendein 
Obdach auf der Straße leben. Andere 
Schätzungen gehen von bis zu 6000 ob­
dachlosen Menschen aus. „Die extrem­
ste Form materieller und sozialer Armut 
und Unterversorgung ist der Verlust je­
den Obdachs. Eine Wohnung ist die 
Voraussetzung für ein menschenwürdi­
ges Leben. Schutz vor Kälte und Regen, 
etwas zum Sitzen, ein eigenes Bett, eine 
Kochgelegenheit — das braucht jeder. 
Wohnen gehört zu den zentralen, exi­
stentiellen Bedürfnissen der Men­
schen.“ In Hamburg wird dieses Be­
dürfnis für rund 100000 Wohnungslose 
nicht gedeckt. Die Obdachlosigkeit, als 
extremste Form der Wohnungslosigkeit, 
führt dazu, daß Menschen in Kellerein­
gängen, Baustellen, in Müllcontainem, 
unter Brücken, in Peepshow-Kabinen, 
auf der Parkbank usw. usf. hausen müs­
sen. Die von Kirchen und Senat zur Ver­
fügung gestellten Notquartiere umfassen 
gerade mal 300 Schlafgelegenheiten und 

den hatten, jetzt die vollen 30 Tage tarif­
licher Jahresurlaub zur Verfügung. Zu­
vor mußten 4 oder 5 Tage für die übliche 
und allgemein gewünschte Betriebsruhe 
zum Jahresende aufgespart werden.

Die Geschäftsleitung hatte Anfang 
Dezember 1992 einen ersten Vorschlag 
vorgelegt, die vollen 2,5 Stunden Ar­
beitszeitverkürzung zu Ausgleichstagen 
zu sammeln. Sie wollte zurück zur 40- 
Stunden-Woche, um die Betriebsnut­
zungszeiten auszuweiten und wieder von 
dem „unwirtschaftlichen“ kurzen Frei­
tag wegzukommen. Einer weiteren wö­
chentlichen Arbeitszeitverkürzung hätte 
sie auf jeden Fall die Zustimmung ver­
weigert. Es wäre dann die tarifliche Auf­
fangregelung mit 1,5 Stunden früherem 
Arbeitsende abwechselnd von Montag 
bis Freitag in Kraft getreten. Das woll­
ten Belegschaft und Betriebsrat nicht. In 
einer vom Betriebsrat organisierten Um­
frage hatte sich bei 76 abgegebenen 
Stimmen nicht ein einziger für die Rück­
kehr zur 40-Stunden-Woche ausgespro­
chen, um die Errungenschaft des verlän­
gerten Wochenendes insbesondere auch 
für die Mittagschicht mit Frühschluß 
20.30 Uhr am Freitag nicht aufzugeben. 
73 stimmten in Anbetracht der Möglich­
keiten für Beibehaltung des kurzen Frei­
tags und sammeln der „neuen“ Arbeits­
zeitverkürzung. — (mio) 

sind in einem teilweise erbärmlichen 
Zustand, z.B. schlafen 50 Menschen in 
einem Raum. Die Autorin schreibt: 
„Durch den anhaltenden Wohnungsnot­
stand ist der Abbau von Obdachlosigkeit 
erheblich erschwert. Durch den anhal­
tenden Wohnungsnotstand ist die Rand­
gruppe der längerfristigen Obdachlosen 
noch weniger in der Lage, eine Woh­
nung zu finden. Kleine einfache Wohn­
einheiten zu günstigen Preisen zu bauen, 
ist die wichtigste Alternative zu der an­
haltenden Wohnungs-/Obdachlosig­
keit.“ Der Bau von kleinen, einfachen 
Wohneinheiten ist wohl kurzfristig die 
wichtigste Maßnahme; Obdachlose ha­
ben im Konkurrenzkampf auf dem (frei­
en und sozialen) Wohnungsmarkt keine 
Chance. Der Ruinierung der Menschen 
durch das Leben auf der Straße kann so 
entgegengewirkt werden. So „kann der 
Pflege des Körpers auf der Straße nur 
begrenzt nachgegangen werden. Hauter­
krankungen , Bakterien- / Viren- / Infek­
tionserkrankungen können auf der Stra­
ße viel schwerer behandelt werden als in 
einer Wohnung. Der Heilungsprozeß 
dauert erheblich länger. Hinzu kommen 
die Witterungseinflüsse auf der Straße. 
Notwendige Nachbehandlungen nach 
einem Krankenhausaufenthalt sind auf 
der Straße nicht möglich.“

Der Tagesablauf Obdachloser ist von 
enormer Trostlosigkeit gekennzeichnet; 
21,6 % der Befragten sahen für sich kei­
ne Pespektive mehr — „Keine Perspek­
tive . . . am besten nicht mehr aufwa­
chen auf Platte“ ... Die Gründe, die zur 
Obdachlosigkeit geführt haben, bündeln 
sich; Scheidung, Trennung, Schulden, 
Arbeits- und/oder Wohnungsverlust 
wurden als Hauptgründe genannt. „Ein 
Kreislauf, der sich schwer durchbrechen 
läßt, wird in Gang gesetzt, wenn der Ar­
beitsplatz verloren geht. Der Schulden­
berg wächst. Die Probleme führen zu 
Scheidungen bzw. Trennungen. Ein 
Partner behält die Wohnung, der andere 
landet häufig auf der Straße. In den mei­
sten Fällen der Mann.“

88 % der Befragten waren Männer. 
Der Anteil der wohnungslosen Frauen 
aber ist in Hamburg im Vergleich zu an­
deren Bundesländern fast doppelt so 
hoch. Die Masse der Befragten ist jünger 
als 45 Jahre. Der Anteil derjenigen Bür­
ger der ehemaligen DDR beträgt unter 
den Befragten immerhin 25 %.

Die Autorin fordert neben anderen 
Maßnahmen zur Verhinderung bzw. Be­
seitigung von Obdachlosigkeit auch die 
Einführung einer Grundsicherung, die 
einen menschlichen Lebensstandard ge­
sellschaftlich garantieren soll.

Quelle: Hom, Angelika: Brücke, kalt, mö­
bliert. — Preis? — Eine Untersuchung zur Si­
tuation Obdachloser in Hamburg. — (stg)

Manteltarifverhandlungen 
im Einzelhandel NRW
Köln. Bei den ersten Verhandlungen 
über den Manteltarif im Einzelhandel 
Nordrhein-Westfalen traten die Arbeit­
geber den Forderungen der Gewerk­
schaft Handel, Banken und Versicherun­
gen dreist entgegen. Die HBV fordert 
bessere Zuschläge für Arbeit zu ungün­
stigen Zeiten, für Mehrarbeit 50 % (bis­
her 25 %), für Nachtarbeit 80 % (bisher 
50%), sowie 100% für. alle Sonn- und 
Feiertage (bisher nur für einige Feierta­
ge). Die Arbeitgeber traten mit dem An­
sinnen an, daß die Zuschläge für die Be­
schäftigten im Bahnhofs- und Flugha­
fenhandel einschneidend gesenkt wer­
den sollten. Sie verlangen Angleichung 
an das schlechter bezahlte Tankstellen- 
und Garagerigewerbe und die Streichung 
des Zuschlags für Nachtarbeit. Die Ver­
handlungen werden nach Ostern fortge­
setzt. — (anl/uld)

Kurdisch-Unterricht an 
zwei Schulen
Bremen. An zwei Grundschulen in Bre­
men-Nord werden seit Anfang März die­
ses Jahres 45 kurdische Kinder in ihrer 
Muttersprache unterrichtet. Anfang des 
kommenden Schuljahres soll der Unter­
richt an zwei weiteren Grundschulen in 
Bremen-Stadt aufgenommen werden. 
Wöchentlich vier Stunden werden von 
zwei kurdischen Lehrern erteilt. Be­
gründet wird der Kurdisch-Unterricht 
von der Schulbehörde damit, daß sich in 
Untersuchungen gezeigt habe, daß ohne 
fundamentale Kenntnisse der eigenen 
Sprache kaum oder nur schwer fremde 
Sprachen gelernt werden. Bildungssena­
tor Scherf nutzte die Gelegenheit, um 
sich von der PKK zu distanzieren. „Wir 
sind weder' eine PKK-Deckadresse,

Stopp der schleichenden 
Privatisierung im Reinigungswesen

Köln. Nach der Verabschiedung des 
diesjährigen Haushaltes mit den Stim­
men von SPD und Grünen sprach sich 
die Fraktionsvorsitzende der Grünen im 
Rat für Rationalisierungen in der Perso­
nalstruktur der Stadt aus. Es ist mehr als 
schade, daß sich die Grünen im Rat der 
Stadt Köln noch nie mit der örtlichen 
ÖTV an einen Tisch gesetzt haben. 
Sonst wäre der Protest der ÖTV viel­
leicht auch von den Grünen gegenüber 
der SPD-Ratsfraktion unterstützt wor­
den. Die ÖTV meint z.B., daß die Priva­
tisierung frauenfeindlich sei und daß Be­
schäftigung sozialversicherungspflich­
tig sein muß. Sie bezog Stellung zu den 
Stellenstreichungen bei den Reinigungs­
kräften:

„Unter dem finanziellen Druck der 
öffentlichen Haushalte und der zusätzli­
chen Belastung durch die zunehmende 
Massenarbeitslosigkeit sowie deren Fol­
gekosten im Bereich der Sozialhilfe und 
im Wohngeld wurde ein Stellenstopp 
sowie die Überprüfung der Wirtschaft­
lichkeit der Dienstleitungen der Stadt 
Köln verhängt.

Dies fuhrt dazu, daß alle Reinigungs­
aufträge wirtschaftlich überprüft wer­
den. Die Folge: Eine schleichende Pri­
vatisierung im Reinigungswesen bei der 
Stadt Köln.

In einigen Bereichen hat dies zu einer 
Leistungsverdichtung und zu einer Un­
ruhe geführt, der umgehend entgegenge­
wirkt werden muß.

noch unterstützen wir diese Partei.“ Bei 
der Auswahl der Lehrer habe man dar­
auf geachtet, daß keine „Anbindung an 
einseitig ausgerichtete politische kurdi­
sche Organisationen wie die PKK beste­
hen.“ — (woj, aus: Nachrichten aus 
Niedersachsen 8/93)

Dokumentation über Opfer 
des Kalten Krieges in Nds.
Braunschweig. Eine Dokumentation 
über die Opfer des Kalten Krieges hat 
die Initiativgruppe zur Rehabilitierung 
der Opfer des Kalten Krieges herausge­
geben. Dargestellt wird die unrühmliche 
Rolle der Sonderstrafkammer beim 
Landgericht Lüneburg: „In die Mühlen 
geheimdienstlicher Bespitzelung, Straf­
justiz und Verfolgung gerieten nicht nur 
Kommunisten, sondern auch Frauen und 
Männer sowie Jugendliche anderer 
Weltanschauungen ... Sie wurden be­
troffen von Freiheitsentzug und mate­
riellen, existenzvemichtenden Repres­
salien, wie Berufsverboten und Arbeits­
platzverlust.“
Bestellung: K. Fritsch, Lortzingstr. 6, 3300 
Braunschweig, 6 DM 4- Porto — (nnz, gekürzt)

BVG: Menschenunwürdige 
Zustände in „Santa Fu“
Hamburg. Die berüchtigte Isolierstation 
„Doral“ im Knast Fuhlsbüttel mußte 
jetzt wegen eines Beschlusses des Bun­
desverfassungsgerichts geschlossen 
werden. Vorausgegangen war die Be­
schwerde eines Gefangenen. Sowohl die 
Knastleitung als auch die zunächst zu­
ständige Kammer des Landgerichtes 
lehnten die Beschwerde ab. Erst die An­
rufung des BVG hatte Erfolg. Der Ge­
fangene hatte sich insbesondere darüber 
beschwert, daß in seine Zelle minde­
stens einmal wöchentlich mit Fäkalien

Die Kosten privater Reinigungsfirmen 
sind meist zunächst günstiger, wobei der 
Vergleich mit der städtischen Reinigung 
schwierig ist.

Ist die Reinigung zu 100 Prozent pri­
vatisiert, können in der Zukunft die 
Preise erhöht werden. Um diese Ent­
wicklung zu stoppen, sind neue politi­
sche Beschlüsse vom Rat der Stadt Köln 
dringend notwendig. Die wirtschaftliche 
Vergleichbarkeit muß zugunsten einer 
Quotenregelung verändert werden. Ein 
solcher politischer Beschluß ist für die 
Absicherung der Arbeitsplätze im öf­
fentlichen Dienst dringend notwendig.

Die angeblichen Einsparungen bei 
Fremdreinigung sind langfristig zu be­
zweifeln, niedrige Löhne bei den Reini­
gungsfirmen bedeuten:
1. eine Frauendiskriminierung
2. bei Entlassungen zusätzliche Bela­
stungen der Stadt Köln im Bereich der 
Sozialhilfe und ggf. des Wohngeldes

Bei der Überprüfung der Wirtschaft­
lichkeit der Reinigung müssen auch die 
Kosten von Strom, Wasser, Putzgerä­
ten, Abstellräumen usw., die die Stadt 
Köln bezahlt, den privaten Reinigungs­
firmen mit verrechnet werden.

Von daher fordern wir: Keine weitere 
Privatisierung des Reinigungswesens. 
50 % müssen in städtischer Regie blei­
ben, und folgende Kriterien sind zwin­
gend zu berücksichtigen, so daß auch 
langfristig ein echter Leistungs- und 
wirtschaftlicher Vergleich möglich ist:

vermischtes Wasser strömte, da die fe. 
nalisation längere Zeit defekt war 
eine Reparatur sich durch den bauliche; 
Zustand des alten Gemäuers schwierig 
gestaltete. Justizbehörde und Land^ 
richt schien dieser Zustand nicht wer^t 
zu stören — „Dora I“ spielt in der Dia- 
plinierungs- und Isolierungsstrategie 
nerhalb des Vollzugs eine große Roih 
Das BVG sah dies anders. Der 2. Senat 
führte dazu aus: „Die Würde des Men­
schen zu achten und zu schützen, ist dk 
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 
Für den Strafvollzug bedeutet dies, dai 
die grundlegenden Voraussetzungen in­
dividueller und sozialer Existenz de? 
Menschen dem Gefangenen auch in der 
Haft erhalten bleiben müssen.“ — So 
weit, so gut. Ein Teil der etwa 40 auf je­
ner Isolierstation untergebrachten Ge­
fangenen wurde flugs in den Hochsi­
cherheitstrakt des Knastes Suhrenkamp 
verlegt, ein anderer auf einer anderen 
Station in Fuhlsbüttel isoliert, die extra 
dazu hergerichtet wurde. — (jes, Lokalbe­
richte Hamburg, gekürzt)

Antifaschistische Stadt- 
Wanderung — Ostermarsch 
Köln. Nachdem die Naturfreunde-Ju- 
gend Rheinland am Donnerstag in Enne­
petal unter dem Motto „Und immer wig- 
ger Arsch huh!“ mit 30 Teilnehmern 
aufgebrochen war, kamen am Oster­
montag zur anschließenden antifaschi­
stischen Stadt Wanderung noch ca. 70 
Friedensfreundinnen hinzu. Auf zehn 
Kilometern durch Köln demonstrierten 
sie mit Trillerpfeifen und antifaschisti­
schen Liedern gegen Rassismus und Mi­
litäreinsätze sowie für Grund- und Men­
schenrechte. An den Mahnstätten kamen 
jeweils weitere Freundinnen hinzu, so 
daß bei der Abschlußkundgebung etwa 
200 Teilnehmer gezählt wurden. —(uld)

I 
Proteste bei Bosch 
gehen weiter
Stuttgart. Für den 26. April 1993 
plant die IG Metall eine Sternfahrt 
von den Bosch-Standorten zur 
BosctvZenttate au\ der SchVWexYxöhe 
bei Gerlingen. Der Vorsitzende des 
Gesamtbetriebsrats stellt zwei 
Bedingungen für eine Zusammen­
arbeit mit der Geschäftsführung: 
„Wir sind bereit zu verhandeln, 
wenn die Geschäftsführung auf die 
Anrechnung der Tariferhöhung ver­
zichtet und die Schichtzulage in 
bisheriger Form gewährt.“ 
Bild: Kundgebung vor dem Bosch- 
Werk in Stuttgart-Feuerbach am 1. 
April. — (aus: Kommunale Berichte 
Stuttgart)

1. Vergabe an Fremdfirmen ist nur 
dann möglich, wenn sichergestellt ist. 
daß der Arbeitgeber alle Beschäftigten 
sozialversicherungspflichtig beschäftigt 
hat.
2. Vorrangig sollten Kleinprojekte 
fremdvergeben werden. Alle Nebenkiv 
sten, wie Wasser, Strom, Abstell- urJ 
Sozialräume, wo die Stadt die Kosten 
trägt, sind den Reinigungsfinnen b 
Rechnung zu stellen.
3. Es muß eine Festlegung vereinten 
werden, welche Projekte in städtischer 
Reinigung bleiben und welche dm 
ffemdvergeben werden.
4. Die Festlegung der Projekte wird b 
den Bezirken mit den jeweüigen örtli­
chen Personalräten vereinbart, damit s- 
chergestellt ist, daß eine gleiche prozr. 
tuale Verteilung stattfindet.
5. Sobald in einem Bezirksamtsberm 
durch Fluktuation und Einstdlurm 
stopp die Zielquote unterboten wird. i-< 
der Einsiellungsstopp aufzuheben .
8. Der Rat der Stadt Köln wind scm 
fordert, einen FrcmdreinigungserUS r- 
beschließen ... Hierdurch ist sieben^ 
stellen und vertraglich festzulegen. & 
alle Beschäftigten in der Frenxirr' 
gung sozialversicherungspflichüg hr 
schäftigt sind. Die Tariiabkommen 
alle zum Schutz der Arbeitskräfte er> 
senen Vorschriften, besonders dx L' 
Schriften des Jugendarbeitsschcös^' 
zes müssen von den Betrieben 
ten werden ..— (uld)
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Die Versorgung mit Wohnraum
ist durch nichts zu ersetzen

Vom 19. bis 24. 
April führt der DGB 
eine „Woche der 
Gegenwehr“ 
gegen Tarifbruch 
und Tarifflucht 
durch. Am Sams­
tag finden regio­
nale Demonstra­
tionen statt.
- (jöd)

Stoppt die Brandstifter in der 
Politik und auf der Straße
Stuttgart. Unter diesem Motto riefen 
u.a. der DGB, IG Medien, IG Metall, 
Arbeitskreis Asyl, die Kreisverbände 
der Grünen und der SPD sowie die 
VVN/BdA zu einer Kundgebung gegen 
den Landesparteitag der Republikaner 
am 17. April auf. Die Planung der Rep 
wurde sehr kurzfristig bekannt, die örtli­
che Tagespresse kündigte die Protestak­
tion nicht an. Im weiträumig polizeilich 
abgeriegelten Cannstatter Kursaal er­
klärte Schönhuber, seine Partei werde 
im Wahljahr 1994 die Entwicklung füh­
rend mitgestalten und weitere Parlamen­
te erobern. Auf der anderen Seite der 
Absperrung protestierten etwa 100 Anti­
faschisten. Die ehemalige Widerstands­
kämpferin Gertrud Müller forderte die 
Bundestagsparteien auf, endlich die be­
stehenden Gesetze gegen rechtsradikale 
und neofaschistische Parteien einzuset­
zen. Der Vertreter der IG Medien be­
zeichnete die Rep als „Handlanger einer 
rechtskonservativen Politik“, die auch 
vor Krieg nicht zurückschrecke. Die 
fraktionslose Stadträtin Shahla Blum 
griff die Abschaffung demokratischer 
Rechte an und fragte: „Waren es wirk­
lich nur die Reps?“ — (evc)

Gericht entscheidet bis 
28.4.93 im Fall Waldberg
Freiburg. Das Ergebnis der am 14.4. er­
folgten Gerichtsprüfung in Ankara über 
Bestätigung oder Revision des Urteils 
gegen Stephan Waldberg wird erst am
28.4. bekanntgegeben. Drei Möglich­
keiten bestehen: entweder Freispruch 
(was eher unwahrscheinlich ist) oder 
teilweise Revision des Urteils wegen 
angeblicher PKK-Unterstützung auf 

Grund der rechtswidrigen Prozeß- und 
Beweisführung, oder aber Bestätigung 
des Urteils von 3 Jahren und 9 Monaten. 
Gegen seinen Willen war Stephan vor 14 
Tagen von Diyarbakir in das Gefängnis 
von Izmir verlegt worden, in eine Abtei­
lung mit türkischen Häftlingen. Er hat 
beantragt, zu den politischen Gefange­
nen verlegt zu werden. — (mab)

Krupp-Hoesch: Anrechnung 
außertariflicher Zulagen
Essen. Ende März hat der Verband der 
Metallkapitalisten in Nordrhein-Westfa­
len seinen Mitgliedsfirmen nahegelegt, 
die im letzten Jahr ausgehandelte Lohn- 
und Gehaltserhöhung von 3 % ab 1.4. 
1993 auf übertarifliche Zulagen anzu­
rechnen. Die rechtlichen Möglichkei­
ten, solche Schritte zu Fall zu bringen, 
sind zwar gering. Die IG Metall ging je­
doch zunächst davon aus, daß viele Ka­
pitalisten die zu erwartende betriebliche 
Unruhe scheuen werden. Nach Mannes­
mann Demag, Thyssen Maschinenbau 
und anderen hat inzwischen jedoch auch 
der Krupp-Hoesch-Konzern seine Fir­
men angewiesen, die tariflichen Lohner­
höhungen anzurechnen. Vorbereitet 
wurde dieser Angriff durch monatelange 
Propaganda über Finanzprobleme des 
Konzerns. Proteste der Betriebsräte hat­
ten kaum Erfolg: Bei Krupp Maschinen­
technik in Essen sollen die außertarifli­
chen Zulagen erst ab 1.10.1993 ange­
rechnet werden — dann allerdings er­
folgt eine direkte Lohnsenkung; bei 
Krupp Widia soll in diesem Jahr „nur“ 
die Hälfte der Lohnerhöhung angerech­
net werden. Nach Angaben des Kapitali­
stenverbandes hatte bisher jeder zweite 
der 950000 Beschäftigten der metallver­
arbeitenden Industrie NRW außertarifli­
che Zulagen. — (wof)

Stuttgart. Etwa 600 Menschen in Stutt­
gart sind ohne irgendeine Unterkunft, 
leben unter Brücken, in U-Bahn-Schäch­
ten, in Abbruchhäusem. Dazu kommen 
all diejenigen in Notwohnungen, Asy­
len, Heimen. Die Zahl der Wohnungslo­
sen in Baden-Württemberg steigt dra­
stisch, jeder vierte Betroffene hier hat 
sein Dach über dem Kopf im vergange­
nen Jahr verloren. Die Stadt Stuttgart 
sowie die freien Träger bieten 264 Not­
übernachtungsplätze an. Solche Notun­
terkünfte sind z. B. Container, die dieses 
Jahr aber wegen der IGA noch zwei Wo­
chen früher als sonst geschlossen wur­
den. 245 dieser Plätze sind belegt; die 
unerträgliche Situation in den Contai­
nern oder die Belegung von Zimmern 
mit mehreren Menschen verhindern oft, 
daß das „Angebot“ wahrgenommen 
wird. Betroffene und Leute, die in dem 
Bereich arbeiten, meinen zu Recht, daß 
sowohl Obdachlose als auch Nichtseß­
hafte in einer Wohnungslosenstatistik 
auftauchen müßten. Gegenwärtig wird 
verwaltungsrechtlich zwischen diesen 
„Gruppen“ unterschieden. Ein Obdach­
loser, der nach sechs Monaten nicht seß­
haft geworden ist, wird zum Nichtseß­
haften erklärt und im Hilfesystem abge­
stuft; die Verpflichtung der Kommune 
zur Versorgung mit Wohnraum, entfallt. 
Wer z. B. nicht mindestens drei Jahre in 
Stuttgart lebt oder wer unter 40 und al­
leinstehend ist, wird nicht einmal in die 
Notfallkartei aufgenommen.

Ende März wurde auf einer Veranstal­
tung „Ein Platz zum Leben zwischen 
Wald und Reben“, duchgeführt u.a. von 
der Ambulanten Hilfe, dem Caritasver-

Im Rahmen der Veranstaltung 
„Ein Platz zum Leben ...“ 
wurden auch zwei Ausstellun­
gen zum Thema besucht. Eine 
Fotoausstellung von Stu­
dentinnen der Fachhochschu­
le Esslingen und eine Ausstel­
lung von Semesterarbeiten der 
Studentinnen der Fachhoch­
schule Technik Stuttgart: Auf 
einem fiktiven Grundstück ist 
ein zentrales Gebäude geplant 
(Cafö, Waschräume, Küche 
...). Um dieses Gebäude kön­
nen etwa 20 Menschen ihre 
Zelte aufbauen oder Hütten 
hinstellen, und zwar legal. 

band, der Landesarbeitsgemeinschaft 
für Soziale Brennpunkte, über Probleme 
wohnungsloser Menschen diskutiert. 
Anlaß für die Veranstaltung war zum ei­
nen ein Beschluß des Oberverwaltungs­
gerichts Münster vom 4. März, wonach 
die Kommunen Wohnungslosen außer 
Unterkünften, die Schutz vor der Witte­
rung bieten, auch eine geschützte Sphäre 
zur Verfügung stellen müssen. Zum an­
deren die ständige Erfahrung, wie wenig 
die Angebote sich auf das Selbstbestim­
mungsrecht der Betroffenen Und ihre 
Möglichkeit der Selbsthilfe orientieren. 
Immer wieder wurde darauf hingewie­
sen, daß die Versorgung mit Wohnun­
gen oberstes Ziel sein muß. Derzeit gibt 
es weder eine Förderung von Woh­
nungsbau für den betroffenen Personen­
kreis noch ein Kontingent innerhalb der 
Wohnungen, die vergeben werden. Die 
Haltung zu Projekten wie Wagenburgen 
oder Biwaks war strittig: Sind es mögli­
che alternative Lebensformen, müssen 
sie als Notprojekte unterstützt werden, 
geht gar nichts unterhalb des Wohnungs­
baus? Gefordert wird aber, daß solche 
Projekte aus dem Polizeirecht herausge­
nommenwerden.

Im folgenden dokumentieren wir aus 
dem Einleitungsbeitrag der fraktionslo­
sen Stadträtin Shahla Blum. — (evc)

In unserer Stadt leben über 600 Frauen 
und Männer auf der Straße. Zunehmend 
sind jüngere Menschen darunter. Die 
Dunkelziffer der Wohnungslosen und 
der davon Bedrohten ist unbekannt. 
Schwabstraße und Wannenstraße (be­
setzte, inzwischen geräumte Häuser, 

d.Verf.) sind nur einige bekannte Bei­
spiele für junge wohnungslose Men­
schen und ihre Selbsthilfe. Auch Wa­
genburgen sind eine Form der Selbsthil­
fe, die in der Zukunft von der Stadtver­
waltung unterstützt werden muß, weil 
sie eine positive Lebensform der Betrof­
fenen und eine Alternative zu Woh- 
nungslosigkeit ist.

Teile unserer Bevölkerung dürfen per 
Gesetz (Ausländergesetz) nicht woh­
nungslos werden. Das sind die Nicht­
deutschen, die „Ausländer“, die durch 
Wohnungslosigkeit eine doppelte Be­
strafung erfahren, denn Wohnungslosig­
keit ist ein Ausweisungsgrund! So sind 
sie gezwungen, sich formal bei Freun­
den anzumelden, um nicht ausgewiesen 
zu werden. Wohnungslos bleiben sie 
dennoch. Obwohl sie schwerer eine 
Wohnung bekommen, wird diese Tatsa­
che bei der Aufnahme in der Notfallkar­
tei nicht berücksichtigt. Für sie gibt es 
keine speziellen Programme.

Der Umgang unserer Gesellschaft mit 
Wohnungslosen — wie mit anderen 
„Randgruppen“ — ist geprägt von Aus­
grenzung und Desinteresse. Wohnungs­
losigkeit wird oft als selbstverschuldete 
Notlage beurteilt, obwohl sie hauptsäch­
lich das Ergebnis des Anstiegs der Miet­
preise in Verbindung mit anderen Ursa­
chen der Verarmung, wie z. B. der Ar­
beitslosigkeit, Krankenheit oder Ver­
schuldung, ist. Das Recht auf Wohnen 
muß als ein Grundrecht zur Wahrung 
der Menschenwürde anerkannt, in der 
Verfassung verankert werden und das 
oberste Ziel der Wohnung’s- und Sozial­
politik sein.

Solidaritätsaktion ' Sonnenhaldeschule: Klassen 
mit den Flüchtlingen nach sozialer Herkunft sortiert?
Hamburg. Im April bzw. im Mai dieses 
Jahres sollen zwei der „Wohn“schiffe 
im Hamburger Hafen, auf denen derzeit 
gut 2000 Flüchtlinge zusammenge­
pfercht leben, durch neue, weit größere 
Schiffe ersetzt werden. Bis zu 5000 
Flüchtlinge sollen dann dort unterge­
bracht werden. Nach dem neuen Asyl­
verfahrensgesetz ist seit dem 1.4.93 die 
Einweisung der Flüchtlinge in Sammel­
lager vorgeschrieben. Der Senat plant, 
die Flüchtlingsschiffe zum Erstaufhah- 
melager für ganz Hamburg zu machen. 
Das gesamte Asylverfahren — von der 
Einreise bis zur Abschiebung oder Wei­
terverteilung — soll dann auf den Schif­
fen durchgeführt werden. Begleitet wer­
den diese Maßnahmen von einer zuneh­
menden Hetze in der Lokalpresse: 
„Hauen und Stechen“ auf den Schiffen 
(Überschrift im Elbe-Wochenblatt vom 
14.4.93).

An einer Solidaritäts-Fahrraddemon­
stration am 17. April, die durch die 
Stadtteile Ottensen, Altona und St. Pauli 
zu den Flüchtlingsschiffen führte, betei­
ligten sich über 150. Aufgerufen hatte 
das „Antifaschistische Bündnis Altona/ 
Ottensen“, an dem sich eine ganze Reihe 
von Stadtteil- und antifaschistischen In­
itiativen beteiligen. Forderungen der 
Aktion waren: Gleiche Rechte für Deut­
sche und Ausländerinnen; weg mit den 
rassistischen Sondergesetzen; für den 
Erhalt des Asyl rechts — keine Änderung 
des GG-Artikels 16; keine Sammelun­

terbringung von Flüchtlingen. Vor den 
Schiffen im Altonaer Hafen führten die 
Demonstrationsteilnehmer anschließend 
zusammen mit den Bewohnern von den 
Schiffen ein „Informationscafd“ durch. 
In zahlreichen Gesprächen berichteten 
die Flüchtlinge von der unsäglichen 
Enge bei gleichzeitiger Isolation an 
Bord: Bis zu acht Leute in einem Raum, 
zum Beispiel Afrikaner aus sechs ver­
schiedenen Ländern mit unterschied­
lichen Sprachen auf einem „Zimmer“ 
( = Container). Die einzige Gemeinsam­
keit: Alle sind Schwarze. Das nahezu 
ungenießbare Essen kommt als graues 
Einheitsessen aus einer Großküche, 
Mangelkrankheiten, Magen- und Darm­
erkrankungen sind die Folge. Selbstver­
sorgung ist nicht möglich, da es keine 
Küchen gibt und die Flüchtlinge über 
fast kein Bargeld verfügen. Etliche be­
richteten von ihrer Flucht und von der 
Ignoranz der Behörden gegenüber den 
von ihnen vorgelegten Beweisen für ihre 
Verfolgung.

In den kommenden Wochen soll der 
Kontakt mit den Flüchtlingen gefestigt 
werden, ein nächstes Treffen ist verein­
bart. Außerdem sucht das Antifaschisti­
sche Bündnis die Diskussion mit den 
Menschen, die in unmittelbarer Nähe 
der Schiffe wohnen. Hier wird von „Or­
ganisatoren einer Anwohnerinitiative“ 
unter Mithilfe von zwei CDU-Abgeord­
neten Stimmung gegen die Flüchtlinge 
gemacht. — (res)

Konstanz. Schwere Vorwürfe - sind in 
den letzten Wochen und Monaten gegen 
die Leitung der Konstanzer Sonnenhal­
deschule erhoben worden. Die Schullei­
tung soll Klassen und Lemgruppen nach 
sozialer Herkunft der Schüler eingeteilt 
haben.

Die Grundschule hat ein Einzugsge­
biet, das von der Reiche-Leute-Gegend 
Seestraße bis zur Steinstraße reicht, wo 
sich die Sammellager für Flüchtlinge be­
finden und auch ansonsten hauptsächlich 
Leute mit niedrigen Einkommen woh­
nen. Die Rektorin der Sonnenhaldeschu­
le, Jutta Geissler, soll nun Klassen und 
Lemgruppen so gebildet haben, daß in 
manchen sehr viele Kinder mit „biogra­
phischen Schwierigkeiten“ zusammen­
gefaßt wurden, gemeint sind damit Kin­
der armer Leute und vor allem ausländi­
scher Eltern; in anderen Klassen faßte 
man den Nachwuchs der „besseren Leu­
te“ zusammen, hier fanden sich dann 
kaum oder gar keine ausländischen Kin­
der.

Den Stein ins Rollen gebracht hat eine 
ehemalige Lehrerin der Schule, die 
schon in den Jahren 1990/91 auf diese 
Praxis der Schulleitung aufmerksam 
gemacht hatte. In ihrer Klasse, so kriti­
sierte die Lehrerin, waren sehr viele 
Kinder mit biographischen Schwierig­
keiten zusammengefaßt, ein geordneter 
Unterricht schien ihr deshalb nicht mehr 
möglich. Dagegen gab es in einer Paral­
lelklasse kein einziges ausländisches 

Kind. Die Vorwürfe der Pädagogin fan­
den allerdings erst Gehör, nachdem die 
örtliche Presse sich der Sache angenom­
men hatte. Daraufhin meldeten sich El­
tern und Lehrer, die diese ungeheuerli­
che Vorgehensweise der' Schulleitung 
offenbar bestätigten. Bezeichnender­
weise ist die Lehrerin inzwischen auf

Betreiben der Schulleitung zwangsweise 
in den Ruhestand geschickt worden; 
diese verstieg sich dabei zu dem Vor­
wurf, die Frau gehöre in psychiatrische 
Behandlung. Unliebsame Kritiker kur­
zerhand zu geisteskranken Nörglern ab­
stempeln — eine nicht neue, aber immer 
wieder beliebte Praxis, um für Ruhe zu 
sorgen. a

Inzwischen sieht sich jedoch selbst das 
Oberschulamt in Freiburg dazu gezwun­
gen, sich der Sache anzunehmen. Es hat 
eine Untersuchung der Vorgänge an der 
Sonnenhaldeschule angekündigt. Der 
Pressesprecher des Oberschulamts hat 
zwar die Beschuldigungen erst einmal 
als „nicht stichhaltig“ zurückgewiesen, 
mußte aber zugeben, daß diese Behaup­
tung nur für die heutige Situation zutref­
fend sei. Offenbar hat das Rektorat der 
Sonnenhaldeschule sein skandalöses 
Vorgehen bei der Bildung der Schulklas­
sen überdacht, seit öffentlich darüber 
berichtet wird.

Wie die Klassenbildung in den ver­
gangenen Jahren gelaufen ist, soll Rek­
torin Geissler jetzt dem Oberschulamt 
mitteilen. Ob die Lehrerin gehört wird, 
die mit ihrem Protest überhaupt erst da­
für sorgte, daß die asoziale Praxis der 
Schulleitung ans Licht der Öffentlichkeit 
kam, ist ebensowenig bekannt wie der 
Zeitpunkt, zu dem mit einem Ergebnis 
der Untersuchung gerechnet werden 
kann.
— (aus: Kommunale Berichte Konstanz / jüg)
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Kurz berichtet

Disziplinarmaßnahmen 
wegen Schulstreik 1992
Berlin. Der Streik der Berliner Lehrer 
und Lehrerinnen gegen die Arbeitszeit­
verlängerung durch Erhöhung der 
Pflichtstundenzahlen am 25.3.1992 war 
der größte Schulstreik in dieser Stadt. 
Auf eine kleine Anfrage der FDP im 
Abgeordnetenhaus gab Schulsenator 
Klemann (CDU) zur Antwort: 3 298 ver­
beamtete und 361 angestellte Lehrer und 
Lehrerinnen aus dem Westteil Berlins 
sowie 1652 angestellte Lehrer und Leh­
rerinnen aus dem Ostteil der Stadt sind 
wegen Verletzung der Dienstpflichten 
bei der Schulverwaltung gemeldet wor­
den. Die meisten Bezirke haben schrift­
liche Mißbilligungen verfaßt, jedoch, 
keine Vorermittlungen aufgenommen. 
Wegen des ,,ungenehmigten Fernblei­
bens vom Dienst“ zogen (bis auf 3 Ost­
berliner) alle Bezirke das Gehalt für die 
ausgefallenen Unterrichtsstunden ab, 
durchschnittlich 150 Mark. Lediglich 
der Westberliner Bezirk Schöneberg hat 
in der Streikteilnahme „kein disziplinie­
rungsbedürftiges Verhalten“ gesehen 
und will dementsprechend nicht gegen 
die Lehrer und Lehrerinnen vorgehen. 
Der Schulsenator will deshalb Dienst­
aufsichtsbeschwerde gegen den Bezirk 
einleiten. — (har)

Anti-Olympia-Demonstration 
erfolgreich durchgeführt
Berlin. Vom 17.-21.4. weilte eine elf­
köpfige Prüfungskommission des IOC 
in Berlin. Sie soll begutachten, ob Berlin 
nach ihren Kriterien tauglich ist für die 
Austragung der Olympischen Spiele im 
Jahr 2000. Anläßlich dieses Besuches 
rief ein breites Bündnis von Olympia­
gegnern zur Demonstration am vergan­
genen Sonntag auf; 15000 haben daran 
teilgenommen.

Das Zustandekommen und der Ablauf 
der Demonstration waren ein Erfolg, 
auch wenn es zu einigen handgreiflichen 
Auseinandersetzungen zwischen Polizei 
und Demonstranten gekommen ist. Ta­
gelang wurde über die Presse gegen 
Olympiagegner gehetzt, wurde die Be­
völkerung aufgerufen, nicht teilzuneh­
men, weil mit Ausschreitungen zu rech­
nen sei. Die Anwohner der Demonstra­
tionsroute wurden aufgefordert, ihre 
Autos in Sicherheit zu bringen und ihre 
Rolläden zu schließen. Der polizeiliche 
Staatsschutz speicherte die Daten von 
217 angeblichen Olympiagegnem und 
ließ sie beobachten.

Die auf diese Weise schon hochge­
schaukelte Stimmung wurde noch durch 
Körperkontrollen an den Ausgängen der 
U-Bahn sowie durch die massive Prä­
sens der Polizei während der Demon­
stration gefördert. 4500 Polizisten wa­
ren im Einsatz. Die Presse spricht von 
einem „wandernden Polizeikessel“.

Gelassener gab sich der Leiter der 
IOC-Kommission Ericsson. Er traf sich 
mit Vertretern von Bündnis 90/Grüne 
und der PDS, die die Teilnahme an den 
Olympischen Spielen ablehnen. — (har)

Gegen die geplante weitere Nutzung des Bombenabwurfplatzes in der Nähe von Witt- 
stock demonstrierten am Ostermontag 2500 Menschen, die erstmals von Friedens­
gruppen aus Hamburg und Berlin unterstützt wurden. Da Verteidigungsminister 
Rühe bisher kein Nachgeben gezeigt hat, soll als nächstes ein Volksbegehren in den 
Landtag eingebracht werden, mit welchem ein Gesetz über die zivile, touristische 
Nutzung dieses Areals erreicht werden soll. Für dieses Volksbegehren werden 25 000 
Unterschriften benötigt. Darüber hinaus haben Nachforschungen im Wittstocker Ka­
tasteramt ergeben, daß 70 Prozent des Bombenabwurfplatzes vor 1952 im Besitz des 
brandenburgischen Landesforstes waren. Der brandenburgische Finanzminister hat 
bereits bei der Treuhandanstalt die Fläche beantragt. - (har)

DGB sagt IG Metall 
Unterstützung zu ,
Mit der Aktion „Gegenwehr“ organi­
siert der DGB die Unterstützung der IG 
Metall gegen den Vertragsbruch der Ar­
beitgeberverbände in der laufenden Ta­
rifauseinandersetzung. Am 24. April 
finden deshalb in mehreren Städten, u.a. 
auch in Potsdam, Kundgebungen des 
DGB statt. Zum Auftakt der zweiten 
Warnstreikwelle hatten in' Berlin ca. 
15000 Metaller am 15. April vor dem 
Haus des Metallarbeitgeberverbandes 
demonstriert. Auf der Mai-Kundgebung 
des DGB in Berlin wird zudem Yilmaz 
Karahasan als- Mitglied des Vorstandes 
der IG Metall sprechen. — (brr)

Brandenburger Bündnis 90 
gegen Alleingang
Potsdam. Das Brandenburger Bündnis 
90 stimmte mit nur 45 Prozent für einen 
Alleingang des Landesverbandes, d.h. 
gegen die Fusion mit den Grünen. Damit 
wurde die erforderliche Zweidrittel­
mehrheit verfehlt, der Landesverband 
bleibt Mitglied des Bundesverbandes 
Bündnis 90 und wird damit automatisch 
Bestandteil der neuen Bundespartei 
Bündnis 90/Grüne. Im Dezember 92 
hatte die Landesdelegiertenkonferenz 
noch mit großer Mehrheit gegen eine 
Fusion gestimmt (vgl. Politische Berich­
te 1/93). An der Urabstimmung haben 
nur 331 der 700 Mitglieder teilgenom­
men. Mit diesem Abstimmungsergebnis 
sind die Pläne einiger Brandenburger 
Bündnis-90-Politiker hinfällig, die das 
Bündnis 90 mehr zu einer ökologisch-li­
beralen Partei umwandeln wollten und 
sich explizit gegen linke Positionen bei 
den Grünen ausgesprochen haben. Da 
dieselben Bündnis-90-Politiker zumeist 
auch Mitglieder der Ampelkoalition 
(SPD/FDP/Bündnis 90) im Land Bran­
denburg sind, droht nicht nur dem Lan­
desverband die Spaltung. Fraktionschef 
Nooke (Gründungsmitglied des Bündnis 
90 und davor des inzwischen in der CDU 
aufgegangenen Demokratischen Auf­
bruchs) und einige andere haben ihren 
Parteiaustritt bereits angekündigt. Am 
8. Mai findet der letzte Landesparteitag 
als Bündnis 90 statt. — (har)

Privatisierung des Waldes 
im Osten beginnt
Nach Angaben der Bodenverwertungs­
und Verwaltungs GmbH (BVVG) ist be­
reits drei Wochen nach dem Anlaufen 
der Privatisierung des Waldes in Ost­
deutschland großes Interesse potentiel­
ler Käufer zu verzeichnen. Die BVVG 
verwaltet im Auftrag der Treuhand ehe­
malige volkseigene land- und forstwirt­
schaftliche Flächen von insgesamt 0,7 
Millionen Hektar Wald. Das ist etwa ein 
Viertel der Gesamtwaldfläche in Ost­
deutschland. Davon wird bei 140000 
Hektar mit Rückgabeforderungen ge­
rechnet, sie stünden deshalb nicht zum 
Verkauf. Für das erste öffentlich ausge­
schriebene Verkaufsobjekt in Thüringen 
haben sich bereits 200 Interessenten ge­
meldet.
Quelle: Tagesspiegel, 17.4. — (abe)

Alternative Enquetekommission 
Deutsche Zeitgeschichte
Vergangenen Herbst hat sich eine Alter­
native Enquetekommission Deutsche 
Zeitgeschichte gegründet. Anlaß war die 
unter Leitung des Pfarrers Eppelmann 
eingesetzte Bundestagsenquetekommis­
sion bzw. deren einseitige Ausrichtung, 
welche sich schon in deren Namen wi­
derspiegelt: „Geschichte und Folgen der 
SED-Diktatur in Deutschland“. Im 
Journal fiir Recht und Würde (Zeit­
schrift der Gesellschaft zum Schutz von 
Bürgerrecht und Menschenwürde), Nr. 
2/93, stellt die Alternative Enquete­
kommission „Ihr Selbstverständnis und 
ihre Aufgaben“ dar (die wir aus Platz­
gründen etwas gekürzt wiedergeben) 
sowie erste Beiträge zu den von ihr auf­
geworfenen Fragen. — (har)

„... Der Kollaps des einen der beiden 
Systeme hat, für uns selber überra­
schend, unsere heutige staatliche Ge­
meinsamkeit, die vom 3. Oktober 1990, 
ermöglicht. Die Folgen jenes dramati­
schen Vorgangs sind jedoch weltweit 
höchst zweischneidig, und so auch hier­
zulande ...

Unter solchen Umständen nimmt das 
Erfordernis, sich mit deutscher Zeitge­
schichte zu beschäftigen, fortwährend 
zu, und nicht wundernehmen kann es, 
daß in der Tat das Interesse an ihr im In- 
und Ausland wächst. Die jüngere und 
jüngste Vergangenheit, die der letzten 
sechs Jahrzehnte, steht im Kreuzfeuer 
aktueller Auseinandersetzungen. Sie 
bewegt ungewöhnlich viele Menschen in 
bisher unbekanntem Maße. Sie berührt 
die Ehre, die Selbstachtung, das Gewis­
sen zahlloser Deutscher, häuft Konflikt­
stoffe zwischen den Generationen an, 
hemmt oder fordert die Hinwendung zu 
überlebenswichtigen Problemen der 
Gegenwart und Zukunft. ,Bewältigung* 
und »Aufarbeitung* sind zu inflationären 
Schlag Worten geraten. Die ernsten Auf­
gaben, die sie meinen, geht man von den 
unterschiedlichsten Ausgangspunkten 
her an, im Widerstreit historischer und 
politischer Doktrinen, juristischer und 
ethischer Positionen. Offene Fragen in 
jeder Menge verlangen nach Antwort.

Zu möglichst gediegenen Antworten 
will nun die »Alternative Enquetekom­
mission Deutsche Zeitgeschichte* bei­
tragen. Ins Leben gerufen von Persön­
lichkeiten aus Politik, Wirtschaft und 
Kultur, von engagierten Vertretern 
nichtstaatlicher Verbände und Organisa­
tionen, sich gruppierend um einen Kern 
sachkundiger, um Wahrheit bemühter 
Zeithistoriker und Zeitzeugen, die in ih­
rer Mehrzahl Staatsangehörige der ost­
deutschen Teilrepublik gewesen sind, 
beabsichtigt sie, Tatsachen zu erfor­
schen und Zusammenhänge zu erkun­
den, damit Zeitgeschichte so dargestellt 
werden kann, wie sie wirklich verlaufen 
ist. »Alternativ* hätte unsere Kommis­
sion sich nicht zu nennen brauchen, ja 
ihre Gründung hätte sich überhaupt er­
übrigt, wäre von Seiten der offiziellen 
Enquetekommission, die der Deutsche 
Bundestag in Bonn am 12. März 1992 
berufen hat, um »Geschichte'und Folgen 
der SED-Diktatur in Deutschland* auf­
zuarbeiten, ihrem Anliegen Aufmerk­
samkeit geschenkt worden, hätte deren 
Leitung einschlägige Eingaben beachtet 
und berücksichtigt, hätte sie ein Mini­
mum an Toleranz und den Willen zur 
Kooperation signalisiert.

Schon die Aufgabenstellung dieser 
Kommission, unter dem Vorsitz des 
MdB Pfarrer Rainer Eppelmann (CDU), 
darf nicht länger unwidersprochen blei­
ben. Macht man der Geschichtsschrei­
bung des ostdeutschen Teilstaates, der 
weiland DDR, ihr »parteiliches Heran­
gehen* zum Vorwurf, so liefert der Auf­
trag des Bundestages an seine Kommis­
sion ein Musterbeispiel für Befangenheit 
in ideologisch vorgeprägten Klischees. 
Hält man der DDR-Historiographie vor, 
sie habe vielfach nicht hinreichend diffe­
renziert, so reiht die Bundestagsbe­
schlußempfehlung vom 13. Mai 1992, 
endgültig angenommen am 20. Mai, 
eine globale Negativbewertung an die 
andere. Unterwirft man die DDR-Histo­
riker dem Urteil, politischen Vorgaben 
gefolgt zu sein, so lassen die Direktiven 
an die Bundestagskommission an politi­
scher Eindeutigkeit nicht zu wünschen 
übrig. Und noch bevor sie in ihre Arbeit 
eintrat, nahm ihr Vorsitzender deren 
Ergebnis vorweg, indem er, in einer 
richtungsweisenden Rede am 29. Sep­
tember 1992, die Bevölkerung der ein­

verleibten DDR in fünf Kategorien ein­
teilte, deren erste wohl als »verbrecheri­
scher Personenkreis* einzuschätzen sei, 
während die fünfte, am wenigsten bela­
stete, auch nicht ständig — ,wer könnte 
das schon?* — auf der Straße protestiert 
habe.

Die Geschichte der DDR kann nicht 
ohne die Geschichte des westdeutschen 
Teilstaates, der seit 1990 obsiegenden 
alten Bundesrepublik, verstanden und 
bewertet werden, nicht ohne die deut­
sche Geschichte bis 1945, nicht ohne die 
vor 1933, vor allem aber nicht unter 
Ausklammerung der internationalen 
Ost-West-Beziehungcn seit dem Aus­
gang des Zweiten Weltkrieges, nicht 
ohne Berücksichtigung der Politik jener 
vier Siegermächte, die letztlich für das 
ganze Deutschland, von der Stunde sei­

ner bedingungslosen Kapitulation an bis 
hin zum Abschluß der Zwei-plus-Vier- 
Gespräche 1990, die Verantwortung tru­
gen. DDR-Geschichte läßt sich auch 
nicht auf politische Geschichte und diese 
wiederum nicht auf »Unrecht und Ver­
folgung, Demütigung und Entwürdi­
gung* reduzieren, wie es im Beschluß 
des Bundestages heißt. Sie war, wie ein­
stige DDR-Bürger wissen, wesentlich 
vielgestaltiger, wies durchaus auch posi­
tive Seiten auf, zeitigte auch wertvolle 
Leistungen und sollte daher umfassend, 
nicht willkürlich verkürzt, erforscht 
werden. Es geht aber nicht allein um die 
DDR oder gar nur um die SED-Diktatur. 
Mit Schicksal und Erfahrung des gesam­
ten Deutschland im Zustand seines jahr­
zehntelangen Gespaltenseins in Zwei­
staatlichkeit gilt es ins reine zu kommen.

Unter all diesen Gesichtspunkten hat 
die Alternative Enquetekommission 
vor, sich ihrem Gegenstand in prinzi­
piell anderer, gewiß sachgerechterer 
Weise zu nähern als die vom Bundestag 
eingesetzte Kommission. Die Methoden 
dagegen werden weitgehend überein­
stimmen: Gespräche und Dialog, öffent­
liche Anhörung und Foren, Vorträge 
und Publikationen, Vergabe von Exper­
tisen und Forschungsaufgaben, ohne 
übrigens irgendeiner der von der Bonner 
Kommission aufgeworfenen Fragen 
auszuweichen. Uns allerdings stehen 
hierfür keine staatlichen Mittel zur Ver­
fügung. Ausnahmslos werden unser 
Vorstand, werden die Leitungen und 
Mitarbeiter der von ihm zu bildenden 
Arbeitsgruppen ehrenamtlich .ans Werk 
gehen. Um so mehr hoffen sie zuver­
sichtlich darauf, daß viele innerhalb und 
außerhalb Deutschlands sie mit Doku­
menten und Erinnerungsberichten, mit 
Aussagen und Materialien unterstützen 
werden, damit ein objektives und 
authentisches Bild der deutschen Zeitge­
schichte entstehe.

Zunächst vorrangig will unsere Kom­
mission untersuchen:
— Wer verschuldete den Zweiten Welt­
krieg und seine Folgen?
— Wie wurde Deutschland gespalten? 
Woran scheiterten die Chancen seiner 
Wiedervereinigung, zumal im ersten 
Nachkriegsjahrzehnt ?
Warum blieb es bis 1990 in zwei Staaten 
geteilt?
— In welchen Traditionen standen diese 

Staaten und die sie tragenden politischen 
und gesellschaftlichen Kräfte? Wie gin­
gen sie mit der Hinterlassenschaft desal­
ten Deutschen Reiches, von seiner 
Gründung bis zum Ende des Hitlerregi- 
mesum?
— Welcher Teil hat mehr an Repara­
tionsleistung tragen müssen für die von 
der ganzen Nation angerichteten uner­
meßlichen Schäden?
— Wie sah in Ost- und Westdeutschland 
jeweils der Alltag aus im öffentlichen 
Leben, in Wirtschaft und Kultur, im so­
zialen Bereich, im Verhältnis zwischen 
den Menschen ? Welche Licht- und wel­
che Schattenseiten waren den beiden sie 
dominierenden Gesellschaftssystemen 
eigen?
— Wie wirkten die Besatzungspolitik, 
die Systemgegensätze, der Kalte Krieg.

die Bemühungen, ihn zu entspannen, die 
Phasen seiner Verschärfung sich auf Po­
litik und Lebensverhältnisse in Deutsch­
land und, ab 1949, auch auf die Bezie­
hungen zwischen BRD und DDR aus? 
Wie erging es Verteidigern der deut­
schen Einheit und des Friedens in Ost 
und West?
— Wie ist die Stellung Ost- und West­
deutschlands zu Abrüstung, Entkolonia­
lisierung und gerechterer Weltwirt­
schaftsordnung zu beurteilen?
— Wie sind die beiden Staatsverträge, 
der über die Währungsunion und der 
über den Beitritt der DDR zur BRD. der 
Einigungsvertrag, 1990 zustande ge­
kommen? Wie sind sie juristisch, wie 
moralisch, wie ökonomisch und poli­
tisch zu bewerten? Wie und mit welchen 
Ergebnissen wurden sie bis jetzt ver­
wirklicht?

Wenn unsere Alternative Kommis­
sion, wie sie sich das vomimmt, solche 
und ähnliche, zum Teil daraus abzulei­
tende Themen möglichst gründlich be­
handelt, kann ihre Arbeit helfen, jüngste 
Geschichte kritisch und selbstkritisch zu 
reflektieren. Errungenschaften, die ver­
gessen zu werden drohen, ins rechte 
Licht zu rücken, aus den Erfolgen und 
Fehlern beider Seiten, aus dem Sieg der 
einen, der Niederlage der anderen Seite 
Lehren für die gemeinsam zu gestalten­
de Zukunft zu ziehen, und so die Men­
schen in Deutschland über alles sie noch 
Trennende hinweg einander wieder tu- 
hebringen. Nationale Aussöhnung aller 
Deutschen ist das Ziel, dem wir uns ver­
schrieben haben. Aufdeckung der histo­
rischen Wahrheit — der ganzen Wahr­
heit — der Weg, auf dem wir cs zu errei­
chen gedenken.

Berlin, den 11.1.1993 

Der Vorstand: Wal traut Bleiber. kvte 
Czerny, Marlis Deneke. Sonja Eichbofcr. Gei- 
hard Fischer, Manfred Gert ach. Wfoc* 
Harich (Vorsitzender), Günter Maleuda. Wxbct 
Markov (Ehrenvorsitzender). Ruth Skr.' 
(Sprecherin. Stellv. Vorsitzende). Jutta ftterv 
dorf. Fritz Rische, Gisela Steinecken. Aroelc 
Thomdike, Rosel Walter. Günther Wait* 
(Org.-Leiter), Marianne Wernicke“

Das Journalfiir Recht und Wurde kaao bc de? 
Gesellschaft zum Schutz von Burpcnrchi oi 
Menschenwürde (GBM) bestellt tuu. abxsxrt 
werden: GBM, Karl-Ladc-StnSc 26. O-H56
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Brennpunkt ungelöster
Probleme der deutschen Einheit

INTERNATIONALES HEARING

Seit dem Tag der Öffnung der Berli­
ner Mauer sind mittlerweile zwei­
einhalb Jahre vergangen. Zwiespältig 

wie die wiederhergestellte Einheit der 
Stadt ist auch ihre Zukunft. Umzug der 
Regierung, Vereinigung Brandenburg 
und Berlin und Olympia 2000 sind The­
men. die die Öffentlichkeit und die Me­
dien tagtäglich beschäftigen. Nicht we­
nig berühren sie auch die Interessen der 
Bewohner der Stadt. Mit einem von 
einer großen Koalition geführten Senat 
werden diese jedoch am wenigsten be­
achtet. wie die Entscheidung zum Abriß 
des Palastes der Republik durch eine 
Regierungskommission zeigt. Demo­
kratie ist nicht gefragt und nicht Bürger­
wille entscheidet, sondern politisches 
Kalkül, hinter dem sich handfeste wirt­
schaftliche Interessen verbergen.

Beispiel der harten Auseinanderset­
zungen um Immobilien ist ein 20000 
Quadratmeter großes Grundstück am 
ehemaligen Grenzübergang Check­
point Charlie. Die Berliner Bauverwal­
tung hatte der US-Investorengruppe 
Central European Deve/opment Corpo­
ration (CEDC) dieses Areal für ein 850 
Millioncn-Projekt übertragen. Die jüdi­
sche Alteigentümerin Hilde Frank aus 
New York, von den Nazis enteignet, 
klagte gegen diese Entscheidung und er­
hält nun in einem außergerichtlichen 
Vergleich einen „angemessenen wirt­
schaftlichen Ausgleich“.

Der Kampf um den Platz an der Sonne 
ist im Stadtzentrum Berlins voll ent­
brannt. Über vielen aus der DDR-Zeit 
stammenden Gebäuden schwebt die Ab-. 
rißbirne, politische Vergangenheit soll 
beseitigt und anderen Interessen Platz 
gemacht werden. Unweit des Check­
point Charlie befindet sich die Fischer­
insel. von deren historischen Bauten 
durch den Krieg nicht mehr als nur 
Ruinen übrigblieben. Dort entstanden in 
den siebziger Jahren sieben Betonhoch­
häuser, in denen rund 4000 Menschen 
(eben. Das Wohngebiet befindet sich in 
unmittelbarer Nähe der geplanten Re­

gierungskomplexe. Also auch hier Ab­
riß? Nach Aussagen der Bezirksstadträ­
tin von Mitte, Dorothee Dubrau, sind 
die Abrißpläne zunächst vom Tisch. 
Aber die Unruhe unter den Bewohnern 
wächst: Was wird aus ihren Wohnungen 
und den Mieten? Müssen sie nicht doch 
eines Tages Bonner Vorstellungen einer 
Bcamtensicdlung auf der Fischerinsel 
weichen?

Ein Gutachten des Büros für Stadtpla­
nung und Stadtforschung Dortmund- 
Berlin, das im Auftrag der Senatsver­
waltung fertiggestellt wurde, vermittelt 
in etwa eine Vorstellung von dem, was 
auf die heutigen Bewohner des Stadtzen­
trums Berlins zukommen kann. Es un­
tersucht die Auswirkungen der Rcgie- 
rungskolonisation Berlins in den Berei­
chen der Spreeinsel (Fischerinsel), 
Leipziger-Grotewohl-Straße, die als 
Entwicklungs- und Anpassungsgebiete 
ausgewiesen werden. Unmittelbare Fol­
gen der steigenden Boden- und Mietprei­
se seien die Gefährdung der Wohnbedin­
gungen und der Existenz wohnungsna­
her Dienstleistungen. Das gesamte Um­
feld werde sich im Zuge der Regierungs­
ansiedlung grundlegend verändern. 
Preiswerte Geschäfte und Restaurants 
werden sich nicht halten können. Im 
Originaltext liest es sich so: „Die Beam­
ten oder die mit ihnen einziehende Wirt­
schaftsprominenz haben das Geld dafür, 
also werden sich auch die entsprechen­
den Einrichtungen ansiedeln.“ Die Stu­
die empfiehlt daher, die jetzigen Bewoh­
ner durch genaue Informationen darauf 
einzustellen und „ihre Mitwirkungsbe­
reitschaft“ zu erkunden. Da nach An­
sicht dieser Stadtplaner „keine Käse­
glocke über das Stadtzentrum“ gestülpt 
werden kann, um diese Veränderungen 
zu verhindern, müßten „aber ihre Aus­
wirkungen gemildert werden“. Also 
Aufstellung von Sozialplänen für die 
7000 bis 8000 Bewohner dieser Gebie­
te. Umzugshilfen bis zu 20000 DM pro 
Person sollen vorgesehen werden. An­
sonsten wartet der Senat ab. Die Bau Ver­

waltung sieht die Sache nicht so drama­
tisch: Sozialpläne würde es nur für die 
geben, deren Häuser eventuellen Regie­
rungsbauten weichen müßten, oder für 
Gewerbetreibende, die in für die Regie­
rung vorgesehenen Häusern tätig sind.

Nach Angaben des Landesamtes für 
Arbeit waren im März 1993 208000 
Berliner arbeitslos, davon rund 86000 in 
Ostberlin. Das ist eine Arbeitslosenquo­
te von 14,2%. Werden dazu noch die 
Vorruheständler, zuzüglich des Alters­
übergangsgeldes und Kurzarbeiter ge­
rechnet, so ist das etwa ein Fünftel der 
Gesamteinwohnerschaft Ostberlins, das 
von Arbeitslosigkeit und ihren Formen 
betroffen ist. Der Senat jedoch will kei­
ne Dramatik aufkommen lassen: Neun 
Berliner Betriebe, als industrieller Kern 
bezeichnet, hatte der Senat Anfang Fe­
bruar der Treuhand als sanierungswür­
dig genannt. Undramatisch wurde mit­
geteilt, daß bisher einer privatisiert wur­
de und vier weitere in nächster Zeit fol­
gen. Man werde nun wieder im Treu­
handkabinett beraten, was geschehen 
könne. Die Deindustrialisierung schrei­
tet voran. Offenbar ist das genug Stimu­
lanz für Ex-Bonn-Anhänger im Bundes­
tag, jetzt den Umzug von Parlament und 
Regierung nach Berlin zu unterstützen. 
Die Minister Schwaetzer, Waigel, der 
FDP-Chef Lambsdorff, SPD-Fraktions- 
chef Klose u.a. haben einen Sinneswan- 
del durchgemacht und wollen nun 
schnell nach Berlin, aber nicht etwa aus 
sozialen Erwägungen, sondern „zur 
Umsetzung des Mehrheitsbeschlusses, 
wie man das von einer Demokratie er­
warten kann“, wie Frau Minister 
Schwaetzer meinte. Die Folgen dieses 
„Demokratie“bewußtseins sind inzwi­
schen klar: Die Regierung in Bonn legt 
fest, was zu tun ist, und der Berliner Se­
nat fällt um. Selbst die Lobby zum Wie­
deraufbau des Berliner Schlosses muß 
unter diesem Druck aus Bonn kapitulie­
ren. In Berlin bauen sich politische und 
soziale Konflikte auf, die für seine Men­
schen gravierend sind. — (abe)

Berufsverbote
im vereinigten Deutschland und das neue Europa 

am 16. und 17. Januar 1993 in Berlin

r'V

•

Die Ergebnisse des Internationalen Hearings Die Berufsverbote im vereinigten 
Deutschland und das neue Europa sind jetzt erschienen. Der Dokumentenband ent­
hält auf 272 Seiten die Eingangsreden, die Stellungnahmen von Sachverständigen, 
von Berufsverbot und Diskriminierung Betroffener sowie Beiträge von ausländischen 
Organisationen, die Ergebnisse der Arbeitsgruppen, Grußschreiben sowie Presse­
reaktionen. Interessant ist vor allem das Kapitel III, Das Hearing, in welchem die 
Sachverständigen zu Themen wie „Berufsverbot im Kalten Krieg“, „Deutsches Be­
rufsbeamtentum und die europäische Einigung“, „Erscheinungsformen verdeckter 
Berufsverbote“ und die Betroffenen wie z.B. Prof. Dr. Klinkmann, Marie-Luise Hora, 
Uwe Scheer zu Worte kommen. Bestellungen an folgende Adresse: Initiative für die 
volle Gewährung der verfassungsmäßigen Grundrechte und gegen Berufsverbote, 
c/o GBM, Karl-Lade-Straße 26,0-1156 Berlin, Preis: 12 DM plus Porto.

Neuordnung der Hochschulmedizin 
bedeutet für Charite Teilabwicklung

Einberufungstermin 1.4.
6 Rekruten verweigern!

Mit seinem Amtsantritt vor gut zwei Jah­
ren hat Wissenschaftssenator Erhardt 
(CDU) eine Neuheit cingeführt. Wann 
immer er Änderungen in der .Wissen­
schaftslandschaft Berlins plant, setzt er 
eine „Expertenkommission ein. Diese 
bestehen überwiegend aus externen Gut­
achtern, die häufig — wie Erhardt selbst 
— aus Süddeutschland stammen.

Die letzte Expertenkommission (Vor­
sitz: Prof. Dr. Scriba aus München) hat­
te den Auftrag, die Struktur der Berliner 
Hochschulmedizin neu zu ordnen. Be­
reits im Sommer vergangenen Jahres be­
schloß der Senat im Zusammenhang mit 
einem großangelegten Sparprogramm 
(insgesamt sollen mehr als 20000 Stel­
len im öffentlichen Dienst abgebaut wer­
den), die Notwendigkeit von drei Uni­
versitätsklinika (derzeit zwei an der 
Freien Universität und eines an der 
Humboldt-Universität) überprüfen zu 
lassen. Im Zusammenhang mit den im­
mer wieder gestarteten Kampagnen ge­
gen prominente Ärzte der Charite regte 
sich bereits damals der Verdacht, daß 
die Charite „geopfert“ werden könnte.

Die Expertenkommission fiir die 
Hochschulmedizin (darunter vier Exter­
ne) tagte ganze fünf Mal. Bei nur einer 
Gegenstimme legte sie Ende Januar fol­
genden Vorschlag auf den Tisch: Die 
Freie Universität behält das Klinikum 
Steglitz. Die Humboldt-Universität soll 
eine Medizinische Fakultät erhalten, die 
aus zwei Standorten besteht, nämlich der 
Charite und dem Klinikum Virchow. 
Diesen Vorschlag bezeichnete Scriba als 
„Geschenk für die Charite“, mit wel­
chem sie innerhalb kürzester Zeit auf 
West-Niveau kommen könnte!? Die 
Zulassungszahlen fiir Studierende sollen 
auf je 200 pro Klinikum begrenzt wer­
den. Mehrfachangebote in Spezialfä­
chern sollen weitgehend ausgeschlossen 
werden.

Wohl wissend, daß ihre Vorschläge 
nicht auf große Gegenliebe stoßen wer­
den. schlägt die Expertenkommission 
zur Um- und Durchsetzung gleichzeitig 

ein „Errichtungsgesetz“ vor, um die 
„Entscheidungswege in den Berliner 
Hochschulgremien“, die nach ihrer 
Auffassung „besonders umständlich 
und ineffektiv sind“, auszuschalten. Mit 
anderen Worten: die Hochschulautono­
mie soll ausgehebelt werden.

Die Charite lehnte das „Geschenk“ 
ab. Eine Riesenfakultät, wie sie mit 
3000 Betten und 10000 Mitarbeitern 
entstehen würde, grenze an Gigantoma­
nie, biete aber keine Gewähr für Spit­
zenleistungen in Lehre und Forschung. 
Bei der Neuordnung der Fächer wiede­
rum sei die Charite benachteiligt, würde 
zur „Dispositionsmasse“ degradiert. 
Die unerträglichen beruflichen und per­
sönlichen Unsicherheiten der Charite- 
Beschäftigten würden auf unabsehbare 
Zeit verlängert. So die Stellungnahme 
der Charitd.

Die bisherige Erfahrung zeigt, daß bei 
Neu- und Umstrukturierungen der Berli­
ner Hochschullandschaft fast immer die 
Ost-Beschäftigten „auf der Strecke blei­
ben“. Der unausbleibbare Personalab­
bau bei einer solchen Riesenfakultät trä­
fe mit Sicherheit wieder überwiegend 
das Charite-Personal.

Auch die Freie Universität lehnte den 
Vorschlag der Expertenkommission ab.

Senator Erhardt setzte den Universitä­
ten die Pistole auf die Brust. Entweder 
sie unterbreiten selbst einen Vorschlag, 
wie die vorgegebenen Sparziele (weni­
ger Betten, weniger Studierende, weni­
ger Senatszuschüsse) erreicht werden 
können, oder er entscheide auf Grundla­
ge der Expertenkommissionsergebnis­
se.

Den Schwarzen Peter haben so die 
Universitäten zugeschoben bekommen. 
Notgedrungen einigten sich die beiden 
Universitätsleitungen: Es bleibt bei drei 
etwa gleichgroßen Klinika, was bedeu­
tet, daß die Charitd am meisten abgeben 
muß: Die Reduzierung der Studienan­
fänger bedeutet für sie eine Halbierung; 
die Fachgebiete Rehabilitationsmedizin, 
Transplantation von Herz, Leber, 

Bauchspeicheldrüse, Knochenmark und 
Nieren, medizinische Physik, Informa­
tik und Statistik sowie Krankenhaushy-, 
giene werden teilweise oder ganz zugun­
sten der anderen Klinika wegfallen.

Für den Erhalt der traditionsreichen 
Fachgebiete (Medizinische Anthropolo­
gie und Medizingeschichte) sowie der in 
Berlin einmaligen Disziplinen (Experi­
mentelle Endokrinologie, Biophysik 
und Kinder- und Jugendpsychiatrie) 
muß die Charite auf 43 Professuren so­
fort und weitere 9 bei Ausscheiden der 
Amtsinhaber verzichten.

Der Senator ist zufrieden. Im Landes­
pressedienst v. 17.3.93 liest sich das so: 
„Der Vorschlag stellt einen wichtigen 
Schritt zur Weiterentwicklung der Uni­
versitätskliniken bei gleichzeitig erfor­
derlicher Reduzierung der Zuschüsse 
aus dem Landeshaushalt dar. Der Vor­
schlag der Hochschulen erfolgte ent­
sprechend der vom Senat vorgegebenen 
Rahmenbedingungen zur Reduzierung 
der Bettenzahl, zur Verringerung der 
Ausbildungskapazität sowie zur Einspa­
rung von Zuschüssen. Es liegt nun ein 
Konzept vor, mit dem die Zahl der 
Hochschullehrerstellen ... von derzeit 
circa 400 mittelfristig auf circa 330 ab­
gesenkt wird. Da mit jeder Hochschul­
lehrerstelle auch weiterer Personal- und 
Sachaufwand entfällt, ergibt dieser An­
satz erhebliche Aufwandsreduzierun­
gen.“ Insgesamt muß die Charite ihr 
Personal von jetzt noch 5000 auf 4400 
Stellen reduzieren (= 12 % weniger).

Obwohl die Charite erhalten und am 
Standort Berlin-Mitte bleibt (die Freie 
Universität wollte ihren Standort an den 
Stadtrand verlegen), sind die Beschäf­
tigten empört. Sie betrachten die Be­
schlüsse als Teilabwicklung und be­
fürchten ein Absinken in die Provinziali­
tät. Sie fordern, daß Fakultät und Klini­
kumsvorstand gegen das Vorgehen des 
Senats klagen.
Quellen: div. Ausgaben der Zeitungen Der Ta­
gesspiegel" und Neues Deutschland von Jan. bis

LandespressedienstNv. 53 — (har) 

Seit auch von (West-)Berlin aus junge 
Männer in die Armee gepreßt werden, 
gibt es Aktionen zu den Einberufungs­
terminen. Eine „Kampagne gegen 
Wehrpflicht, Zwangsdienste und Mili­
tär“ ruft dazu regelmäßig auf. Ange­
sichts der Mobilisierung für weltweite 
Einsätze der Bundeswehr und dessen 
stückchenweise Durchsetzung liefern 
die Aktionen einen Bezugspunkt für die 
Entwicklung des antiimperialistischen 
Widerstands in der Stadt.

Der Aktionstag am 1. April wurde mit 
mehreren hundert Teilnehmern auf dem 
Alexanderplatz eröffnet. In den Reiß­
wolf kamen Musterungs-, Einberu- 
fungsbescheide und Werbematerial der 
Bundeswehr. Redebeiträge der Kam­
pagne und eines Pfarrers richteten sich 
gegen den internationalen Einsatz der 
Bundeswehr und die Grundgesetzände­
rung. Der antimilitaristische Geistliche: 
„Heute sollen, soweit es nach mir geht, 
alle Verweigerer ihren Segen haben, 
insbesondere alle Total verweigeren Ich 
fordere hiermit aut — und begehe damit 
eine Straftat —alle Kriegsdienste zu 
verweigern, und zwar total.“

Fortgesetzt wurde die Aktion im 
Bahnhof Lichtenberg, wo ein Zug Rich­

tung Stralsund auch Rekruten transpor­
tierte. Eine Sitzblockade auf den Gleisen 
wurde mit massivem Einsatz des Bun­
desgrenzschutzes (BGS) geräumt. Sogar 
Springers BZ empörte sich über die „ro­
he Gewalt“ der Staatsmacht und die 
handgreifliche Behinderung journali­
stischer Arbeit. Der BGS hatte für den 
Tag direkt das Hausrecht für die Berli­
ner Bahnhöfe übertragen bekommen. 
Mit Gezerre, Tritten, Schlägen und Ab­
drängen auf Bahnhofstreppen verletzten 
BGS-Beamte etliche Blockieren Von 44 
wurden die Personalien aufgenommen, 
die laut Polizei wegen Nötigung und 
Hausfriedensbruch angezeigt werden. 
Trotz Abschirmung gelang es, mit Re­
kruten zu sprechen. Sechs entschlossen 
sich daraufhin zu verweigern.

Die Kampagne und andere Gruppen 
beraten ständig Kriegsdienstverweige­
rer. Der Bedarf ist in Berlin besonders 
groß. 250 junge Männer lehnten bisher 
jeglichen Zwangsdienst ab. Auch die 
Zahl der Verweigerer im Ersatzdienst 
steigt ständig. Die derzeit 2464 Plätze 
sollen auf über 3000 erhöht werden. Die 
Bundeswehr setzt derweil immer mehr 
Feldjäger ein, um in Berlin rund 100 
Fahnenflüchtige zu suchen. — (ard)
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1. Über den Antrag, festzustellen, daß die Ent­
scheidungen
a) der Bundesregierung vom 2. April 1993, die 
Soldaten der deutschen Bundeswehr auch bei 
der durch UN-Sicherheitsratsresolution 816 nun 
angelegten militärischen Durchsetzung der 
Überflugverbote über Bosnien in den AWACS- 
Frühwam- und Einsatzführungssystemen dritter 
Staaten weiter Dienst tun zu lassen bzw. sie von 
dort nicht zurückzurufen sowie
b) des Bundesministers der Verteidigung, die be­
treffenden Soldaten eben diesen Dienst in den 
AWACS-Maschinen auch in der jetzigen Phase 
möglicher militärischer Verwicklungen weiter 
ausüben zu lassen,
gegen Art. 20 Abs 33 sowie gegen Art. 87a Abs. 
2,79 Abs. 1 und 2 GG verstoßen
hier: Antrag auf Erlaß einer einstweiligen An­
ordnung
(es folgt die Nennung der Antragsteller, FDP- 
Fraktion und ihre Bevollmächtigten, und der 
Antragsgegner, Bundesregierung und ihre Be­
vollmächtigten, Anm. d. Red.)

— 2BvE5/93 —

2. über den Antrag, im Wege der einstweiligen 
Anordnung
a) die Durchführung des Beschlusses des Bun­
deskabinetts vom 2. April 1993, mit dem der 
Verbleib der Soldaten der Bundeswehr in den 
zur Überwachung des Luftraums über Bosnien- 
Herzegowina eingesetzten AWACS-Flugzeugen 
angeordnet wird, einstweilen bis zur Entschei­
dung über den alsbald anzustrengenden Organ­
streit auszusetzen und
b) die Antragsgegnerin anzuweisen, die Solda­
ten der Bundeswehr aus den zur Überwachung 
des Luftraums über Bosnien-Herzegowina ein­
gesetzten AWACS-Flugzeugen einstweilen bis 
zur Entscheidung über den alsbald anzustren­
genden Organstreit abzuziehen.
(es folgt die Nennung der anstragstellenden 
SPD-Fraktion im Bundestag und der Antrags­
gegnerin Bundesregierung samt Bevollmächtig­
ten, Anm. d. Red.)

— 2BvE 11/93 —

hat das Bundesverfassungsgericht — Zweiter 
Senat — unter Mitwirkung der Richter Vizeprä­
sident Mahrenholz, Böckenforde, Klein, der 
Richterin Graßhof, der Richter Kruis, Kirchhof, 
Winter, Sommer aufgrund der mündlichen Ver­
handlung vom 7. April 1993 für Recht erkannt:

Die Anträge werden abgelchnt.

Gründe:

A.

Die zur gemeinsamen Entscheidung verbunde­
nen Verfahren betreffen den Beschluß der Bun­
desregierung über die Beteiligung deutscher 
Soldaten an der Durchsetzung des von den Ver­
einten Nationen verhängten Flugverbotes im 
Luftraum über Bosnien-Herzegowina.

I.

1. Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
verhängte mit der Resolution 781 vom 9. Okto­
ber 1992 ein Flugverbot für Militärflugzeuge im 
Luftraum über Bosnien-Herzegowina und er­
suchte die Schutztruppe der Vereinten Nationen 
(UNPROFOR), es zu überwachen. Die Mitglie­
der der Nordatlantikpakt-Organisation (NATO) 
übernahmen diese Aufgabe und setzten dazu 
AWACS (Airborne Warning and Control Sy­
stem — luftgestütztes Frühwarn- und Kontroll- 
system)-Fernaufklärer ein, in denen Soldaten 
verschiedener NATO-Mitgliedsländer als inte­
grierte Einheit tätig sind. Mit diesen Flugzeugen 
werden Flugbcwegungen aus großer Höhe er­
faßt; sie können zugleich als Feuerleitstand für 
den Einsatz von Jagdflugzeugen gegen gegneri­
sche Flugzeuge dienen. Etwa ein Drittel des mi­
litärischen Personals des AWACS-Verbandes 
sind Soldaten der Bundeswehr in verschiedenen 
Funktionen.

Am 31. März verabschiedete der Sicherheits­
rat der Vereinten Nationen die Resolution 816, 
deren hier maßgebliche Bestimmungen in Nrn. 1 
und 4 lauten:

,,Der Sicherheitsrat ... in Ausführung des 
Kapitels VII der Charta der Vereinten Na­
tionen ...
1. beschließt, das durch die Resolution 781 
(1992) erlassene Verbot auf alle Flüge mit 
Starrflügel- oder Drehflügelluftfahrzeugen 
im Luftraum der Republik Bosnien und Her­
zegowina auszudehnen, wobei dieses Ver­
bot nicht für von UNPROFOR nach Absatz 2 
genehmigte Flüge gilt;
2. ...
3. ...
4. ermächtigt die Mitgliedstaaten, sieben 
Tage nach der Verabschiedung dieser Reso­
lution im Auftrag des Sicherheitsrats sowie 
unter der Voraussetzung, daß sie eng mit 
dem Generalsekretär und UNPROFOR Zu­
sammenarbeiten, einzeln oder durch regio­
nale Organisationen oder Abmachungen im 
Falle weiterer Verstöße alle notwendigen 
Maßnahmen im Luftraum der Republik Bos­
nien und Herzegowina zu ergreifen, um die 
Einhaltung des in Absatz 1 genannten Flug­
verbotes unter angemessener Berücksichti­
gung der jeweiligen Umstände sowie der Art 
der Flüge sicherzustellen;..

Am 2. April 1993 traf die Bundesregierung ge­
gen die Stimmen der F.D.P.-Minister folgende 
Entscheidung:

4 Sie «die Bundesregierung» ist einverstan- 
den. daß der NATO-AWACS-Verband nun-
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mehr in Übereinstimmung mit Sicherheits­
ratsresolution 816 vom 31.3.1993 auch un­
ter deutscher Beteiligung daran mitwirkt, 
dieses Flugverbot durchzusetzen."

Der NATO-Rat erklärte mit Beschluß vom 2. 
April 1993 seine Bereitschaft, die Umsetzung 
der vom Sicherheitsrat beschlossenen Resolu­
tion 816 zu unterstützen. Er bestätigte darüber 
hinaus seine Zustimmung zu den einzelnen 
Durchsetzungsphasen, den Einsatzrichtlinien 
sowie den sonstigen Planungen.
2. Die Verfassungsmäßigkeit des Beschlusses 
der Bundesregierung ist zwischen den Mitglie­
dern, die den Unionsparteien angehören, und 
denen, die F.D.P.-Mitglied sind, sowie zwi­
schen den Koalitionsparteien umstritten. Man 
kam überein, daß die Bundesregierung mit der 
Mehrheit ihrer Mitglieder den Beschluß fassen 
könne, die F.D.P.-Fraktion hiergegen aber 
einen Antrag beim Bundesverfassungsgericht 
stellen werde mit dem Ziel, die Verfassungswi­
drigkeit dieses Beschlusses feststellen zu lassen; 
mit diesem Antrag sollte ein Antrag auf Erlaß 
einer einstweiligen Anordnung verbunden wer­
den, um den Vollzug der Regierungsentschei­
dung zu verhindern. Solche Anträge haben die 
Antragsteller im Verfahren 2 BvE 5/93 gestellt.
3. Die Bundestagsfraktion der SPD hält den Be­
schluß der Bundesregierung ebenfalls für ver­
fassungswidrig und beantragt den Erlaß einer 
einstweiligen Anordnung.

II.

1. Die Antragsteller vertreten die Auffassung, 
die Entscheidung der Bundesregierung verletze 
die Rechte des Bundestages; die Fraktionen sei­
en befugt, diese Rechte im Wege der Prozeß­
standschaft geltend zu machen. Die Abgeordne­
ten der F.D.P.-Fraktion seien darüberhinaus in 
eigenen parlamentarischen Mitwirkungsrechten' 
verletzt.

Der Kampfeinsatz von Bundeswehrsoldaten 
außerhalb des NATO-Bündnisgebietes ohne 
Eintritt des Bündnisfalles sei weder durch Art. 
87a Abs. 2 GG noch durch Art. 24 Abs. 2 GG 
gedeckt. Hierfür hätte es einer Änderung des 
Grundgesetzes bedurft. Art. 87a Abs 2 GG 
statuiere im Erfordernis eines „ausdrücklichen“ 
Zulassens des Streitkräfteeinsatzes einen spezi­
fischen Übergehungsschutz zugunsten des ver­
fassungsändernden Gesetzgebers. Die SPD- 
Fraktion macht darüber hinaus geltend, daß die 
Bundesregierung durch den angegriffenen Be­
schluß an einem inhaltlichen Wandel der 
NATO- und WEU-Verträge mitwirke und da­
durch Rechte des Bundestages aus Art. 59 Abs. 
2 GG verletze. Außerdem fehle die gesetzliche 
Grundlage, um deutsche Soldaten dem Kom­
mando des NATO-Oberbefehlshabers Europa 
zu unterstellen.

2. Der Erlaß der einstweiligen Anordnung sei 
zur Abwehr schwerer Nachteile zum gemeinen 
Wohl dringend geboten. Leben und Gesundheit 
deutscher Soldaten würden gefährdet, ohne daß 
dies parlamentarisch entschieden und verant­
wortet worden sei. Die militärische Durchset­
zung des Flugverbotes stelle eine bewaffnete 
kriegerische Konfrontation dar. Dies könne den 
Soldaten der Bundeswehr und ihren Angehöri­
gen nur auf der Grundlage einer gesicherten 
Rechtslage zugemutet werden.

Sollte die einstweilige Anordnung nicht erge­
hen und kämen deshalb Soldaten zu Schaden, 
werde die angegriffene Maßnahme später je­
doch im Hauptsacheverfahren für verfassungs­
widrig erklärt, so wäre dies für „die soziologi­
sche Verfassung des deutschen Staates, das Inte­
grationsgefühl der Bürger und die Rechtferti­
gungsnachfrage der Betroffenen geradezu ver­
heerend“.

Die SPD-Fraktion macht geltend, die Bundes­
republik schaffe durch die Beteiligung an der 
Militäraktion einen für sie völkerrechtlich ver­
bindlichen Vertrauenstatbestand und enge fak­
tisch den Spielraum des verfassungsändernden 
Gesetzgebers ein. Allein deshalb sei die Beteili­
gung des Parlamentes nach Art. 59 Abs. 2 GG 
erforderlich. Der Entscheidung der Bundesre­
gierung liege eine neue Verfassungsauslegung 
zugrunde; sollte diese keinen Bestand haben, so 
beeinträchtige der neuerliche Wechsel das Ver­
trauen der Soldaten und der Verbündeten in die 
Verläßlichkeit und Berechenbarkeit der Bundes­
republik.

Das AWACS-System bleibe auch ohne deut­
sche Beteiligung funktionsfähig. Der wesentli­
che Schaden einer einstweiligen Anordnung 
könne nur auf politischem Gebiet liegen; sie be­
ende jedoch den politischen Begründungsnot­
stand für die deutsche Zurückhaltung bei der Be­
teiligung an internationalen militärischen Maß­
nahmen zur Friedenssicherung überzeugend 
und belege die Kraft des deutschen Rechtsstaa­
tes.

Die verfassungsrechtlichen Beschränkungen 
des Einsatzes der Bundeswehr seien im Ausland 
bekannt. Es werde nicht erwartet, daß die Bun­
desrepublik sich über ihre Verfassung hinweg­
setze. Umgekehrt könnte eine Änderung der 
Praxis ohne Änderung der Verfassung oder ohne 
eine verfassungsgerichtliche Klarstellung den 
Eindruck erwecken, die bisher vorgebrachten 
Bedenken seien nicht gewichtig, ja nur vorge­
schoben gewesen. Da zur Beteiligung an den mi­
litärischen Maßnahmen aufgrund der Sicher­
heitsratsresolution weder aufgrund der UN- 
Charta noch des NATO-Vertrages eine Ver­
pflichtung bestehe, könne der Bundesrepublik 
nicht die Nichterfüllung ihrer völkerrechtlichen 
Verpflichtungen vorgehalten werden.

III.

Die Antragsgegner halten die Anträge für unzu­
lässig, jedenfalls für unbegründet.
1. Den Fraktionen fehle die Antragsbefugnis, 
weil zwischen ihnen und der Bundesregierung 
nicht das erforderliche verfassungsrechtliche 
Rechtsverhältnis bestehe. Art. 87a Abs. 2 GG 
sei nicht dazu bestimmt, Rechte des Bundestages 
zur Gesetzgebung zu gewährleisten.
2. a) Die Zulässigkeit von Kampfeinsätzen von 
Soldaten der Bundeswehr im Rahmen der 
NATO zur Durchsetzung von Zwangsmaßnah­
men, die vom UN-Sicherheitsrat verhängt wor­
den sind, ergebe sich aus Art. 24 Abs. 2 GG. 
Art. 87a Abs. 2 GG stehe dem nicht entgegen. 
Dieser Einsatz der Streitkräfte verlange keine 
Mitwirkung des Parlaments.
b) Der Verbleib der deutschen Soldaten an Bord 
der AWACS-Flugzeuge führe zu keiner in die 
Zukunft wirkenden allgemeinen völkerrechtli­
chen Bindung der Bundesrepublik. Die Bundes­
regierung könne völkerrechtlich ihre Haltung in 
den NATO-Gremien und gegenüber den Verein­
ten Nationen ändern und die deutschen Soldaten 
aus dem AWACS-Verband zurückziehen. Der 
verfassungsändemde Gesetzgeber werde des­
halb nicht vor vollendete Tatsachen gestellt.

Die Gefahren für die deutschen Soldaten in 
den AWACS-Flugzeugen seien nicht größer als 
bei den seit Monaten laufenden Überwachungs­
flügen und geringer als bei den humanitären 
Hilfsflügen. Die behaupteten konkreten Gefähr­
dungen seien wegen der Einsatzbedingungen 
nicht gegeben.

Erginge die einstweilige Anordnung, bliebe 
der Organstreit in der Hauptsache aber erfolg­
los, so ergäben sich schwerwiegende Nachteile 
für die Bundesrepublik. Ohne deutsche Beteili­
gung sei die Einsatzfähigkeit des AWACS-Ver­
bandes in Frage gestellt, jedenfalls aber nachhal­
tig eingeschränkt. Das von den Vereinten Natio­
nen verhängte Flugverbot sei zeitlich und räum­
lich nur noch lückenhaft durchzusetzen.

Bündnispolitisch würde der Erlaß einer einst­
weiligen Anordnung zu einem Vertrauensver­
lust bei den NATO-Partnern führen, der letzt­
lich die Verteidigungsfähigkeit Deutschlands 
mindere. Das Zurückziehen deutscher Verbän­
de aus einem integrierten Verband komme einer 
Aufkündigung der Bündnissolidarität gleich. 
Die Bundesrepublik habe die Solidarität ihrer 
Partner immer eingefordert. Bei einem Abzug 
des deutschen Personals aus dem AWACS-Ver­
band würde gerade in dem Augenblick das die 
NATO-Allianz ausmachende Prinzip der Ge­
genseitigkeit unterlaufen, in dem die Partner­
staaten Solidarität erwarteten. Zugleich'werde 
die Entwicklung von Strategie und Organisation 
der NATO, die sich in Richtung auf multinatio­
nale Verbände bewege, empfindlich gestört.

IV.

In der mündlichen Verhandlung haben sich Mit­
glieder des Bundestages und der Bundesregie­
rung sowie Generale der Bundeswehr geäußert. 
Der Generalsekretär der NATO hat zu bündnis­
politischen Fragen Stellung genommen.

B.

Eine einstweilige Anordnung kann nicht erge­
hen.

1. Nach § 32 Abs. BVerfGG kann das Bundes­
verfassungsgericht im Streitfall einen Zustand 
durch einstweilige Anordnung vorläufig regeln, 
wenn dies zur Abwehr schwerer Nachteile, zur 
Verhinderung drohender Gewalt oder aus einem 
anderen wichtigen Grund zum gemeinen Wohl 
dringend geboten ist. Bei der Prüfung dieser 
Voraussetzungen ist ein besonders strenger 
Maßstab anzulegen, wenn eine Maßnahme mit 
völkerrechtlichen oder außenpolitischen Aus­
wirkungen betroffen ist. (vgl. BVerfGE 83, 162 
«171 f.»).

Dabei müssen die Gründe, welche für die Ver­
fassungswidrigkeit der angegriffenen Maßnah­
me sprechen, außer Betracht bleiben, es sei 
denn, die in der Hauptsache begehrte Feststel­
lung erwiese sich von vornherein als unzulässig 
oder offensichtlich unbegründet. Das Bundes­
verfassungsgericht wägt die Nachteile, die ein- 
träten, wenn die einstweilige Anordnung nicht 
erginge, gegen diejenigen ab, die entstünden, 
wenn die Maßnahme nicht in Kraft träte, sie sich 
aber im Hauptsacheverfahren als verfassungsge­
mäß erwiese (vgl. BVerfGE 86, 390, «395»; st. 
Rspr.).
2. Der Antrag der Antragsteller im Verfahren 2 
BvE 5/93 und der angekündigte Antrag der An­
tragstellerin im Verfahren 2 BvQ 11/93 gegen 
die Bundesregierung sind weder von vornherein 
unzulässig noch offensichtlich unbegründet. 
Diese Anträge sind insbesondere nicht deshalb 
unzulässig, weil es etwa an einer Maßnahme im 
Sinne des § 64 Abs. 1 BVerfGG fehlte. Der Be­
schluß der Bundesregierung vom 2. April 1993 
stellt eine solche Maßnahme dar. Er entscheidet 
mit rechtserheblicher Wirkung über die Teilnah­
me deutscher Soldaten an der Überwachung und 
Durchsetzung des Flugverbots über Bosnien- 
Herzegowina durch den NATO-AWACS-Ver­
band nach Maßgabe der Resolutionen 781, 786 
und 816 des Sicherheitsrates der Vereinten Na­
tionen. Seine Umsetzung bedarf, wie sich auch 
aus der mündlichen Verhandlung ergeben hat, 
selbst dann keiner erneuten Beschlußfassung 
durch die Bundesregierung, wenn das Bundes­
verfassungsgericht die Anträge auf Erlaß einer 
einstweiligen Anordnung als unzulässig verwer­

fen oder mit der Begründung zurückweisen wür­
de, der Organstreit sei unzulässig. Dies hat Bun­
desminister Bohl in der mündlichen Verhand­
lung ausdrücklich bestätigt. Dem Beschluß liegt 
auch kein mündlicher oder stillschweigender 
Vorbehalt dieses Inhalts zugrunde. Die Mög­
lichkeit, daß der Beschluß bei veränderter politi­
scher Lage aufgehoben oder geändert werden 
könnte, bedeutet nicht, daß ihm Rechtserheb­
lichkeit nicht zukäme.

Einer weiteren Prüfung der Zulässigkeit der 
Organstreitverfahren bedarf es nicht, weil die 
Anträge auf Erlaß einer einstweiligen Anord­
nung aufgrund der gebotenen Folgenabwägung 
keinen Erfolg haben.

3. a) Ergeht die einstweilige Anordnung, er­
weist sich aber der Einsatz deutscher Soldaten 
später verfassungsrechtlich als zulässig, drohen 
der Bundesrepublik Deutschland schwere Nach­
teile.

Die Bundesrepublik Deutschland unterhält 
und betreibt von Anfang an zusammen mit elf 
anderen, der NATO angehörenden Nationen 
den NATO-Frühwarnverband (AWACS-Ver­
band) als voll integrierten Verband des Bündnis­
ses. Sein allgemeiner Auftrag besteht darin, im 
Rahmen der integrierten NATO-Luftverteidi- 
gung Frühwarnung zu betreiben und die Luft­
lageerstellung zu unterstützen. Der deutsche 
Anteil am militärischen Personal beträgt über 
30 %; die Flugsicherung wird ausschließlich von 
Deutschen gewährleistet. Die mündliche Ver­
handlung hat ergeben, daß dem Einsatz gerade 
dieses Verbandes für die Durchsetzung des 
Flugverbots eine Schlüsselrolle zukommt. 
Wenn die gefestigte, auf eingehender Schulung 
beruhende Zusammenarbeit bei den Einsätzen 
des AWACS-Verbandes aufgrund vorangegan­
gener Resolutionen des UN-Sicherheitsrates ge­
rade zu dem Zeitpunkt abgebrochen würde, in 
dem nach Auffassung der Bündnispartner ein 
besonders gewichtiger Einsatz ansteht, so müßte 
dies nach Einschätzung der Bundesregierung, 
aber auch des Generalsekretärs der NATO, von 
den Bündnispartnern — ungeachtet etwaiger 
Möglichkeiten, das Ausscheiden deutscher Sol­
daten auszugleichen — als eine empfindliche 
Störung der von der Völkerrechtsgemeinschaft 
autorisierten und von der NATO unterstützten 
Maßnahme empfunden werden.

Die mündliche Verhandlung hat zudem erge­
ben, daß bei einem Abzug der deutschen Solda­
ten aus dem AWACS-Verband dessen Einsatz­
fähigkeit erheblich beeinträchtigt, die Durchset­
zung, des Flugverbots mithin gefährdet wäre. 
Die auf Zusammenarbeit der jeweils 17 -18 Be­
satzungsmitglieder unterschiedlicher Nationen 
beruhende Einsatzfahigkeit des Verbandes wür­
de nach Auskunft des Kommandeurs der Ein­
heit, Brigadegeneral Ehmann, bei Herausnahme 
der deutschen Besatzungen selbst unter Aus­
schöpfung aller Möglichkeiten nach 14 Tagen — 
gemessen am Einsatzauftrag — entscheidend ge­
schwächt. Die mit der Resolution 816 des Si­
cherheitsrates beabsichtigte politische Signal­
wirkung würde so verfehlt. Das Bundesverfas­
sungsgericht hat keine Anhaltspunkte, die zu der 
Annahme zwingen, daß diese Einschätzungen 
fehlerhaft sein könnten.

Führt das Verfahren in der Hauptsache zu 
einer abschließenden Klärung dahin, daß die 
Verfassung die Beteiligung deutscher Streitkräf­
te an der Maßnahme nicht erlaubt, so muß das 
Bündnis das Ausscheiden deutscher Soldaten 
hinnehmen, selbst wenn dadurch die Einsatzfä­
higkeit des integrierten NATO-Vcrbandes emp­
findlich geschwächt würde und nur noch eine 
lückenhafte Durchsetzung des Flugverbotes 
möglich wäre. Es handelte sich dann um die Klä­
rung der verfassungsrechtlichen Grundlagen 
eines Mitgliedstaates für den Einsatz seiner 
Streitkräfte, wie sie auch nach Art. 11 des 
NATO-Vertrages jedem Bündnispartner Vorbe­
halten ist. Solange indes die Verfassungsrechts­
frage noch offen ist, läge ein schwerer Nachteil 
vor, wenn die Bundesregierung entgegen ihrer 
Rechtsauffassung und politischen Einschätzung 
die deutschen Soldaten aus dem Verband abzie­
hen müßte, sich später aber erwiese, daß die 
Verfassung die Mitwirkung deutscher Streit­
kräfte zuläßt. Dadurch würde das Vertrauen, 
das sich die Bundesrepublik Deutschland inner­
halb des Bündnisses durch ihre stetige Mitwir­
kung in dem AWACS-Verband erworben hat, 
aufs Spiel gesetzt.

Die Haltung der Bundesregierung zum 
AWACS-Einsatz beruht maßgeblich auf der 
Tatsache, daß der Sicherheitsrat in seiner Reso­
lution 816 diese Maßnahme im Rahmen des 
Friedensauftrages nach Kapitel VII UN-Charta 
autorisiert hat und erwartet, daß die in ihr ange­
sprochenen Mitgliedstaaten einzeln oder durch 
regionale Organisationen sich daran beteiligen. 
Diese Erwartung wurde in der mündlichen Ver­
handlung sowohl vom Bundesminister des Aus­
wärtigen wie vom Bundesminister der Verteidi­
gung bestätigt; ihre Grundlage ist die Mitglied­
schaft der Bundesrepublik Deutschland in den 
Vereinten Nationen und in der NATO. Unbe­
schadet der in der Vergangenheit und gegenwär­
tig geäußerten verfassungsrechtlichen Vorbe­
halte hat die Bundesrepublik Deutschland gera­
de in jüngster Zeit in einer Reihe von internatio­
nalen Dokumenten ihre Bereitschaft bekundet, 
im Rahmen der verschiedenen Bündnissysteme 
friedenserhaltende und friedensherstellendc 
Operationen unter der Autorität des UN-Sicher- 
heitsrates zu unterstützen (vgl. etwa das neue 
Strategische Konzept des Bündnisses, veröffent­
licht auf der Tagung der Staats- und Regierungs­
chefs des Nordatlantikrates am 7. und 8. No­
vember 1991 in Rom, Bulletin des Presse- und 

Informationsamtes der Bundesregierc.^ 
128 vom 13. November 1991, S. 1039 
ter Nr. 42»; die sogenannte Petersberg-Erk^, 
rung der Westeuropäischen Union vorn 19. ka 
1992, Bulletin Nr. 68 vom 23. Juni 1992.
S. 649, untr I.2., Ü.4.; Kommunique der 
stertagung des Nondatlantikrates vom 17. 1>. 
zember 1992 in Brüssel, Bulletin Nr. 141 vo- 
29. Dezember 1992, S. 1305 «1309 unter Nr 
6-8»).

Erginge die einstweilige Anordnung, oä&e 
die Bundesrepublik Deutschland, indem sie ihre 
Mitwirkung an dem integrierten multinationin 
Verband im Rahmen einer völkerrechtlich ver­
einbarten Friedenssicherungsaufgabe im Au­
genblick der Aktion abbricht, die durch ihr bis­
heriges Verhalten begründete Erwartung emL- 
schen. Angesichts der Unaufschiebbarkeit der 

• Maßnahme könnte sie den ihr obliegenden Bei­
trag zur Friedenssicherung gerade jetzt nicht lei­
sten, wo er gefordert ist. Ein Vertrauensveriw 
bei den Bündnispartnern und allen europäischer 
Nachbarn wäre unvermeidlich, der dadurch ent­
stehende Schaden nicht wiedergutzumachen.

b) Demgegenüber wiegen die Nachteile wei­
ger schwer, die entstehen, wenn die einstweilige 
Anordnung nicht erlassen wird, die Mitwirkung 
deutscher Soldaten sich später aber als unzuläs­
sig erweist.

Durch eine Mitwirkung deutscher Soldaten in 
dem AWACS-Verband — sie allein ist Gegen­
stand dieses Urteils — wird kein völkerrechtlich 
erheblicher Vertrauenstatbestand begründet 
Eine solche Mitwirkung kann auf der Grundlage 
des anhängigen Verfahrens und des vorliegen­
den Urteils nur als vorläufige, in ihrer Fortset­
zung vom Ausgang der Hauptsacheverfahren 
abhängige Zusammenarbeit gedeutet wenden, 
zumal wenn die Bundesregierung dies den betei­
ligten auswärtigen Staaten notifizieren wird.

Ein wesentlicher Schaden erwächst dem Ge­
meinwohl auch nicht aus der Situation der zum 
Einsatz kommenden deutschen Soldaten. Nach 
der in der mündlichen Verhandlung vorgetrage­
nen Einschätzung des Generalinspekteurs der 
Bundeswehr, General Naumann, und des Kom­
mandeurs des AWACS-Verbandes. Brigadegc- 
neral Ehmann. besteht für die Soldaten bei der 
gegebenen Einsalzplanung keine erhebliche mi­
litärische Gefahrdungslage; deren Eintreten sei 
zudem militärpolitisch wenig wahrscheinlich.

Der Soldat trägt auch kein rechtliches Risiko: 
wenn sich später die Verfassungswidrigkeit des 
Einsatzes ergeben sollte. Die Tätigkeit des Ver­
bandes hält sich im Rahmen des Beschlusses des 
Sicherheitsrates 816 vom 31. März 1993 und 
steht im Einklang mit der Zielsetzung der Charta 
der Vereinten Nationen, den Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit zu gewährleisten, 
unabhängig von der abschließenden Klärung der 
Frage, ob die Bundesregierung seinen Einsatz 
anordnen durfte. Die Verantwortung für die ver­
fassungsrechtliche Zulässigkeit dieser Anord­
nung, krauen nicht die an dem Einsatz, beteiiigten 
Soldaten, sondern die Bundesregierung. Das 
Gesetz stellt die Soldaten von dieser Verant­
wortlichkeit frei (§ 11 Soldatengesetz).

Allerdings kann in einer Lage, in der Soldaten 
der Bundeswehr erstmalig zu einem Kampfein­
satz geschickt werden und dieser nicht der un­
mittelbaren Verteidigung gegen Angriffe auf die 
Bundesrepublik odereinen ihrer Bündnispartner 
dient, ein Nachteil für das gemeine Wohl daraus 
erwachsen, daß bei späterer Feststellung der 
Verfassungswidrigkeit des Einsatzes das Ver­
trauen der Soldaten darauf enttäuscht wird, daß 
eine so weittragende Entscheidung auf einer ge­
sicherten verfassungsrechtlichen Grundlage be 
ruht. Dieser Nachteil tritt hier jedoch an Bedeu­
tung zurück; die Bundeswehrführung wird 
darauf verweisen können, daß ihre Befehle auf 
einer verantwortlichen Beurteilung der komp'c 
xen Rechtslage durch die dafür zuständige, de­
mokratisch legitimierte Bundesregierung beruh­
ten.

Auch für die innerstaatliche Ordnung entsteht 
kein nicht wiedcrgutzumachender Nachteil. 
Vollendete Tatsachen werden nicht geschaffen 
Erkennbar ist für die Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland, daß über die Zweifel an der verfis- 
sungsrechllichen Zulässigkeit einer Mitwirkung 
deutscher Soldaten bei der Durchsetzung der Si­
cherheitsratsresolution 816 vom 31. März 1993 
derzeit noch nicht entschieden ist. die in der 
Hauptsache zu treffende Entscheidung aber so­
fort befolgt werden wird. Deshalb kann weder 
für das Rechlsbewußtsein in Deutschland noch 
für das Vertrauen in die verfassungsrechtliche 
Gebundenheit der Bundesrepublik Deutschlrö 
ein Schaden entstehen. Eine wie immer geanr-: 
Präjudizierung künftiger Entscheidungen wn 
Verfassungsorganen tritt nicht ein. Entgegen der 
seitens der Antragsteller geäußerten Au!üs>~; 
könnte daher bei der Entscheidung über Ae 
Hauptsache das Argument nicht gehört werde? 
der Einsatz des AWACS-Verbandes unter Bex? 
ligung deutscher Soldaten habe als Element da 
Staatspraxis Gewicht für die Auslegung des 
NATO-Vertrages. v

Die Überzeugungskraft der Argumente. 
denen die Antragsteller ihre abweichende Ge­
wichtung der bei Nichterlaß einer dnstwafc» 
Anordnung befürchteten Nachteile begründ:: 
leidet im übrigen daran, daß mit den Anträge: 
nur der Abzug des fliegenden PersoraS des 
AWACS-Verbandes begehrt wird, obwohl dk 
vorgetragenen Bedenken — abgesehen veo äe 
Frage nach einer potentiellen GeiahnLre - ß 
gleicher Weise für das Bodenpersonal getes- 
dessen Einsatz sie bis zur Entscheide?; n off 
Hauptsache hinzunehmen bereit sind.

C.

Das Urteil ist im Ergebnis mit 5:3 Sünoee^ 
gangen.
(es folgen die Namen der Richter und Rkier- 
nen)
Quelle: Urteil des Bundesrcrfissuaß«?**1' -
BvE 5/93 und 2 BvQ 11/93, 'üiokt-- 
AdiiI 1993



Bücher gegen alte und 
neue Faschisten
Nachschlagewerk über 
rechte Presse
Die Arbeitsstelle Neonazismus der 
Fachhochschule Düsseldorf hat ein 
Nachschlagewerk über die wichtigsten 
faschistischen Zeitungen herausgege­
ben. 50 Presseorgane werden vorge- 
stellt: Auflage, Herausgeberkreis, Ent­
stehung, Autoren und Verbinden zu an­
deren Zeitungen. In einem weiterem 
Kapitel werden wichtige faschistische 
Autoren vorgestellt. Das Buch hat ein 
Personenregister, ein Abkürzungsver­
zeichnis und stellt zu Beginn die Adres­
saten und die Denkmuster der faschisti­
schen Presse entlang von Schlagworten 
vor. Wer sich also mit den faschistischen 
Kreisen genauer, detailliert befassen 
will, sollte sich das Bändchen zulegen.

Astrid Lange, die Autorin des Buchs, 
weist in der Einleitung zu Recht auf die 
große Bedeutung der faschistischen 
Presse hin:

„Anzahl und Verbreitungsgrad 
rechtsextremer Publikationen werden 
meist unterschätzt. Wissenschaftliche 
Institute zählen mehr als 130 regelmäßig 
erscheinende rechtsextreme Zeitschrif­
ten und Zeitungen, in den Verfassungs­
schutzberichten der letzten vier Jahre 
wurden zwischen 71 und 96 rechtsextre­
me Periodika mit einer Auflage von rund 
9 Millionen Exemplaren explizit als ver­
fassungsfeindlich eingestuft .. . Den 
Periodika kommt eine zentrale Bedeu­
tung zu. Faktisch ersetzen sie die Groß­
partei. Sie fungieren als organisatori­
sche Klammer, als Koordinations- und 
Betreuungsinstanz. Sie gewährleisten 
einen regelmäßigen und dauerhaften In­
formationsfluß. Einzelne Periodika er­
scheinen seit 40 Jahren und erreichen in 
den Familien schon die dritte Genera­
tion.“
Astrid Lange, Hhs die Rechten lesen, Beck’sche 
Reihe, München 1993,19,80DM. — (jöd)

Der Kölsche Weg 
in die Diktatur
Grob geschätzt sind bereits so viele Bü­
cher. Broschüren und Aufsätze über die 
Machtübernahme durch die Nazis ge­
schrieben worden, daß ein Jahr kaum 
ausreichen würde, sie alle zu lesen. 
Trotz dieser Literaturflut blieben die er­
sten Wochen der NS-Herrschaft für die, 
die sie nicht erlebt hatten, merkwürdig 
unscharf. Natürlich wußte man, wie das 
abgclaufen war, kannte die Rolle des 
Großkapitals und des Bankiers Freiherr 
von Schröder, hatte die Bilder des 
Fackclzuges durch das Brandenburger 
Tor vor Augen, wußte um die Bedeu­
tung des Reichstagsbrandes. Wie die 
Geschichte aber in unserer Stadt, in der 
westlichen Provinz weit weg von Berlin, 
abgelaufen war, konnte kaum jemand 
sagen. Im Rheinland, und vor allem in 
Köln, war alles nicht so schlimm, der 
Kölner an sich sei schließlich kein Nazi 
gewesen, wurde immer mal wieder be­
richtet. Aber das war im Großen und 
Ganzen auch alles, was an Informatio­
nen auf einfache Weise zu bekommen 
war.

Diese Informationslücke wurde jetzt 
gestopft: Pünktlich zum sechzigsten Jah­
restag der Machtübertragung gaben der 
Verein EL-DE-Haus und das NS-Doku- 
mentationszentrum Köln eine Broschüre 
über die sechs Wochen zwischen dem 
30.1. und dem 13.3.1933, dem Tag der 
Machtübernahme im Kölner Rathaus, 
heraus. Die Herausgeber arbeiten mit 
zwei sich ergänzenden Verfahren und 
sorgen so für eine lebendige, gut lesbare 
Darstellung. Während im ersten Teil 
Werner Jung eine ausführliche Darstel­
lung der Ereignisse und ihrer Vorge­
schichte gibt, kommen im zweiten Teil 
die Zcitzeugen zu Wort. Die Palette die­
ser Zeugen reicht vom ehemaligen klei­
nen Nazi über den damaligen Oberbür­
germeister Adenauer, den sozialdemo­
kratischen Reichtstagsabgeordneten 
Sollmann bis zu kommunistischen Wi­
derstandskämpfern. Aber auch später 
emigrierte jüdische Bürger, Christen 
und Menschen, die den Ereignissen ab­
wartend gegenüberstanden, kommen zu 
Wort.

Interessant macht das Heft aber nicht 
nur die regionalgeschichtliche Konkreti­
sierung der Geschichte, die manchmal 
bis auf die Ebene der Straßen geht. In der 
historischen Darstellung und den Aussa­

gen der Dabeigewesenen wird mit eini­
gen Legenden aufgeräumt, die sich bis­
her hartnäckig hielten. Z.B. die Mär, 
daß die Nazis in Köln nie so richtig einen 
Fuß auf die Erde bekommen hätten — 
Werner Jung verweist sie in den Bereich 
der historischen Legende. Der Weg in 
die Diktatur verlief in Köln nicht anders 
als in vergleichbaren Städten. Zwar wa­
ren die Wahlergebnisse der NSDAP hier 
schlechter als im übrigen Reich, doch 
stieg ihr Anteil innerhalb einer Woche 
um 6,5 Prozentpunkte auf 39,6 % — Er­
folglosigkeit ist etwas anderes.

Oder nehmen wir die Rolle Adenau­
ers, der uns von vielen bürgerlichen Hi­
storikern bisher immer als standhaft Wi­
derstand leistender Christ dargestellt 
wurde. Wahr daran ist, daß er die Nazis 
verabscheute, den Einfluß ihrer vier 
Stadtverordneten vor dem 30. l.„mit al­
len formal korrekten Mitteln“ (S. 5) be­
schränkte. Ebenso wahr ist aber auch, 
daß er seit Mitte 1932 mit seiner Partei, 
dem Zentrum, für eine Koalitionsregie­
rung unter Einschluß der Nationalsozia­
listen eintrat und ihnen damit indirekt 
den Weg ebnete.

Der Autor stellt aber ebenso kritisch 
die Haltung der Arbeiterparteien SPD 
und KPD, sowie die ausgesprochen 
zweifelhafte Rolle der Kölnischen Zei­
tung, der Vorgängerin des Kölner Stadt- 
Anzeigers dar, die sich als „Wortführe­
rin des nationalen Bürgertums und Hüte­
rin der nationalen Einheit“ bezeichnete.

Bleiben die wenigen Kritikpunkte, de­
ren erster Formales betrifft. Es hätte der 
Veröffentlichung gut getan, wenn sie 
vor dem Druck ein Lektor zur Hand ge­
nommen hätte. Viele peinliche Sprach­
schnitzer hätten vermieden werden kön­
nen. Aber auch inhaltlich gibt es 
Schwachpunkte: Der Autor belegt fast 
alle seine Behauptungen und gibt im An­
hang Quellen an, die Darstellung des 
Todes zweier SA-Leute während einer 
Auseinandersetzung mit Kommunisten 
aber bleibt unbelegt. Dabei wäre es in­
teressant zu erfahren, ob es außer den 
Ermittlungsakten der gleichgeschalteten 
Polizei und Justiz, die schließlich zu To­
desurteilen führten, noch andere Quel­
len gibt. Sollte dies aber nicht der Fall 
sein, kann nicht unkommentiert die Na­
zidarstellung des Falles übernommen 
werden.

Trotz dieser Mängel handelt es sich 
bei der Broschüre um ein Werk, das für 
Köln bisher einmalig ist — und sich ge­
radezu spannend liest.
Köln und der 30. Januar 1933, hrsg. vom Verein 
EL-DE-Haus und dem NS-Dokumentationszjen- 
trum der Stadt Köln, 56 Seiten, 6,00 DM. Zu be- 
ziehen bei: Verein EL-DE-Haus e.V., Garthestr. 
16, 5000 Köln 60-(tri)

Reportagen über 
rechte Jugendliche
Burkhard Schröder liefert in seinem 
Buch „Rechte Kerle — Skinheads, Fa- 
schos Hooligans“ einige Reportagen 
über rechte und faschistische Jugendli­
che aus der ehemaligen DDR. Ihm ist 
daran gelegen, mit diesen Reportagen 
den Nachweis zu führen, daß in der 
DDR ein eigenes faschistisches und 
rechtes Potential unter der Jugend ent­
standen ist. Schröders Auffassung zufol­
ge auch deshalb, weil „der staatlich ver­
ordnete und verlogene Antifaschismus“ 
denjenigen „in die Nähe des Faschismus 
rückte, der den Sozialismus kritisierte“. 
Deshalb hätten sich viele Jugendliche 
aus Protest gerade zu „faschistischem 
Gedankengut“ hingezogen gefühlt. Das 
ist aus den Reportagen, die Schröder re­
cherchiert hat, nicht so einfach zu schlie­
ßen. Vielmehr geht aus den Berichten 
der Jugendlichen vielfach hervor, daß 
am wenigsten bewußter Protest gegen 
das Regime ihre Haltung und Weltan­
schauung geprägt hat, sondern oft die 
Erziehung im Elternhaus: Verherrli­
chung des deutschen Soldatentums, Ver­
harmlosung der Naziherrschaft, Hetze 
gegen die Rote Armee. Solche Beurtei­
lungen und schönfärberische und verlo­
gene Erzählungen über die Nazizeit sind 
auch in der BRD nicht unbekannt. Sie 
müssen auch von Jugendlichen nicht un­
widersprochen hingenommen werden — 
immerhin war die Kritik an solcher Gei­
steshaltung eine Triebkraft für die Her­
ausbildung der Studenten- und Lehr­
lingsbewegung Ende der sechziger Jah­
re. Interessant an den Reportagen Schrö­
ders ist, daß fast alle Jugendlichen ange­

ben, sie wären erst durch die Schriften 
von faschistischen Organisationen aus 
der BRD auf den Gedanken gekommen, 
die historische Wahrheit von Konzentra­
tionslagern und Naziterror anzuzwei­
feln. Angriffe auf Ausländer und An­
dersdenkende haben Skin-Gnippen al­
lerdings schon seit Mitte der achtziger 
Jahre in der DDR veranstaltet — nur 
sind die Reaktionen der Polizei und der 
Gerichte damals schnell und eindeutig 
gewesen und die Möglichkeiten der 
Gruppen, Kontakt aufzunehmen und 
sich zu organisieren, waren wegen der 
staatlichen Unterdrückung kaum vor­
handen. Kritisch vermerkt Schröder, 
daß die vielfach unkommentierte Insze­
nierung von Naziauftritten in Fernsehen 
und Presse erheblich mit dazu beigetra­
gen hat, gerade im Gebiet der ehemali­
gen DDR, aber auch in der BRD, Nazi- 
Organisationen überhaupt erst bekannt 
zu machen, und so Jugendlichen ermög­
licht worden sei, mit diesen Organisatio­
nen Kontakt aufzunehmen.
Burkhard Schröder, Rechte Kerle, Skinheads, 
Faschos, Hooligans, rororo Mann 8271, 14,80 
ZW-(uld)

Starker Staat als 
Vater-Ersatz ?
Julian S. Bielicki ist Psychotherapeut in 
Mainz. In seinem Buch „Der rechtsex­
treme Gewalttäter. Eine Psychoanaly­
se“ zeigt er sich besorgt über die Zunah­
me der Gewalttaten von Menschen, die 
er als „rechtsextrem“ bezeichnet. Bei 
diesem unscharfen Begriff bleibt er, ob­
wohl er einen Exkurs in die faschistische 
Vergangenheit des deutschen Staates un­
ternimmt. Die Schwäche seiner politi­
schen Kritik tritt hier hervor. Er meint, 
rechte Gewalt habe es seit der Weimarer 
Republik ständig gegeben, und zwar wie 
eine Welle, die vor- und zurückrollt. 
Der menschliche Aggressionstrieb sei 
nämlich immer da, er könne nicht ver­
schwinden, sondern durch Kultur nur 
eingedämmt werden.

Welche Erklärung für Morde und an­
dere Gewalt verbrechen an Ausländern, 
Flüchtlingen, Behinderten und anderen 
Gruppen mit schwacher Positon in der 
westdeutschen Gesellschaft hat er zu 
bieten, und welche Maßnahmen gegen 
die rechte Gewalt schlägt er vor?

Er legt dar, daß in den ihm bekannten 
Fällen eine bestimmte psychische Stö­
rung vorliegt. Hergeleitet aus der Psy­
choanalyse von Sigmund Freud, ist die­
se Störung dadurch gekennzeichnet, daß 
der Agressionstrieb ungehemmt gegen 
andere gerichtet wird und das Ich dieser 
Menschen schwach ausgeprägt ist. In ih­
rer Kindheit haben sie wegen des Feh­
lens einer zu respektierenden Vaterfigur 
nicht gelernt, die Bedürfnisse und Wün­
sche anderer zu achten, ja sie sind nicht 
einmal fähig, sie als andere zu erfassen. 
Sie zeichnen sich insbesondere durch 
das Fehlen eines Gewissens aus. Für die 
Gesellschaft sind sie gefährlich, weil sie 
ihren Haß gezielt gegen Menschengrup­
pen richten und nicht imstande sind, sich 
selber Grenzen aufzuerlegen. Sie leben 
ihren Sadismus aus, ohne Scham oder 
Reue zu empfinden.

Bielicki führt aus, daß die so beschaf­
fenen Menschen auch später nicht fähig 
sind, ein Gewissen zu entwickeln. Das 
einzige, was getan werden könne, sei,

Anzeige 
Diss-TexteNr. 26

Ingo Loose

„Ein feste Burg ...“
Wie eine 

Süddeutsche Zeitung 
das Hohelied von der 

»Festung Europa« singt.

Ausführliche Textanalyse einer Ar­
tikelserie in der „Süddeutschen Zei­
tung“, einer in der deutschen Pres­
selandschaft renommierten Tages­
zeitung, die den Ruf hat, zu keiner 
politischen Richtung zu tendieren. 
Sie weist nach, daß ausländerfeind­
liche und rassistische Haltungen 
und Denkmuster auch hier produ­
ziert und reproduziert werden. 
Bestelladresse: D.I.S.S., Realschul­
str. 51,4100 Duisburg 1, 7—DM 

den rechtsextremen Gewalttäter rasch 
und hart zu bestrafen, da er nur konkrete 
Handlungen verstehe. Hierzu ruft er den 
Staat auf den Plan. Sicher werden viele 
mit ihm übereinstimmen, daß die gelten­
den Gesetze, die sich gegen faschisti­
sche Tätigkeiten richten, angewendet 
werden sollen, statt daß die Faschisten 
von staatlichen Funktionsträgern eine 
gewisse Duldung und Förderung genie­
ßen. Aber man wird Bedenken dagegen 
haben, daß es im wesentlichen den staat­
lichen Organen überlassen werden muß, 
gegen den Faschismus vorzugehen. Die 
einzelnen Gesetze und der Zweck des 
gegebenen Staates werden nicht mehr 
hinterfragt. Bielicki fordert, daß alle 
sich den Beschlüssen von Bundestag und 
Bundesrat zu beugen haben. Diese gel­
ten ihm als Garanten für die Kulturlei­
stung, das Zusammenleben in der Ge­
sellschaft zu ermöglichen duch Nieder­
halten der zerstörerischen Triebhaftig­
keit des Individuums und der Massen. 
Dabei setzt er ein seltsames Vertrauen in 
die gewählten Abgeordneten. Er glaubt, 
sie hätten „ein stärkeres Gewissen als 
der Durchschnitt ihrer Wähler“, sonst 
wäre z.B. die Todesstrafe längst einge­
führt. Zugleich fordert Bielicki zu ge­
sellschaftlicher Ächtung der Faschisten 
auf. Wirte, Vermieter, Taxifahrer sollen 
sie abweisen. Es wäre ein Ansatz zum 
gemeinsamen Handeln gewesen, wenn 
auch Bielicki seine speziellen Erkennt­
nisse in dieser Hinsicht fruchtbar ge­
macht hätte. Wenn er der Überzeugung 
ist, daß diese Rechtsextremen kein Ge­
wissen haben, so sollte er fordern, daß 
sie kein passives Wahlrecht haben dür­
fen, denn im Fall ihrer Wahl wären sie

Neonazi-Aufmarsch am 20.10.90 vor der 
Dresdener Semper-Oper mit den damals 
noch lebenden Faschisten-Funktionären 
Michael Kühnen und Rainer Sonntag.

grundsätzlich nicht imstande, politische 
Entscheidungen an ihr eigenes Gewissen 
zu binden.
Julian S. Bielicki, Der rechte Gewalttäter. Eine 
Psychoanalyse. Rasch und Röhring, Hamburg 
1993 — (anl)

An alle Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen der 
„Politische Berichte“
Am Sonntag, den 9. Mai, findet in Köln 
die Frühjahrstagung des Arbeitskreises 
„Politische Berichte“ statt. Alle Perso­
nen, die jetzt schon dem Arbeitskreis 
angehören, sowie Mitarbeiter und Mit­
arbeiterinnen der Zeitschrift, die dem 
Arbeitskreis beitreten möchten, sind 
hiermit herzlich eingeladen. Die Tagung 
findet statt im Jugendgästehaus, An der 
Schanz 14, 5000 Köln-Riehl. Sie be­
ginnt um 9 Uhr und wird gegen 14 Uhr 
beendet sein. Der Arbeitskreis berät 
über
— Aufmachung, Umfang und Finanzie­
rung der Zeitschrift,
— die Einteilung der Zeitschrift in Glie­
derungsblöcke, deren Umfang,
— er beauftragt Redakteure für die 
Gliederungsabschnitte und Herausgeber 
sowie die Geschäftsführung der Heraus­
geber,
— er berät über inhaltliche Schwer­
punkte, Anträge auf Mitgliedschaft im 
Arbeitskreis und andere Anträge an den 
Arbeitskreis.
Personen, die zur Tagung kommen wol­
len, werden hiermit gebeten, sich bei der 
Redaktion in Köln umgehend zu melden, 
insbesondere wegen evtl. Übemach- 
tungswünsche.
— (Geschäftsführung der Herausgeber der Po­
litischen Berichte)
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Diskussion / Dokumentation

Termine -

24.725.4. Seminar zur Geschichte des 
FDGB. Referent Prof. Alfred Förster, 
bis 1990 an der Gewerkschaftshoch­
schule des FDGB tätig, wird sich in 
einem ersten Komplex zur Aufarbeitung 
deutscher Geschichte, speziell zum Um­
gang mit der DDR-Geschichte äußern. 
Zweitens wird A. F. einiges zur Behand­
lung der Geschichte der deutschen Ge­
werkschaftsbewegung in beiden deut­
schen Staaten belegen. Drittens wendet 
er sich der Geschichte des FDGB zu. 
Beginn Samstag, 10 Uhr, Ende Sonntag 
gegen 14 Uhr, in Stuttgart. Anmeldun­
gen an: KAZ-Redaktion oder GNN-Ver­
lag, jeweils Schwanthalerstr. 139, 8000 
München 2.

Ende April Voraussichtlich 3. Lesung 
des neuen Asylrechtsartikels 16 a im 
Grundgesetz im Bundestag.

Geplant ist von verschiedenen Träger­
kreisen u.a. eine Demonstration in der 
Bannmeile vor dem Bundestag. Außer­
dem soll ein öffentliches Hearing statt­
finden. An vielen Orten bereiten lokale 
Bündnisse die Aktionen vor.

8.5. Antikapitalistischer Ratschlag — 
Veranstaltung anläßlich des 175. Ge­
burtstages von Karl Marx. Im Karl- 
Liebknecht-Haus, Berlin, 10-17 Uhr. 
Auf Initiative von: Heinz Stehr (DKP), 
Werner Schleese (KPD), Heinz Marohn 
(PDS)

8.5. Frühjahrstagung der GNN-Verla- 
ge, Jugendgästehaus, Köln.

9.5. Frühjahrskonferenz des Arbeits­
kreises Politische Berichte. Jugendgä­
stehaus, Köln.

15.716.5. An diesem Termin finden in 
Frankfurt/Main, im Haus der Jugend, 
Deutschherrnufer 12, die im folgenden 
beschriebenen drei Tagungen statt. In­
teressierte sind dazu herzlich eingela­
den. Sie können an einer einzelnen Ta­
gung, aber auch an mehreren teilneh­
men. Sofern Unterbringung und Ver­
pflegung gewünscht werden, ist aber 
eine umgehende Anmeldung (rok, Tel.: 
0711/625672) erforderlich.

Für den Ablauf der Tagungen ist vor­
gesehen:

1. Arbeitsgruppe der BWK-Delegier- 
tenkonferenz „Entwicklung von Ar- 
beits- und Verwertungsprozeß“. Diese 
Arbeitsgruppe soll in Zusammenarbeit 
mit interessierten Arbeitsgemeinschaf­
ten und wenn möglich mit Interessierten 
aus der PDS der Frage nachgehen, in­
wieweit die aktuellen Veränderungen im 
Arbeitsprozeß („lean production“ u.a.) 
moderne Varianten traditioneller Ratio­
nalisierung sind und inwieweit sie neue 
Entwicklungen .darstellen. Samstag, 
15.5., 13-17 Uhr.

2. Koordinationsausschuß der Ar­
beitsgemeinschaft Stahl- und Metallin­
dustrie. Themen u.a.: Gewerkschaftli­
che Strategiediskussion, Tarifpolitik, 
Mitarbeit am Nachrichtenheft Kritik und 
Widerstand. Samstag, 18—20 Uhr, 
Sonntag, 8—11 Uhr.

3. Herausgeberkreis des Nachrichten­
hefts Kritik und Widerstand — Erörte­
rung der Erfahrungen mit dem neuen 
Nachrichtenheft, Redaktion und weitere 
Planung. Sonntag, 11 —14 Uhr.

22.5. „West-Parteitag“ der PDS/ 
Linke Liste in Bonn: Beratung von Dele­
gierten aus den westlichen Landesver­
bänden über die Gründung eines Regio­
nalverbandes PDS / Linke Liste.

26.727.6. 2. Tagung des 3. Parteitages 
der PDS in Berlin. Dort soll unter ande­
rem über die Wahlstrategie der PDS für 
1994 und Aktionen der PDS beraten und 
beschlossen werden.

29. 7. bis 4.8. „Linke Sommerschule“ 
1993: 30. Juli (Anreise 29.7.) bis 3. 
August (Abreise 4. August); Kinderbe­
treuung wird diesmal angestrebt.

Die Themen der Kurse stehen noch 
nicht fest; die Beteiligung weiterer lin­
ker Kräfte ist erwünscht.

4.9. Ostseefriedenskonferenz. Interna­
tionale Friedenskonferenz der PDS in 
Stralsund.

25.726.9. Pressefest der „UZ“, Zei­
tung der DKP, in Bottrop.

16.717.10. Herbstkonferenz der 13. 
Bundesdelegiertenkonferenz des BWK 
in Köln.
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Aus Kultur und Wissenschaft

Der Werkkreis Literatur der Arbeitswelt 
stellt sich mit einer Leseprobe vor
„Aufbruch“ ist der Titel der Neuen Kollektion 2 des Werkkreises. 
50 Beiträge von 42 Autoren, textbezogen illustriert, füllen die 
150 Seiten des Taschenbuches, das jetzt zum 1. Mai 1993 erscheint. 
Gedichte, Gedankenbilder und Kurzprosa in vier Kapiteln 
(Wendezeiten, Fremd in der Fremde, Schöne neue Arbeitswelt und 
Ich, Du, Wir) ergreifen Partei für die gefährdeten, erniedrigten und 
benachteiligten Menschen in unserer Mitte. Der nachfolgende Text 
von Mirza Atug (Wipperfürth) gibt einen Einblick in die gegen­
wärtige literarische Arbeit des Werkkreises. Die Illustration ist von 
Niko Timm (Bremen). Das Buch ist für 10 DM (in Briefmarken) bei 
Jörg Jahn, Weserstraße 11,6070 Langen / Hessen sofort erhältlich.

Mirza Atug
Von den Schwierigkeiten, 
Deutscher zu werden
Was haben wir doch in der 
Schule für wirklichkeitsfremdes 
Zeug gelernt.

Ich bin vor dreiundzwanzig 
Jahren nach Deutschland gekom­
men. Dort heißt es jeden Tag: 
Datum und Unterschrift.

Am 26.10.1987 habe ich mor­
gens die Arbeit Arbeit sein las­
sen und bin zum oberbergischen 
Kreisdirektor gegangen. Wir 
beide, meine Frau und ich, soll­
ten seine Hand schütteln und 
Deutsche werden. Nachdem wir 
unterschrieben hatten, nahmen 
wir artig seine Hand‘und waren 
Deutsche. Wie sagt man — ist 
nicht die Unterschrift der Cha­
rakter des Menschen?

Am Abend zuvor hatten wir 
das Deutschlandlied auswendig 
gelernt, aber an diesem Morgen 
fragte uns zu unserem Leidwe­
sen keiner danach. In der Türkei 
dagegen hatte ich viel Prügel be­
zogen, bis ich endlich die Natio­
nalhymne konnte. Daher er­
schien es mir sehr einfach, ein 
Deutscher zu werden. Ohne jede 
weitere Zeremonie kehrte ich in 
die Fabrik zurück und meine 
Frau an den häuslichen Herd.

Meine Kollegen erkundigten 
sich, wie die Sache ausgegangen 
sei, und ich sagte: „Ja, wir sind 
alle zusammen, die ganze Fami­
lie, Deutsche geworden.“ Einige 

hatten das nicht so genau mitge­
kriegt und so entstand ein allge­
meines Gemurmel. Andreas 
Veit, den wir Türken immer Faik 
nannten, schrieb nun auf zwei 
Kartons: Herman the German. 
Einen Karton stellte er vor mich 
auf den Tisch, den anderen so 
auf, daß jeder ihn sehen konnte.

Einige sahen ein Problem in 
meinem Familiennamen. Sela­
hattin aus Tophane, den wir den 
Zigeuner nannten, war über­
zeugter Antikommunist. Der 
Ärmste konnte nicht richtig 
schimpfen und so sagte er nur 
„Gorbatschow“ zu mir. Das 
hatte mir in meiner Sammlung 
noch gefehlt!

Faik ist ein Kollege von un­
schätzbarem Wert, einer, der nie 
unlogisch denkt. Er schüttelte 
mir die Hand und gratulierte mir. 
Anderen wurde die Situation un­
behaglich, es gingen kurze Fra­
gen hin und her, wie: Hier ist 
Deutschland. Man denkt nur dar­
an, zu arbeiten und reich zu 
werden. Hier ist nicht die Tür­
kei, wo getrommelt und gepfif­
fen wird.

Die Rechten unter den Deut­
schen wollen nicht, daß jemand 
die deutsche Staatsangehörigkeit 
bekommt. Allah behüte sie da­
vor, daß ihre reine Rasse mit an­
deren Völkern gemischt wird. 

Wie dem auch sei, keiner von 
den treuen Bild-Lesern drückte 
mir die Hand und gratulierte. 
Der Abteilungsfeldwebel sagte: 
„So, jetzt darfst du auch wäh­
len.“ Davon, daß ich auch ge­
wählt werden kann, sprach er 
nicht. Er meinte dann: „Auf wel­
cher Seite stehst du denn poli­
tisch?“ „Ich bin seit sieben Jah­
ren Mitglied der SPD, aber es 
wird wohl so sein, daß sich mei­
ne Ansichten nach rechts oder 
auch nach links verschieben“ 
antwortete ich ihm. Das ärgerte 
ihn, er verzog das Gesicht und 
sagte: „Hau ab!“ Ich wollte ein­
lenken, aber er schnauzte noch­
mal kurz „Geh!“ Ich stand 
dumm da, meine Stimmung sank 
aufNull.

Die Frauen, die den zweiten 
Weltkrieg miterlebt hatten, 
sprachen: „So oder so, du bist 
doch ein Türke“. Und gleich 
hinterher: „Deine Kinder
werden hier zur Bundeswehr 
gehen.“ Das brachte mir wieder 
einen Pluspunkt ein.

Der Abteilungsfeldwebel hieß 
Delphin, die Türken nannten ihn 
Yunus. Ein interessanter Name. 
Ein im Meer lebendes Säugetier, 
dessen Fleisch an Land nicht ge­
gessen wird. Wenn er einen Re­
volver und einen breitkrempigen 
Hut hätte, wäre der Cowboy fer­
tig. Er kam später noch einmal, 
schüttelte meine Hand micvorge- 
täuscht herzlichem Gesichtsaus­
druck und fragte beiläufig: „Wie 
fühlen Sie sich?“ Kurz und 
knapp, wie es sich für einen 
Deutschen gehört.

Tage zuvor hatte es zwischen 
uns eine Diskussion gegeben, 
weil ich in einem Gespräch so 
getan hatte, als hätten die Türken 
ein bißchen Deutschland er­
obert. Er sagte dazu, daß die 
Türken nur bis vor die' Tore 
Wiens gekommen wären. Das 
war mir im Grunde egal. Wie 
schade, die Deutschen verbinden 
immer alles mit Krieg und die 
Türken mit Religion. Als Türke 
ist man zur einen Hälfte An­
hänger des Laizismus, zur ande­
ren Anhänger des Seriat-Rechts, 
doch Allah sei Dank — vor allem 
Muslim.

Nach Feierabend ging ich nach 
Hause, wusch mir die Hände und 
das Gesicht, setzte mich ins 
Wohnzimmer und hörte Nach­
richten. Familie Atug ist endlich 
deutsch geworden. Aber die 
wollten im Fernsehen dazu kei­
nen Kommentar abgeben. Ich 
legte eine Kassette von Ivan 
Perver ein, denn ich wollte mei­
ne gute Laune zurückholen. Ich 
vergaß darüber, 'daß ich Deut­
scher geworden war. Achja ...

Meine Kinder feixten: „Papa, 
du bist jetzt Deutscher, stell end­
lich das Gejaule ab und leg doch 
eine Kassette von Heino ein.“ 
Ich fragte sie, wer denn dieser 
Heino sei. Er sollte ein deutscher 
Volksliedsänger sein. Ich mag 
diese Volkslieder überhaupt 
nicht. Ich liebe türkische Volks­
musik. Wenn ich auch Assyrer 
bin, liebe ich doch die türkische 
Musik. „Papa, du sagst doch 

immer, nicht die Probleme des 
einzelnen,sondern die der Ge­
sellschaft sind wichtig“ sagten 
die Kinder. „Diese Gesellschaft 
ist die deutsche Gesellschaft“. 
Die Kinder sind jetzt in das Alter 
gekommen, wo sie vor allem 
mich kritisieren. Aber Kritik ist 
nützlich, so erfahrt man wenig­
stens seine Fehler. Ich entgeg­
nete: „Es ist gut, wenn sich die 
Völker vermischen. Ich habe die 
Sprache von fünf Völkern ge­
lernt und ihr seid vier Geschwi­
ster. Lernt ruhig auch die türki­
schen Lieder, aus Freundschaft 
kann kein Schaden entstehen.“ 
„Papa, soviel Du auch von 
Freundschaft redest, du hast 
doch schwarze, buschige Augen­
brauen, nur deine Haare sind 
grau geworden, sie haben die 
Farbe gewechselt, aber dein Ge­
sicht ist das eines Orientalen.“ 
Das Morgenland ist die Wiege 
der Kultur, das Abendland ist die 
Wiege der Nationalökonomie. 
Hunger führt zu Kampf. Mende- 
res, der in jedem Stadtviertel ei­
nen Millionär haben wollte, sag­
te damals auch schon: „Geld 
zieht Geld an“. Wer wenig hat, 
will ein bißchen mehr. Aber was 
ich auch sagte, ich bekam meine 
Antwort. „Mensch, dann sag 
doch auch, daß das System Feh­
ler hat. In Anatolien hattest du 
ein Haus, aber keine Arbeit, in 
Istanbul hast du dann wieder ein 
Haus gekauft, aber Arbeit hattest 
du immer noch nicht. Dann bist 
du nach Deutschland gegangen 
und hast noch einmal ein Haus 
gekauft — und hast du jetzt viel- 

’ leicht einen sicheren Arbeits­
platz?“ „Nein“ sage ich. „Er ist 
noch immer nicht klug gewor­
den“ sagen die Kinder. „Man 
muß das Grundgesetz ändern* * 
versuche ich zu -erklären. „Du 
willst wohl ins Gefängnis?“ er­
widern sie und ich antworte: 
„Sind wir denn nicht sowieso 
halb wie im Gefängnis?“ Wenn 
du in dieser Auseinandersetzung 
deinen Platz einnehmen willst, 
dann ändere nicht deinen Paß.

Theorie und Praxis sind zwei 
Paar Schuhe. Der Arbeiter ist ein 
Praktiker, er geht durch die Uni­
versität des Lebens. Die Unter­
scheidung ist so wie bei der 
Trennung von Spreu und Weizen 
auf dem Dreschplatz. Das muß 
gut gelernt sein, sonst ist alle 
Mühe vergeblich. Wenn der 
Wind stark ist, darf man die 
Wurfschaufel nicht zu hoch he­
ben — und wenn der Wind 
schwach ist, muß man sie so 
hoch heben, wie die Kräfte rei­
chen. Spreu und Weizen müssen 
weit getrennt werden. Wenn der 
Wind heftig weht, mischt sich 
das leichte Korn sonst schnell 
wieder mit der Spreu.

Aber wir wollen die Menschen 
nicht drängen, sie nicht gering 
schätzen. Der Mensch ist ein sich 
langsam weiter entwickelndes 
Geschöpf, das fünftausend Jahre 
gebraucht hat, um seinen Affen­
schwanz loszu werden.
Friede meinen Kindern
Friede der Jugend
Friede meinen Freunden.

Zur Arbeit des Werkkreises 
Literatur der Arbeitswelt
Als bundesweite Vereinigung 
von abhängig Beschäftigten und 
Arbeitslosen arbeitet der Werk­
kreis in örtlichen Werkstätten 
mit Schriftstellern, Journalisten 
und Wissenschaftlern zusam­
men. Dabei werden vorrangig 
zwei Aufgaben wahrgenommen: 

Erstens: Erlebnisse und Erin­
nerungen der Betroffenen direkt 
zu dokumentieren und die Situa­
tion abhängig Beschäftigter dar­
zustellen, insbesondere die Aus­
wirkungen der Beruflichen Ar- 
belt auf Gesundheit, Familie und 
Lebensqualität. Dazu gehört es, 
daß sich die Schreibenden gegen­
seitig beratend unterstützen und 
sich mit ihren Texten in über­
schaubaren Diskussionsrunden 
auseinandersetzen. Wichtigste 
Leistung des Vereins ist die ab­
schließende Bewertung durch er­
fahrene Lektoren und die Aufbe­
reitung zur tragfähigen Veröf­
fentlichung.

Zweitens: Die so erarbeiteten 
Texte zu verbreiten und Außen­
stehenden Einblicke zu geben, 
die ihnen von den kommerziellen 
Medien vorenthalten werden. 
Das Hinwirken auf eine bessere 
demokratische Kultur vor und 
hinter den Fabriktoren und Büro­
türen ist eines der Hauptziele des 

Werkkreises. Der Schwerpunkt 
dieser gemeinnützigen Zusam­
menarbeit liegt demnach auf dem 
Gebiet der Volksbildung. Semi­
nare für spontanes Schreiben, 
auch Graphik-Workshops und 
die Veranstaltung von Kursen 
und Lesungen sollen den im 
Schreiben und Vortragen zu­
nächst Unsicheren eigene Fort­
schritte ermöglichen. Gleichzei­
tig wird dabei der Blick für so­
ziale Mißstände, Benachteili­
gungen und Ungerechtigkeiten 
geschult. Die Mitglieder sind 
frei in allen erprobten und neuen 
Formen sprachlicher Äußerun­
gen und graphischer Gestaltung.

Der Werkkreis arbeitet an der 
Beseitigung von Kultur- und Bil­
dungsprivilegien: er paßt sich 
der Vermarktung von Literatur 
zum Nutzen einiger Weniger 
nicht an. Erstellung und Verbrei­
tung der literarischen Erzeugnis­
se erfolgen weitgehend ehren­
amtlich in eigener Regie und mit 
der Unterstützung durch Ge­
werkschaften und sozialkritische 
Gruppierungen.

Unsere Kontaktadresse:
Werkkreis Literatur der Arbeits­
welt e.V., Postfach 180227, 
5000 Köln 1




